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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Erstes Slüch vom Jahre 1866.

 I. Prüfungs-Regulativ für Bauhandwerker
vom 22. December 1865.

In weiterer Ausführung des §. 18 der Gewerbe Ordnung vom 8. April 1864

(G.-S. 1864 S. 61 ff.) und des F. 28 der Verordnung vom 3. Juli desselben Jahres

(G.-S. 1864 S. 135 ff.) wird rücksichtlich des Befähigungsnachweises zur selbststän-

digen Ausführung und Leitung von Bauten mit höchster Genehmigung des Durchlauch-

tigsten Fürsten verorduet wie folgt.
.1.

Der Nachweis der Befähigung zuimi#nen Ausführung und Leitung der

im 8. 28 der Ausführungsverordnung zur Gewerbeordnung vom 8. Juli 1864 näher

bezeichneten Bauten, (Meister= Befähigung) ist durch das Beslehen einer theore-
tischen und practischen Prüfung vor der in Rudolstadt bestehenden Prüfungs-Commission

zu führen.
8. 2.

Die Prüfungs-Commission besteht aus einem den Vorsit führenden Fürstl. Bau-
beamten und aus zwei zur selbstständigen Ausführung und Leitung von Bauten berech-

tigten Bauhandwerkern (Prüfungsmeistern) und zwar aus zwei Zimmermeistern
oder zwei Maurermeistern, je nachdem es sich um die Prüfung von Maurern oder

Zimmerleuten handelt. .

Die Fürstliche Regierung bezeichnet widerruflich diejenigen Meister, unter welchen
der Vorsitzende der Prüfungs-Commission die bei jeder einzelnen Prüfung zuzuziehenden

auswählt.
Fürstl. Schw. Rudosst. Gesebsamml. XXVII. 1

Ausgegeben in Rudolstadt den 6. Jannor 1866.
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Die Untheile der drei Commissionsmitglieder über den Aussall der Prüfung sind

gleichberechtigt und es wird das Endurtheil durch Majoritälsbeschluß herbeigeführt,

indessen ist jedes der Mitglieder besugt, die Entscheidung der Fürstlichen Regierung
anzurufen, in welchem Falle der Majorilätsbeschluß der Commission vorläufig suspen-
dirtbleibt.

Baubeamte, welche den Prüfungs-Candidaten unterrichtet oder mit Bauarbeiten

beschäftigt haben, desgleichen Meister, bei welchen derselbe innerhalb des letzten Jahres
in Arbeit gestanden hat, dürfen an der Prüfung nicht Theil nehmen.

8. 3.

Zur Prüfung sollen in der Regel nur solche zugelassen werden, welche das

24. Lebensjabr zurückgelegt haben und nachweislich drei Jahre hindurch als Gesellen
bei selbstständigen Bauhandwerkern (Bauhandwerkömeistern) des Inlandes oder Aus-

landes und in jedem Jahre wenigstens drei Monate lang praktisch auf dem Bauplatze

thätig gewesen sind.
Ausnahmsweise kann die Fürstliche Regierung von dem Erfordernisse des vollen-

deten 24. Lebensjahres dispensiren (§. 4 der Gewerbe-Ordnung), auch ist sie ermächtigt,

die Zeit für eine dreijährige practische Ausbildung angemessen zu ermäßigen, weun der

Bewerber um Zulassung zur Prüfung durch den Besuch einer gewerblichen Lehranstalt
oder in sonst geeigneter Weise Gelegenheit gesunden hat, die zu dem beabsichtigten Ge-

werbebetriebe erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten zu erwerben.

8. 4.

Die Anmeldung ist zu jeder Zeit zulässig und hat schriftlich bei dem Vorsitzenden
der Prüfungs-Commission unter Ueberreichung

1) der Nachweise über die voransgegange praktische Ausbildung (8. 3) durch
Zeuguisse der Arbeitsmeister bezüglich Lehranstalten,

2) eines von dem Antragsteller selbst verfaßten und geshriebenen Lebenslaufes,

3) eines polizeilichen Führungszeugnisses zu erfolgen.

5.

Dem Gesuche ist sofort der Betrag der Prüfungsgebühren mit 16 Fl. beizufügen.

Diese Gebühren werden, soweit sie nicht zur Deckung des Aufwandes für den Geschäfts-
betrieb an Schreib- und Botengebübren, sowie für Reisekosten zur Abnahme des

Meisterbaues, zu verwenden sind, nach erfolgter Prüfung unter die Mitglieder der

Prüfungs-Commission gleichmäßig vertheilt.
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S. 6.
Die Prüfung erfolgt

1) müddlich,
2) durch Aufgabe einer Probearbeit (Zeichnung und Kostenanschlag),
5) durch Aufgabe einer praktischen Arbeit (Meisterbau, Modell).

76. 7.

Die mündliche Prüfung der Zimmerleute (§.6, 1) umfaßt solgende Gegenstände:
1) Flächenderechnung des Parallelogramms, des Dreiecks und des Trapezes

aus Grundlinien und Höhen, Umfangs= und Flächenberechnung des Kreises

aus dem Halbmesser, ferner des Kreisausschnilts aus dem zugehörigen

Mittelpunktswinkel und dem Halbmesser; Flächenberechnung eines nach vor-

geschriebenem Maßstabe in Zeichnung gegebenen unregelmäßigen Vielecks;
Berechnung des Inhaltes und der Begrenzungsflächen des Prisma's, der

Pyramide und des Cylinders bei senkrechter Stellung;

2) #miwen berbbliniger Figuren nach gegebenen Bestimmungsstücken und
Bedingu

3) „cniczunm vosgetger Zeichnungen, welche auf die bei dem Land= und

Brückenbau vorkommendenZimmerarbeiten sich beziehen;
4) Kennzeichen der guten und schlechten Beschaffenheit der zu den Zimmer-

arbeiten zu verwendenden Holzarten; Rücksichten, welche bei dem Fällen

und Aufbewahren der Bauhölzer und bei der Auswahl derselben zu den ver-

schiedenen Zimmerarbeiten zu nehmen sind;
5) Construktion der liegenden Bohlen= und Balkenroste, der Pfahlroste, der

Spundwände und deren Anwendung;

6) Zusammensetzung, Ausstellung und Anmendung gewöhnlicher Rammen;

7) Einrichtung einfacher Maschinen zum Musschöpfen des Wassers;
8) Verfahren bei der Aufertigung der mit Holz ausgesetzten Brunnen und

Brunnenkasten;
9) Darstellung von Holzverbindungen in ihrer Anwendung auf Vertrumpfun-

gen, Verschwellungen, Verschiftungen, bei Trägern, Unterzügen, Hänge-
und Sprengwerken;

10) Zusammensetzung und Verband der gewöhnlichen und der gesprengten Wände;

11) Construktion der Treppen, Dachverbände, Glockenstühle, des Holzverbandes
der Thürme und ähnlicher Baulichkeiten;
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12) Verfahren bei der Erneuerung abgefaulter Balkenköpfe, bei dem Unter-

schwellen der Gebäude, bei der Ausbesserung von Brückenjochen und bei

ähnlichen Arbeiten;

13) Verrichtungen, weche bei dem Absteifen nach Verschiedenheit der Fälle zur
Auwendung kommer

14) Aufstellung warhundene Gerüste, Vorrichtungen zum Herausschaffen der

auhölzer;
15) Fragen über Fälle, in welchen die Zmmmer- und Maurerarbeiten bei der

Ausführung sich gegenseitig bedingen (z. B. bei Vertrumpfungen zu Feuc-
rungsanlagen, bei der Legung von Fußböden über Gewölben, Anbringung

von Balkenankern und dergleichen);

160) Regeln, nach welchen bei dem Bauen Feuerunsicherheit und Beeinträchtigung
der Nachbarn zu vermeiden ist; Kenntniß der in Bezug auf die Baupolizei

bestehenden Gesehe und baulichen Vorschriften.

8. 8.

Die mündliche Prüfung der Maurer und Steinhauer (Steinmetzen) (8. 6, 1)
umfaßt

1) die S.7 unter 1,

2) die F.7 unter 2
bagineh Gegenstände, ferner

3) Erklärung vorgelegter Zeichnungen, welche auf die bei dem Land= und

Brückenbau vorkommenden Maurer= und Steinhanerarbeiten sich beziehen.

Zuletzteren gehören insbesondere die Zeichnungen der drei Säulenordnungen,
der aus Werkstücken zu fertigenden Tonnen-, Kuppel-, Kreuz= oder scheit-

rechten Gewölbe, und endlich der aus Werkslücken zu fertigenden Treppen,

deren Stufen gerade oder gewunden zwischen Wangen liegend, oder frei

sich selbst tragend sein dürfen;
4) Kennzeichen der guten und schlechten Beschaffenheit der Materialien zu den

Maurerarbeiten; Zubereitung des Mörtels, Cements und Wasserkilts;

5) Untersuchung des Baugrundes; Beschreibung und Anwendung der dabei

zu benußenden Werkzeuge, künstliche Befestigung des Baugrundes durch
Stein oder Betonschüttung, Senkbrunnen oder Senkkasten und dergleichen

und deren Anwendung;
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6) Verfahren bei der Absteckung eines Gebäudes auf der Baustelle; Einrich-

tung der Lehren, Stichmaaße und Eintheilungslatten, Aufstellung der

Gerüste;
7) Berechnung der erforderlichen Stärke der Mauern nach Maßgabe ihrer Höhe;

8) Regeln für die Zubereitung und Aufstellung der Lehrbögen, für die Dicke
der Gewölbe und der Widerlager;

9) Angabe der Verbände bei Mauern von natürlichen Bausteinen und Mauer-

ziegeln, bei Schornsteinen, Feuerungen, Nauchmänteln, Gewölben, scheit-
rechten Bögen und Stichkappen;

10) Versahren bei der Anfertigung gerohrter Decken, gemauerter und anderer

Gesimse, Einrichtung der Chablonen;
11) Eindeckung der Ziegeldächer, Dachluken, Rinnen, Hohlkehlen, Forste und

Grate;
12) Behandlung der Werkstücke bei den üblichen Arten der Bearbeitung, Nück-

sichten, welche hierbei und bei dem Versetzen von Werkstücken auf die natür-

liche Lage des Steines zu nehmen sind; Eigenschaften der zu Werkstücken
gewöhnlich verwendeten Steine und Verhalten derselben unter der Einwirkung

der Kälte und Wärme, der Nässe und Trockenheit; Mittel zur Entdeckung

verborgener Fehler an äußerlich fehlerfrei erscheinenden Steinen und zur

Mmöglichsten Beseitigung solcher Fehler; Angabe des Verfahrens bei dem
Austragen der Lehrbreter zu den Gewölbesteinen und ähnlichen Bausteinen;

Kenntniß der zum Transport und zum Heben der Werkstücke erforderlichen

Vorrichtungen; Verfahren bei dem Vermauern, Versetzen, Vergießen, Ver-
klammern und Verdübeln der Werkstücke, Zusammensetzung und Zubereitung

des Verbindungsmaterials;

13) Versahren bei der Anfertigung gemauerter Brunnenkessel;
14) wie S.7 sub 15;
15) wie S. 7 sub 16.

S. 9.

Die Examinatoren sind weder zur Beobachtung der Reihenfolge der vorbezeichneten

Prüfungsgegenstände (§. 7 und 8) noch zur Erschörfung derselben verpflichtet. Es

steht ihnen frei, auch auf andere verwandte Stoffe die Prüfung zu erstrecken; nur müssen

die ausgewählten Gegenstände innerhalb der Grenzen landesüblichen Verfahrens und
landkundigen Materials liegen undin die Kategorie der oben bezeichneten Fragen fallen.
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8. 10.

Ueberidie mündliche Prüfung ist ein Protokoll aufzunehmen, in welchem die ge-
stellten Fragen und die Bemerkungen der Commission über die ertheilten Antworten

anzugeben sind.

Die Blätter, welche bei der Prüfung gefertigte Handzeichnungen, Rechnungen
oder schriftliche Antworten enthalten, sind von dem Candidaten zu unterschreiben und

dem von allen Mitgliedern der Commission zu vollziehenden Protokolle beizufügen.

8. 11.

Die Probearbeiten (8. 6, 2) haben für den Maurer wie für den Zimmermann
zu bestehen: #

1) entweder im Entwerfen undZeichnen wichtiger Hauptstücke eines großen

Gebändes, oderin dem Entwurfe unddervollstindigen Ausarbeitung eines
gewöhnlichenWohn-od n Umfange nach.

Dem Zimmermann kann nachBefinden der Entwurf und die Jichung
eines für sich bestehenden Zimmerbauwerks, wie eines Kirchthurms, einer
hölzernen Brücke 2c. aufgegeben werden.

Ingleichen kann dem Maurer nach Befinden der Entwurf zu einer

steinernen Brücke, Treppe, Feuerungsanlage oder zu einem steinernen Ge-
wölbe aufgegeben werden.

2) in der Anfertigung und Berechnung eines Anschlags über die Kosten des

Arbeitslohns und der erforderlichen Materialien beziehendlich zu Maurer-

und Zimmerarbeit bei dem als Probearbeit dienenden Baugegenstande. Die

Arbeit ist zugleich nach Tagewerken zu berechnen.

Bei Stellung der Aufgabe sind diejenigen Grenzen nicht zu überschreiten, inner-
halb deren sich der Handwerker, dem academisch gebildeten Baumeister gegenüber, zu
bewegen pflegt, und jedenfalls sind auch die Probearbeiten so abzumessen, daß sie bei
mäßiger Uebung in acht Wochen vollendet werden können.

Die Commission hat die Anfertigung der Probearbeiten zu überwachen, bezüglich

überwachen zu lassen.

Glaubt die Commission trotzdem annehmen zu müssen, daß sich der Candidat uner-

laubter Hülfe bedient hat, so ist sie besugt, demselben eine fernere unter Claufur zu

fertigende Arbeit auszugeben. Auch kann
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3) die Aufnahme w Anomessung von Gebãuden einer einsachen Probearbeit

hinzugefügtwe
Die vollendeten #e sind von dem Candidaten und von den beaufsichtigenden

Mitgliedern zu unterschreiben, von allen Mitgliedern zu prüfen, und, sofern sich dazu

Veranlassung findet, schriftlich zu beurtheilen. Der Umlauf darf nicht über 2 Wochen
dauern.

S. 12.
Den Meisterbau (§. 6, 3) hat der Prüfungscandidat allein und insbesondere

ohne Beihülfe eines den Meister verkretenden Gesellen (Polirers) zu leiten. Die

Ermittelung des Meisterbaues, welcher in der Regel nicht weiter, als höchstens drei

Meilen von Rudolstadt entfernt liegen darf, bleibt dem Examinanden überlassen.
Er hat sich mit dem Bauherrn oder dem vondiesem beauftragten Unternehmer und mit

einem Meister seines Handwerks wegen Ueberweisung der nöthigen Gesellen zu einigen.
Vor dem Beginne des Baues muß er den Ort und den Umfang desselben dem

Vorsipenden der Commission schristlich anzeigen, unter Beifügung einer Zeichnung, aus
welcher die wichtigsten der dabei vorkommenden Construktionen zu ersehen sind.

Die Entscheidung über die Zulassung der getroffenen Wahl ist möglichst zu be-

schleunigen und dem Antragsteller spätestens innerhalb 14 Tagen zu eröffnen, mit der

gleichzeitigen Bestimmung darüber, welchen einzelnen, besonders wichtigen Theil des
Baues er als Probeslück selbst, ohne andere, als die ganz unentbehrliche Arbeitohülfe,

auszuführen hat.
d.1

Kommen bei dem Bau dergleichen -!n Theile nicht vor, so ist dem Exami-

nanden die Ausarbeitung eines Modelles unter Aufsicht auszugeben.

8. 14.

Liegt der Bau zu entfernt vom Sitze der Commission, so ist die Beaufsichtigung,

welche sonst durch ein Mitglied der Commission geführt werden muß, einem andern zu-

verlässigen Maurer- oder Zimmermeister in der Nähe des Meislerbaues zu übertragen,

welcher dann die während des Baues gemachten Wahrnehmungen schriftlich zu den

Prüsungsacten einreicht.
Die Abnahme besorgen der Baubeamte und die beiden Prüfungsmeister. Bei

Besichtigung des Baues muß der Examinand zugezogen werden. Die bemerkten Mängel

der Arbeit sind ihm auf der Baustelle vorzuhalten; seine Erklärungen darüber sind zu
Protofoll zu nehmen.
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8. 15.

Die Prüfung der Zimmekleute sowohl, als der Maurer soll übrigens auch auf ihre

Befähigung zu Beurtheilung der für Bauten nothwendigen Erfordernisse überhaupt,
also auch der in das specielle Fach des zu Prüfenden nicht einschlagenden Gegenstände

sich erstrecken.
16.

Ueber die ganze Prüfung hat die Commission Beschluß zu fassen und hiebei das

Gesammtergebniß der Prüfung hinsichtlich der Befähigung des Geprüsten zu selbststäu-

diger Ausführung und Leitung von Banten hauptsichlich zu berücksichtigen. Fällt der

Beschluß zu Gunsten des Geprüften aus, so stellt die Prüfungscommission bei der Fürst-

lichen Regierung den Antrag auf Ausstellung eines Befähigungszeuguisses zur selbst-
ständigen Ausführung und Leitung von Bauten aller Art (Meisterzeugnisses) unter

Beifügung der von allen drei Mitgliedern der Commission unterschriebenen und gehörig

gehefteten Prüfungsverhandlungen und der Probearbeiten in einer Mappe oder Rolle.

Stimmt die Commission für die Versagung des Befähigungszeugnisses, so bescheidet

sie den Geprüften ablehnend mit der Angabe der Mängel seiner Ausbildung und macht
hiervon der Fürstlichen Regierung Anzeige.

Wenn der Geprüfte nur in einem wesentlichen Theile der Prüfung nicht bestanden

hat, so kann die später zu wiederholende Prüfung auf diesen Theil beschränkt werden.

Bei Versagung des Befähigungszeugnisses ist zugleich eine, die Dauer eines Jahres
nicht überschreitende Frist zu bestinimen, vor deren Ablauf die Ernenerung oder die

Ergänzung der Prüfung nicht statthaft ist.
Die von dem Geprüften gelieferten Zeichnungen und schriftlichen Arbeiten sind

ebenso wie die Prüfungsverhandlungen im Locale der Fürstlichen Regierung aufzube-

wahren. Die außerdem angefertigten Probestücke müssen ihm nach endgültiger Ent-
scheidung über den Ausfall der Prüfung zurückgegeben werden.

S. 17.

Das Regulativ vom 18. Juni 1840 über die Befähigung und die Prüfungen der

Maurer und Zimmerleute (Ges.-S. 1840 S. 129 ff.) wird hiermit aufgehoben.

Rudolstadt, den 22. December 1865.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
fur das Furstenthum Schwarzburg · Rudolstadt.

Bweites Stůch vom Jahre 1866.

 . II. Verordnung
vom 12. Jannar 1866, betr. verschicdene Abänderungen des Regulativs über

die Holzabgabe an die Staakounterthanen aus den F. Forsten der Oberherrschaft

vom 14. Jannar 1859 mi der Verordnungen vom 24. Mai 1861, vom

11. Angust und 1. September 1865.

In Folge der vorgenommenen Revision des Holzpreisregulativs vom 14. Januar

1859 und der Verordnung vom 24. Mai 1861 und unter Aufhebungder Verordnungen

vom 11. August und 1. Sept. 1865 wird mit Höchster Genehmigung Serenissim!

verordnet, wie folgt.
Art. 1.

Zu F. 2 des Regulativs als alin. 2 und 3:

Von den Brennhölzern, die zu ermähigten Preisen nach dem jährlich aufzustellen-

den Distributionsplane für die Abgabe an die Gemeinden bestimmt werden, sind zu-

nächst die Bedürfnisse der Unbemittelten zu befriedigen, das Uebrige kommt zur Ver-

theilung an die anderen ortsangehörigen Unterthanen. Das Abgabequantum an eine

einzelne Familie darf jedoch den festgestellten Maximalsatz nicht übersteigen.
Art. 2.

Von §F. 5 des Regulativs werden alin. 1—5 aufgehoben und wird an deren Stelle

Ocsetzt:
Nach dem von der Forstbehörde auf Grund der zeitherigen Abgabe aufgestellten

und von dem Fürstlichen Finanzcollegium genehmigten Distributionsplane wird den

Ortsvorständen das nach den Magazinpreisen abzugebende Quantum bekannt gemacht.

So lange und in so weit Gemeinden, Corporationen vder Privaten ihr jeweiliges

Bedürfnih au Holz aus der eigenen Waldung befriedigen konnen, werden ihnen aus

den Fürstlichen Forsten keine Hölzer zu diesem Zweckr abgegeben.
Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetzsamml. XXVII. 2

Ausgegeben in Rudolstadt den 20. Jannar 1860.
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Im Februar jeden Jahres werden zum Bedarf der Unterthanen nach Bezirken,

wenigstens.4,WochenworherbekanntzumuchewdeBauholzschreibetageabgehalten.

5§. 7 des Regulativs wird aufe rn
rt. 4.

§. 9 des Regulativs wird ’ie und an dessen Stelle gesetzt:

Die Cubirung der Langhölzer und Bloche geschieht nach Instruction des Fürst-

lichen Finanzcollegiums.
Art. 5

§S. 15 des Regulativs fällt weg.
Ar

Zu §. 16 des Regulativs.

Die Eintheilung der Forstein Abtheilungen wird dahin abgeändert, daß der Dit-

tersdorfer Forst zu Abtheilung II. geschlagen wird.
alin. 2 kommt in Wegfall.

Art. 7.

Das Preisverzeichniß vom 14. Januar 1859, S. 1 der Verordnung vom 24. Mai

1861 und die Verordnungen vom 11. August und 1. Septbr. 1865 werden hiermit auf-

gehoben und tritt mit dem Tage der Publication die der gegenwärtigen Verordnung bei-

Fefügte Taxe bis auf Weiteres in Kraft.
Rudolstadt, den 12. Januar 1866.

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.

Verzeichniß
der Preise der Brennhölzerfür aek n, zum eigenen Bedarf.

lbtheilung.
A. Weiches Scheit= und Walzenholz

6 Fl. 12 Kr. für 1 Kiftr. 7 ell. geringes,
„ „ „ ganz geringes,

„ „ „ Wealzenholz.

"B. Stocke, weiche.

2 Fl. 28 Kr. für 1 Klftr. gegrabene oder geschmatzte gute,
1„ 56 „ „1Klftr. dergleichen geringe.

Reißig.
— Fl. 40 Kr. für 1 Schock.



8 Fl. — Kr.

7 M— u

5 « 24 “

3 u 54 7.

*

2 7“ 36 “

.

 ——544Kr.
77. 34 7“.

26 „

4 Fl. 12 Fr.
3
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II. Abtheilung.

A. Weiches Scheit= und Walzenholz.
für 1 Klftr.“ ell. kiefernes Scheitholz, geringes,
„ 1 Klftr. „ „sichtenes und tannenes Scheitholz, geringes,

„ 1 Kiftr. „ „ ganz geringes Kiefern- und Fichten-Scheit= und

gutes Walzenholz,
 1 Klftr. „ „ ganz geringes Kiefern, und Fichten-Walzenholz.

. Stotte, weiche.

für 1 Klstr. gute, gegrabene oder geschmahte,
„ 1 Klftr. dergleichen geringere,

„ 1 Klstr. dergleichen ganz geringe.

C. Reißig, weiches.
für 1 Schock,
„ 1 Schock gutes Durchforstungsreißig,

„ 1 Schockgeringes dergl.
mn Oesteröder Forste finden rücksichtlich des weichen Feuerholzes, der weichen

Stocke und des weichen Reißigs folgende Preise statt:

9 Fl. — Kr.

6, 36,

4 Fl. 24 Kr.

3 77 40 7.

1 Fl. 16 r.

7 Fl. — r.

5, 45
4 7° 4 *

1. Weiches Scheit= und Walzen-Holz.
für 1 Klftr.  ellig. geringes, kiefernes Scheitholz,

Klftr. „„ geringes, sichtenes und tannenes Scheitholz,

„ 1 Klstr. „ „ ganz geringes Kiefern= und Fichten-Scheit= und

alzenholz.
2. Weiche Stocke.

für 1 Klftr. gute gegrabene oder geschmatzte,

„ 1 „ dergl geringe

3. Weiches Reißig.
für 1 Schock tunge Wellen,
„ 1 „ dergleichen geringe.

II. Abtheilung.

A. Wines Scheit= und Walzenholz.
en Sitzendorfer Forst.

für 1 Klftr. Fni, gutes Scheitholz,
„ 1 „ „ „ dergl. geringes,

„ 1 „ „ „dergleichen ganz geringes und Walzenholz.
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Für den Unterwelßbacher Forst.

6 Fl. — Kr. für 1 Klftr. , ellig. gutes Scheitholz,

4, 4„ „ 1 Klftr.. . dergl. geringes,
3 „ 4, „ 1 Klftr. „ „ dergl. ganz geringes und Walzenholz.

n. Stocke, weiche.
n Sitzendorfer Forst.

3 Fl. 8 Kr. für 1 Klftr. aure, *i oder geschmatzte,

2 „ 16 „ # aun beruge dergl.
den Unterweißbacher Forst.

2 Fl. 32 Kr. für 1 alstr ui gegrabene oder geschmatzte,

1: 52„ „ 1Klstr. geringe dergl.

C. Reiwßig, weiches.
— Fl. 40 r. für 1 Schock.

IV. Abtheilung.

A. Weites Scheit= und Walzenholz.
4 Fl. 32 r. für 1 Klstr./ellig. gutes Scheitholz,
3, 4, „IAtlstr. „„ dergl. geringes,

2. 4, „ 1 Klfr.„ „ dergl. ganz geringes,

2 „„ 36 „ „ 1 Klftr., „ gutes Walzenholz,

2 „ 4, „ 1 Kiftr.„ „ dergleichen geringes,

1. 32 „ „ 1 Klftr., „ dergl. ganz geringes.

Für die Orte Neuhaus, einschließlich Mittelland und Fischbachswiese, Schmalen-

buche einschließlich Rußhütte, Lichte einschließlich Ascherbach, Geiersthal, Alsbach,

Scheibe, Goldisthal, gbteihamnuer und Kathütte:
#l 8 . für1Klftr.1 ellig. gutes Scheitholz,

12 „ „1Klftr.

% 1 Klstr.

„ 12 „ „1Kl,tr.

„ 40 „ „1Klftr..

„ 20 „ „ 1Klftr.

,dergl. geringes,
„ dergl. ganz geringes,

„ gutes Waszenholz,

„ geringes dergl.

„ JLanz geringes dergl.

 ——#
**

B. Stocke , weiche.

1 Fl. 40 Kr. für 1 Klftr. gute, gegrabene und geschmatzte,

1 „ 28, „ 1 Klstr. geringe dergl.

 ÒÔÒeÛ“Ó — Ój
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Driltes S#c von Jahrt 1866.

&amp; III. Ministerial-Bekanntmachung
vom 12. Jannar 1866, die Veröffentlichung der Kaiserlich Oesterreichischen

Verordnung über die Zulassung ausländischer Actien= und Commarditgesell-

schaften auf Actien #. vom 29. November 1865 betreffend.

Nachstehende Kaiserlich Oesterreichische Verordnung d. d. Schönbrunn den 29.
November v. J. über die Zulassung ausländischer Actien= und Commanditgesellschaften

auf Ackien 2c. wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Rudolstadt, den 12. Januar 1866.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Vertrab.

Aaiserliche Verordnung vom 29. Uovember 1865,
über die Zulassung ausländischer Artiengesellschaften und Commanditgesellschaften

auf Actien, mit Ausschluß von Versicherungsgesellschaften, zum Geschäftsbetriebe

in Oesterreich.

Um Verzögerungen zu vermeiden, welche eine Einleitung diplomatischer Verhand-
lungen mit den einzelnen Siaaten zur Folge hätke, finde ich in Würdigung der staats-

und volkewirthschaftlichen Interessen des Reiches mit Bezug auf den zweiten Artikel
Meines Patentes vom 20. September 1865·), nach Anhörung meines Ministerrathes

zu verordnen, wie folgt:

) Neichs, Gesed-Blait Nr. 80.

Färstl. Schw. Rudolsl. Gesetsamml. XXV. 3

Ausgegeben in Rudolstadt den 27. Jannar 1800.
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Artikel l.

Jede ausländische Actiengesellschaft und Commanditgesellschaft auf Actien, mit
Ausschluß der Versicherungsgesellschaften, wird in Oesterreich als rechtlich bestehend

anerkannt, und zum gewerbemäßigen Betriebe ihrer Geschäfte unter ihrer Firma gleich
den hierländigen Gesellschaften derselben Art zugelassen, wenn

a) dieselbe nachweist, daß sie in dem Staate, in welchem sie sich gebildet hat, nach
dessen Gesetzen rechtlich besteht und sich dort in wirklicher und regelmäßiger Ge-

schäftsthätigkeit befindet;

h) die Regierung des Staates, dem sie angehört, die hierländigen Gesellschaften

gleicher Art zum gewerbemäßigen Geschäftsbetriebe und zur Verfolgung ihrer

Rechte vor Gerichtim dortigen Staatsgebiete, aufGrundlage der Gegenseitigkeit
gleich den einheimischen Gesellschaften zuläßt, wenn ferner

) die Zwecke der Gesellschaft den hierländigen Staatsinteressen und die Statuten

derselben den für die Sicherheit des Verkehrs maßgebenden Grundsähen der hier-

ländigen Gesetzgebung nicht widerstreiten, und wenn endlich

d) die Gesellschaft durch einen statutenmäßigen, erforderlichen Falls von der Regie-
tung ihres heimatlichen Staates genehmigten Beschluß sich giltig verpflichtet, bei
der Ausübung ihres Geschäftsbetriebes in Oesterreich, nebst den allgemeinen

Gesetzen, insbesondere den Bestimmungen der gegenwärkigen Verordnung nach-
zukommen.

Artikel I.

Die Entscheidung über den Eintritt der im Ark.1 erwähnten Voraussetzungen und

die Ertheilung der Zulassungserklärung steht denselben Behörden zu, welche in Ansehung
der Errichtung hierländiger Gesellschaften gleicher Art competent sind.

Die Zulassung kann für die ganze statutenmäßige Dauer der ausländischen Gesell-

schaften oder für eine kürzere Zeitdauer ausgesprochen werden.

Jede Verlängerung derjeuigen Zeitdauer, auf welche die ursprüngliche Zulassungs
erklärung sich erstreckt, jecde Errichtung von Filialen oder Agentien, die in derselben
nicht begriffen sind, sowie jede, auf Grund einer im Heimatlande der Gesellschafterfolgten

Ergänzung oder Aenderung der Statuten, beabsichtigte Erweiterung oder Aenderung

des Geschästsbetriebes in Oesterreich unterliegt einer neuerlichen Entscheidung derjenigen
Behörden, welche die Zulassung erklärt haben. ·
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Artikel Ul.

Bevor die ausländische Gesellschaft ihren Geschäftsbetrieb auf Grund der Zu-

lassungsurkunde eröffnet, verlängert, enweitert oder ändert (Art. II), hat dieselbe den
Wortlank dieser Urkunde und die einschlägigen wesentlichen Bestimmungen der Statuten

durch diejenigen Blätter zu veröffentlichen, welche durch besondere Verordnungen be-

stimmt werden. Durchdieselben.Blätter haben auch die übrigen Veröffenklichungen zu
geschehen, die der Gesellschaft nach diesem Gesete obliegen.

Artikel W.

Die Gesellschaft hat für ihren gesammten Geschäftsbetrieb in Oesterreich eine aus

einer oder mehreren Personen bestehende, der Staatöverwaltung in Oesterreich zur

Genehmigung anzuzeigende und durch die öffentlichen Blätter kundzumachende Reprä-
sentanz zu bestellen, deren Mitglieder an dem Orte der hierländigen Hauptniederlassung

ihren bleibenden Wohnsitz haben oder nehmen müssen.
Die hierländige Repräsentanz der Gesellschaft hat diese sowohl gegenüber der

Staatsverwaltung, als gegenüber dritten Personen in Oesterreich, gerichtlich und auher.
gerichtlich mit unbeschränkter Vollmacht in allen Angelegenheiten zu vertreten, welche

in dem Betriebe der Geschäste in Oesterreich ihren Grund haben.

In Rechtsstreiten, welche sich auf Angelegenheiten dieser Art beziehen, ist die
ausländische Gesellschaft als Geklagte den öslerreichischen Gerichten unterworfen, und,
falls statutenmäßig eine schiedsrichterliche Entscheidung einzutreten hat, ist für derlei
Angelegenheiten nur ein in Oesterreich zu bestellendes Schiedsgericht zuständig.

Artikel V.

Die hierländige Repräsentanz der Gesellschaft hat der politischen Landesstelle
desjenigen Landes, in welchem die hierländige Hauptniederlassung ihren Sitz hat,
innerhalb der ersten drei Monate eines jeden Geschäftsjahres solgende Urkunden über

das letztvergangene Geschäftsjahr vorzulegen:
n) die Protokolle der abgehaltenen Generalversammlungen;

b) die General- Bilanz der Gesellschaft;
) die Special- Bilanz für den Geschäftsbetrieb in Oesterreich, in welcher die für

diesen Betrieb bestimmten Activen, sowie diein Oesterreich befindlichen Betricbs-

zunn abgesondert von dem übrigen Vermögen der Gesellschaft nachzuweisen
in

Außerdem hat die Geselschaft die obgedachten Bilanzen zu veröffentlichen.
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Artikel VI.

Die Mitglieder der Repräsentanz haften gegenüber sämmtlichen hierländigen
Gläubigern der Gesellschaft persönlich für jeden Schaden, welcher aus der Unrichtig-
keit der eingereichten. Special. Bilanz (Art. V. lil. c.) entstanden ist und durch die

Anwendung der pflichtmäßigen Sorgfalt bei derEruchung desselben hätte vermieden
werden können.

Artikel VII.

Die Rechte und Pflichten der in Oesterreich zugelassenen Gesellschaft sind nach

den für hierländige Gesellschaften gleicher Art geltenden Gesetzen und Verordnungen
zu beurthtilen.

Insbesondere haben auf die Gesellschaft die gesetzlichen Bestimmungen über die

Uebung der Staatsaufsicht und, soferne sie in Oesterreich Handelsgeschäfte betreibt,

über die Pflicht zur Eintragung in die Handelsregister, wo solche gesetzlich bestehen,
Anwendung zu finden

Auch hat dieselbe, gleich den hierländigen Gesellschaften, von ihren zum Ge-

schäftsbetriebein Oesterreich gehörigen Betriebsanlagen, von ihren hierlands abge-
schlossenen Geschäften und von ihrem Handels- und anderen Einkommen in Oesterreich

die Steuern, Abgaben und Gebühren nach Maßgabe der hierländigen Gesetze und

Verordnungen zu entrichten.

Artikel VIII.

Die Wirksamkeit der Zulassungserklärung erlischt:
a) Wenn die Gesellschaft den Geschäftsbetrieb in Oesterreich innerhalbder ihr in der

Zulassungserklärung ausdrücklich bestimmten oder in Ermanglung einer solchen
Bestimmung innerhalb einer Frist von sechs Monaten vom Zeitpuncte der Erthei-

lung der Zulassungserklärung nicht wirklich eröffnet hat;
) wenn die Gesellschaft den in Oesterreich schon eröffneten Geschäftsbetrieb ohne

Genehmigung der Staatsverwaltung durch einen drei Monate überschreitenden

Zeitraum gänzlich eingestellt hat;
e) wenn die Gesellschaft in ihrem heimatlichen Staate rechtlich zu bestehen aufgehört,

oder die volle Verfügungs oder Verkehrsfähigkeit in Betreff ihres Vermögens

verloren hat;

4) wenn die Zeit abgelaufen ist, auf deren Dauer in der Zulassungserklärung der

gewerbemäßige Geschäftsbetrieb der Gesellschaft in Oesterreich gestattet wurde.
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Durch die Bestimmungen der Fristen in n) und b) wird der Fall nicht ausge-

schlossen, daß die Genehmigung zu einzelnen Betriebsanlagen der Gesellschaft auf Grund

derVerordnungen der allgemeinen Gewerbegesetze noch vor AblaufobigerFristen erlösche.

I B.

Die Staatsverwaltung kann die Zulassungserklärung widerrufen:
Mun) wenn der Heimatstaak der Gesellschaft in der Beobachkung der Gegenseitigkeit

(Art. 1, lit. ) eine für die hierländigen Gesellschaften nachtheilige Aenderung
eintreten, oder

.) wenn die Gesellschaft sich Uebertretungen dieses Gesetzes zu Schulden kommen läßt.

rtikel X.

Ueber die Zulassung ausländischer Versicherungsgesellschaften zum Geschäftsbe-
triebe in Oesterreich wird eine besondere Vorschrift folgen.

Artikel AXl.

Die Centralstellen, welche es angeht, sind mit der Vollziehung dieser Verordnung
beauftragt. · .

Schönbrunn, am 29. November 1865.

Franz Joseph m. p.

Alexander Graf Mensdorff-Pouillo m. p., F. M. L.

Auf Allerhöchste Anordnung:
Bernhard Nilter von Mener m. p.
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 IV. Ministerial-Bekanntmachung
vom 18. Jannar 1866, den freien Gewerbe-Verkehr mit dem Fürstenthum

Schwarzburg-Sonderêhausen betreffend.

Unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom 30. September 1864 (Ges. S.

1864, Seite 168) wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß zwischem dem

hiesigen Fürstenthume und dem Fürstenthume Schwarzburg-Sondershausen, nachdem
in diesem Staate am 1. d. M. die im Wesentlichen mit dem hiesigen Gewerbe-

Gesetze vom 8. April 1864 übereinstimmende Gewerbe-Ordnung vom 14. November

v. J. in das Leben getreten ist, von jetzt ab rücksichtlich des Gewerbebetriebes Ge.

genseitigkeit besteht.

Rudolstadt, den 18. Januar 1866.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg= Rudolstadt.

Vierles Lüch vom Zehre 1866.

 V. Bekanntmachung
der Fürstl. Regierung vom 19. Januar 1866, die in der freien und Hansestadt

Hamburg zu Ausstellung von Eheconsensen berechtigten Behörden betr.

Im Anschluß an die Bekanntmachung vom 29. April 1859, die nach dem Gothaer

Vertrage vom 15. Juli 1851 zu Ausslellung von Checonsensen berechtigten Behörden

betreffend, wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß nach einer Mittheilung

der freien und Hansestadt Hamburg zur Ertheilung und Ausstellung der Trauscheine,
nachdem an die Stelle der bisher bestandenen Weddebehörde das Civilstands = Amt

getreten ist. nunneh sotzeme Behörden befugt sind:
die Stadt und die Vorstadt St. Georg:

das Civilstands-Amt,

für die Vorftadt St. Pauli:
das Patronat dieser Vorstadt,

für das Marsch-Gebiet:
die Landherrenschaft der Marschlande,

für das Geesügebiet:
die Landherrenschaft der Geestlande und

ür das Amt Ritzebüttel:

der dortige Amtsverwalter.

Rudolstadt, den 19. Januar 1866.

Fürstl. Schwarzt. Regierung. Bertrab.

G. Wchter.

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesehsamml. XXVII.
Ausgegeben in Rudolstadt den 7. Februar 1866.
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X VI. Ministerial-Bekanntmachung
vom 2. Februar 1866, den Vertrag zwischen Preufien und den übrigen Zoll-

vereinsstaaten und dem Großherzogthume Luremburg wegen Fortdauer des

Anschlusses der letzteren au das Zollsystem Preußens #rc. betreffew.

Nachdem zwischen Preußen und den übrigen Zollvereinsstaaten einerseits und dem
Großherzogthume Luxemburg andererseits ein Vertrag wegen Fortdauer des Anschlusses
des Großherzogthums Luxemburg an das Zollsystem Preußens und der übrigen Staaten

des Zollvereins abgeschlossen und gegenseitig ratificirt worden ist, so wird dieser Vertrag

nachstehend zur öffentlichen Kenntniß gebracht.
Rudolstadt, den 2. Februar 1866.

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.

Vertrag
zwischen

Preußen, Bayern, Sachsen, Hannover, Württemberg, Baden, Kurhefsen, dem
Großherzogthume Hessen, den zum Thüringischen Zoll= und Handels-Vereine
gehörigen Staaten, Braunschweig, Oldenburg, Nassau und der freien Stadt

Franksurt einerseits und dem Großherzogthume Luxemburg audererseits
wegen

Fortdauer des Auschlusses des Großherzogthumes Luxemburg an das Zoll-System
Preußens und der übrigen Staaten des Zollvereines.

Bei dem bevorstehenden Ablaufe des Vertrages vom 26./31. Dezember 1853,

durch welchen der Anschluß des Großherzogthumes Luxemburg an das Zoll-System
Preußens und der übrigen Staaten des Zollvereines über den durch die Verträge vom

8. Februar 1842 und 2. April 1847 bestimmten Zeitraum hinaus aufrecht erhalten

worden war, haben die kontrahirenden Theile, in Anerkennung der wohlthätigen Wir-

kungen des gedachten Zollanschlusses für den Handel und Verkehr der beiderseitigen

Unterthanen, zum Zwecke der Verlängerung jener Verkräge Unterhandlungen eröffnen
lassen, und deßhalb zu Bevollmächtigken ernannt

v einerseits

Seine Majestät der König von Preußen für sich und in Vertretung der übrigen Mit-

Elieder des Kraft der Verträge vom 22. und 30. März und 11. Mai 1833, 12. Mai
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und 10. Dezember 1835, 2. Jannar 1836, 8. Mai und 19. Oktober und 13.No-

vember 1841, 4. April 1853 und endlich vom 28. Juni. 11. Juli und 12. Oktober

1864, sowie vom 16. Mai 1865 bestehenden Zoll- und Handels--Vereines, nämlich

der Kronen Bayern, Sachsen, Hannover und Württemberg, des Großherzogthumes

Baden, des Kurfürstenthumes Hessen, des Großherzogthumes Hessen, der den Thü-

ringischen Zoll- und Handels-Verein bildenden Staaten, namentlich des Grohher.

zoglhumes Sachsen, der Herzogthümer Sachsen-Meiningen, Sachsen-Altenburg
und Sachsen-Coburg-Gotha, und der Fürstenthümer Schwarzburg-Rudolstadt und

Schwarzburg-Sondershausen, der Fürstlich Reußischen Länder älterer und jüngerer

Linie, des Herzogthumes. Braunschweig, des Großherzogthumes Oldenburg, des Her-
zogthumes Nassau und der freien Stadt Frankfurt:

Allerhöchst-Ihren Geheimen Ober-Finanzrath Friedrich Leopold Henning,
und

Allerhöchst= Ihren Geheimen Legationsrath Bernhard Waldemar König,
und andererseits

Seine Majestät der König der Niederlande, Großherzog von Luxemburg,

Allerhöchst-Ihren Vice-Präsidenten am Ober-Gerichtshofe zu Luxemburg und
Mitglied des Staatsraths Emanuel Servais

. un

den Doktor der Rechte und Advokat-Anwalt zu Luxemburg Carl Munchen,

welche nach vorausgegangener Unterhandlung, unter Vorbehalt der Ratisikation, fol-
genden Vertrag abgeschlossen haben:

Art. 1.

Der Anschluß des Großherzogthumes Luxemburg an das Zoll-System Preußens

umd der übrigen Staaten des Zollvereines wird vorläufig auf weitere zwölf Jahre, vom

1. Jannar 1866 anfangend, also bis zum letzten Dezember 1877 fortgesetzt.
Für diesen Zeitraum bleiben die Verträge vom 8. Februar 1842, 2. April 1847

und 26.:31. Dezember 1853 auch ferner, jedoch mit den in den folgenden Artikeln

enthaltenen Abänderungen und zusätzlichen Bestimmungen, in Kraft.

Art. 2.

Die Verabredungen, welche in den unter den Zollvereins-Staaten abgeschlossenen

Verträgen vom 28. Juni 1864 über die Fortdauer des Zoll, und Haudels-Vereines,
sowie über den Verkehr mit Tabak und Wein, vom 11. Juli 1864, über den Beitritt

von Hannover und Oldenburg zu den obengedachten Verträgen und vom 12. Oktober
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1864 über den Beitrikt Bayerns, Würktembergs, des Großherzogthumes Hessen und

Nassau's zu den Zollvereinigungs-Verträgen vom 28. Juni und 11. Juli 1864, endlich
in dem Vertrage über die Forkdauer des Zoll- und Handels-Vereines vom 16. Mai

1865 enthalten sind, sollen, auch soweit sich dieß nicht bereits aus den bestehenden ver-

tragsmäßigen Abreden ableitet und soweit sie auf das Verhältniß des Großherzogthumes

Luxemburg zu Preußen und den übrigenZollvereins= Staaten auwendbar sind, für das
Großherzogthum Luxemburg maßgebend seyn.

Möchten in Folge des Vorbehalts unter Nr. 6 des Schluß-Protokolles vom 12.

Oklober 1864, soweit er durch den Vertrag vom 16. Mai 1865 nicht bereits seine

Erledigung gefunden hat, über die daselbst bezeichneten Gegenstände unter den Zoll-
vereins. Staaten weitere für alle Staaten gleichmäßig geltende Verabredungen getroffen

werden, so wird denselben auch von Seiten des Großherzogthumes Luxemburg zuge-

stimmt werden.
Art. 3.

Soweit nach den bisherigen Ersahrungen einzelne Abänderungen, Ergänzungen
und nähere Bestimmungen der bisherigen Vereinbarungen erforderlich erscheinen, sind
deßhalb besondere Verabredungen getroffen worden.

Art. 4.

Sofern der gegenwärkige Vertrag nicht spätestens zwei Jahre vor dessen Ablaufe
gekündigt wird, soll derselbe auf zwölf Jahre und so sort von zwölf zu zwölf Jahren
als verlängert angesehen werden.

Derselbe soll alsbald sämmtlichen betheiligten Regierungen vorgelegt und es sollen

die Natifikations-Urkunden mit möglichster Beschleunigung, spätestens aber bis zum

Schlusse des Jahres 1865 zu Berlin ausgewechselt werden.

Zu Urkund dessen haben die beiderseitigen Bevollmächtigten den gegenwärtigen
Vertrag unterzeichnet und untersiegelt.

So geschehen

Berlin am 20. Oktober 1865. Luxemburg am 25. Oktober 1865.

gez. Henning. gez. Känig. gez. Servals, gez. Dr. Munchen.

(I.S) (I. S.) (L. 8) (L. 8.)
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

eFünftes Stüc vom Jahre 1866.

VII. Verordnung
vom 16. Februar 1866, betreffend verschiedene Abänderungen des Regulativs
über die Holzabgabe an die Staatsunterthauen aus den Firstlichen Forsten

in der Fürstlichen Unterherrschaft vom 14. Jannar 1859.

In Folge der vorgenommenen Nevision des Holzpreis-Regulativs vom 14. Jannar

1859 wird mit Höchster Genehmigung Serenlssimt verordnet, wie folgt:

Art. 1.

§. 2 fällt weg und kommt an dessen Stelle:

Zu der bestimmten Holztaxe werden blos Brennhölzer zum eigenen Bedarf der in-

ländischen Hauswirthschaften abgegeben.
Von den Brennhölzern, die nach dem jährlich aufzustellenden Distributionsplane

für die Abgabe an die Gemeinden zu ermäßigten Preisen bestimmt werden, sind zu-
nächst die Bedürfnisse der Unbemittelten zu besfriedigen, das Uebrige kommt zur Ver-

theilung an die anderen ortsangehörigen Unterthanen.

Art. 2.

Zu E. 4.

Zu den Commerzialhölzern sind, außer den in §. 4 genannten Sortimenten,
zu rechnen:

1) alle gesunden harten Scheithölzer,
2) alle Eichenschälhölzer und

3) alle Hölzer, die in mit Privaten in Gemeinschaft besessenen Waldungen ge-

schlagen werden.
Fürstl. Schw. Rudolst. Gesesamml. XXVII. 5

Ausgegeben in Rudolstadt den 21. Februar 1806.
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Art. 3.

alin. 1. des §. 5 wird aufgehoben und an dessen Stelle gesetzt:

Jede Gemeinde, deren Angehörige Brennholz aus Fürstlichen Forsten nach den
regulativmäßigen Preisen beziehen wollen, ist verpflichtet, die fraglichen Hölzer im
Ganzen und die Controle gegen etwaigen Mihbrauch zu übernehmen.

Art. 4.

5. 6 wird bis auf alln. 5 (A5 4) aufgehoben und an dessen Stelle gesetzt:

Auf Grund der bisherigen Abgabe und unter Zurückrechnung der zu Commerzial-

hölzern auszuscheidenden Brennhölzer wird von der Forstbehörde ein Distributionsplan

über die zu regulativmäßigen Preisen an die Gemeinden abzugebendenHölzer festgestellt.
Hiernach wird den Ortsvorständen das nach den Magazinpreisen abzugebende

Quantum bekannt gemacht.

# Art. 5.

1/1. 16 wird aufgehoben.

Art. 6.

8. 17 kommt iu Wegfall; es tritt an dessen Stelle:

Das Preisverzeichniß des Regulativs vom 14 ten Januar 1859 wird aufgehoben

und es treten mit dem Tage der Publication dieser Verordnung die derselben ange-

sügten Preisverxzeichnisse bis auf weitere Verordnung in Kraft.

Rudolstadt, den 16. Februar 1866.

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.

Verzeichniß
der Preise der Brennhölzer für Snld, Rbnen zum eigenen

Bedarf in der Fürstlichen Unterherrschaft.

1. Für das Seehäuser und Segaer Redler sowie für die Kyffhäuser Forste:
2Thlr. 12 Sgr. für 1 Malter mittelhartes gesundes Scheitholz.
1 „ 27 „ für 1 „ weiches gesundes Scheitholz.

2 „ 10 „ für 1 „ harte gesunde Knüppel

1 „ 21 „ für 1 „ mittelharte gesunde Knüppel.

1 „ 12 „ für 1 „ weiche gesunde Knüppel.

2 . 10 „ für 1, buchene gesunde Spaltkiötze.



1 Thlr. 23 Sgr.
1, 23 r 1 „ buchene gesunde Wurzelklötze.

1 „ 12 „ für 1 „ iichene gesunde Wurzelklöze.

2 .— „für 1 Schock Heckewellen I. Classe. 1. Sorte.

1 „ 20 „ für1„ ber „ 2.1 „ 10 „ er 1 " dergl. „ 3. „

1 „ 18 „ für 1 „ dergl. II. Classe. 1. Sorte.

1 „ 8 „ für1„„ dergl. „ 2. „

1 „ — ,für 1 „ dergl. " *„#

1 „ 4 „ für 1 „ dergl. Ml. Classe 1. Sorte.

7% 28 « ür 1 » dergl. « 2. 

— „ 20 „ für 1 „ dergl. „ 3.—„

2 „ — „, für 1 „ Stammwellen I. Classe 1. Sorte.

1 „ 20 „ für 1 dergl. „ 2. „

1 „ 10 „ für 1 „„ dergl. » 3

1,,12»ük1. dergl. II. Classe 1.Sorte.

1 „ 2 „ für1 „ dergl. « 2.,,

—»20,,ür1» dergl. » 3.»

2. Für den Straußberger Forst.

1 Thlr. 26 Sgr. se 1 Malter mittelhartes gesundes Scheitholz.
1 13 „ b„ peiches gesundes Scheitholz.

1 „ 29 „ für 1 „ hartes gesundes Knüppelholz.

1 „ 9, für 1 „ mittelhartes gesundes Knüppelholz.

1 „ 2 „ für 1 „ weiches gesundes Knüppelholz.

1 „ 29 „ für 1 „„ buchene gesunde Spaltklößze.
1 9 „ für 1 „ cichene dergl.

1 „ 13 „ n 1 Schoc Heckewellen I. Gusf= 1. Sorte
1 „ 4 , " dergl. 2. „

— „ 27 „ 1 „ dergl. 3.

1 „ 6 „ für 1 „ dergl. II.Clase. 1. Sorte.

— „ 28 „ für 1 „ dergl. ,, 2.,,

»22,,ür1,, dergl. „ 3.,

1 „ — , für 1 „ dergl. Ul. Classe. 1. Sorte.

— „ 22 „ für1 „ dergl. "„ 2.

— „ 16 „ für 1 „„ dergl. « 3.»

1866.

für 1 Malter eichene gesunde Spaltklötze.
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1

1

1

#—ded——d

Thlr.

„

77

13 Sar.

25 „

18

 19 Sgr.

1866.

für 1 Schock Stammwellen I. Classe. 1 Sorte.

für 1, brrgl. „ „für 1 „ dergl. ; »

fürl» II.Classe. 1. Sorte.
für 1 „ dergl. „ 2. „

für 1 „ dergl. „ 3.,

3. Für den Schlotheimer Forst.

für 1 Malter mittelhartes gesundes Scheitholz.
r 1 „ weiches gesundes Scheitholz.

für 1 „ harte gesunde Knüppel.

|ür 1 „ mittelharte gesunde Knüppel.

ür 1 „ weiche gesunde Knüppel.

ür 1 „ buouchene gesunde Spaltklötze.
ür 1 „ iichene dergl.

ür 1 „ buchene Nö Wurzelklötze.
ür 1 „ tfichenede

Ur 1 Scho r 1. Classe. 1. Sorte.
für 1 , banl. „ 2
ür 1 „ rgl. 3.
r 1 „ sen- II. Classe. 1.Sorte.

—. dergl. „ 2.,

üÜr 1 „ dergl. » 3.

üUr 1 „ dergl. III. Classe. 1. Sorte.

für 1 „ dergl. „ *ri-

für 1 „ dergl. » Z»

ürl,,Stamnnvcllcnl.Cla"e1Sortc
fürl» dergl. » 2.»

url» dergl. » 3.

für 1 „ dergl. II. Classe. 1. Sorte.
ür 1 „ dergl. » 2·

ür1,, dergl. 3.

—.—
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Scchzts:St# vom Jahre 1866.

M VIII. Bekanntmachung
der Fürstlichen Regierung vom 5. Februar 1866, die Ertheilung eines Privi-
legiums für den Baumeister Friedrich Hofimam“ in Berlin auf endlose s. g.

ringförmige Oefen, welche zum unausgesetzten Betriebe beim Breunen von

JZiegeln, Kalk, Cement und anderen Gegenständen dienen.

Mit höchster Genehmigung Seronissim ist dem Baumeister Friedrich Hofsmann

in Berlin ein Privilegium auf endlose s. g. ringförmige Oefen, welche zum unausge-

sehten Betriebe beim Brennen von Ziegeln, Kalk, Cement und anderen Gegenständen

dienen, in der durch Beschreibung nachgewiesenen Weise auf fünf nach einander folgende
Jahre von heute ab für den Umfang des hiesigen Fürstenthums mit der Wirkung er-

theilt, daß ohne seine Zustimmung Niemand befugt sein soll, diese von ihm erfundenen

Oefen in Anwendung zu bringen.

Dieses Privilegium ist jedoch alsdann als erloschen zu betrachten, wenn die An-
wendung der fraglichen Erfindungin dem hiesigen Fürstenthume nicht binnen Jahres-

frist nachgewiesen werden kann. Auch wird die Neuheit der Erfindungim Sinne der,

nach der Bekauntmachung des vormaligen Fürstlichen Geheimeraths-„Collegiums vom
12. April 1843 bei Ertheilung von Erfindungs-Patenten in den deutschen Zoll-

vereins-Staaten zu beobachtenden Grundsätze ausdrücklich vorausgesetzt.
Die unterzeichnete Fürstliche Regierung macht solches zur allgemeinen Nachach.

tung hiermit öffentlich bekannt.
Rudolstadt, den 5. Februar 1866.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
v. Bertrab.

Fürsll. Schw. Nudolst. Gesetsamml. XXVII. 6
Ausgegeben in Rkudolstadt den 21. Febr#uar 1860.
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IXX. Verordnung,
die vclelrben die Aufstellung mod den Gebrauch von Dampfkesseln

betreffen, vom 9. Febr. 1866.
Im Anschluß an 8. 32 der Ausführungs-Verordnung zur Gewerbe Oodnung

vom 8. Juli 1864 (Ges.-Samml. 1864.S. 135) und auf Grund des Gesetzes vom
9. März 1855 (Ges.-Sammk1855 S. 48) wird mit Höchster Genehmigung des

Durchlauchtigsten Fürsten über die Beschaffenheit, die Aufstellung und den Gebrauch

von Dampfkesseln Nachstehendes verordutt:

8. 1.

Zur Ausstellung oder Translocalion, zum Umban, zu wesentlichen Verände-
rungen und zur Ingangsetzung eines Dampfkessels, (wornnter hier jede Vorrichtung
zur Erzeugung von Wasserdämpfen verstanden wird, deren Spannung die der Atmo-

sphäre übertrifst) derselbe sei für den Maschinenbetrieb oder zu anderen Zwecken be-

stimmt, ist die Genehmigung der Regierung erforderlich. Das Gesuch um

diese Genehmigung, welchem die zur Erlänterung erforderlichen Zeichnungen und Be-

schreibungen beigefsügt werden müssen (§. 4), ist bei der Ortspolizeibehörde anzu-

bringen. Diese hat das Gesuch ohne Zeitverlust dem Verwaltungsamte unter Bei-
sügung sämmtlicher Beilagen einzusenden und dabei sich darüber auszusprechen, ob mit
Rücksicht auf die gewählte Localität oder aus sonstigen polizeilichen Gründen die Ge-

währung des Gesuches unbedenklich erscheint.

§S. 2.

Das Vewaltungsamt hat dieZulässigkeit der Anlage nach den bestehenden allge-

meinen Vorschriften, sowie nach Maßgabe der nachstehenden besonderenBestimmungen,
unter Zuziehung des ihm zu diesem Zwecke zugewiesenen Sachverständigen zu prüfen
und die Verhandlungen alsdann mit dem Antrage auf Ertheilung oderVersagung der
Genchmigung der Regierung vorzulegen. Die Genehmigung wird in Ur-

kundenform ertheilt und die Genehmigungsurkunde dem Unter-

nehmer ausgehändigt.
Bevor der Kessel in Betrieb genommen wird, hat der Unternehmer dem Verwal-

tungsamte von der Vollendung der Anlage Anzeige zu machen, damit durch den Sach.

verständigen untersucht werde, ob die Ausführung dem vorgelegten Projecte, bezüglich

den ertheilten Vorschristen, entspricht.
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Ist dieses der Fall, so ertheilt das Verwaltungsamt durch einen Erlaß an die

Ortspolizeibehörde und den Inhaber des Kessels die Erlaubniß zur Inbetrieb-

seung der Anlage.
Wem die Anlage, den Umbau oder eine wesentliche Veränderung eines Dampf-

kessels ohne vorher eingeholte und erhaltene Genehmigung oder den bei der Genehmi-

hung gestellten Bedingungen zuwider vornimmt, ist anzuhalten, die Anlage den poli-
zeilichen Bestimmungen gemäß abzuändern, oder ganz wegzuschaffen.

Wer vor dem Empfange der von dem Verwaltungsamte zu erkheilenden Erlaubniß

zur Iubetriebsetzung des Dampfskessels den Betrieb beginnt, verfällt in eine Strafe
is zu

115 di.100 an

S. 4.
DemGesiche auf Ertheilung der Genehmigung zur Aufstellung und Benuwung

eines Dampfikessels (§. 1) sind nachstehend genannte Zeichnungen und Beschreibungen
in doppelter Ausfertigung beizufügen:

I. wenn die Anlegung eines feststehenden Dampfkessels beabsichkigt wird:

1) ein Situations= Plan, welcher auch die zunächst an den Ort der Ausstel-

lung stoßenden Grundstücke nebst den darauf befindlichen Gebäuden umfaht
und in einem die hinreichende Deutlichkeit gewährenden Maßstabe ausge-
tragen ist;

2) der Bauriß, welcher das beabsichtigte Unternehmen in seinem ganzen Um-

fange deutlich darstellt. Aus demselben muß sich der Standpunkt der Ma-
schine und des Kessels, der Standpunkt und die Höhe des Schornsteins und

die Lage der Feuer- und Rauchröhren gegen die benachbarten Grundslücke

deutlich ergeben; hierzu kann den Umständen nach ein einfacher Grundriß

und eine Längenansicht oder ein Durchschnitt genügen;

3) eine Zeichnung des Kessels in einsachen Linien, aus welcher die Größe der

vom Feuer berührten Fläche zu berechnen und die ae des niedrigsten zu-
lässigen Wasserstandes über den Feuerzügen zu ersehen ist

4) eine Beschreibung, in welcher die Dimensionen desKesieis, die Stärke und

Gaktung des Materials, die Art der Zusammensezung, die Dimensionen
G'
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der Venlile und deren Belastung, sowie die Einrichtung der Speisevor-

richtung und der Feuerung genau angegeben sind.

Die schriftliche Angabe über die Kraft und Art der Dampsmaschine und

welche Arbeit sie betreiben soll, genügt hiernach ohne welteres Eingehen in
ihre Konstruktion durch Zeichnungen.

Die Behörde ist jedoch im einzelnen Falle berechtigt, nach Maßgabe der
besonderen Verhältnisse noch weikere Nachweisungen zu verlangen;

(I. wenn die Anlegung eines Lokomobil= Dampfkessels beabsichtigt wird:

eine Teichung und Beschreibung, wie vorstehend unter I. Nr. 3 und 4
angegeben ist.

Von den ngenichen Zeichnungen und Beschreibungen wird nach Ertheilung der

Genehmigung zur Anlage ein Exemplar dem Antragsteller zu seiner Legitimation be-
Ulaubigt zurückgegeben, das andere aber bei dem Verwaltungsamte aufbewahrt.

8. 5.

Unterbalb solcher Näume, in welchen sich Menschen aufzuhalten pflegen, dürfen
Dampfkessel, deren vom Feuer berührte Fläche mehr als sechzig Quadratsuß beträgt,
nicht aufgestellt werden. Innerhalb solcher Näume, in welchen Menschen sich auf.
zuhalten pflegen, dürfen Dampfkessel von mehr als sechzig Quadratfuß feuerberührter

Fläche nur in dem Fulleaufgestelltwerden, wem diese Räume (Abeitssäle oder Werk-

deutende Grundfläche und Höhe besitzen und wenn die Kessel weder unter Mauerpert

stehen, noch mit Mauerwerk, welches zu andern Zwecken, als zur Bildung der

Feuerzüge dient, überdeckt sind.
Jeder Dampfkessel, welcher unterhalb oder innerhalb solcher Räume ausfgestellt

wird, in welchen Menschen sich auszuhalten pflegen, muß so eingerichtet sein, daß die
Einwirkung des Feuers auf denselben und die Zirkulation der Luft in den Feuerzügen

ohne Schwierigkeit gehemmt werden kann.
Zu diesem Behuse muß ein solcher Kesselr

1) mit einer zweckdienlichen Vorrichtung — etwa zum Kippen des Rostes —

versehen sein, um denselben sofort der Einwirkung des Feuers möglichst

entziehen zu können;
2) muß durch Anbringung von Klappen oder Schiebern die Möglichkeit ge-

geben werden, in entscheidenden Momenten den Zutrit der Luft zur Feuerung

abzuschließen.
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Soll ein Dampfkessel nicht in oder unter Räumen, in welchen Menschen sich

aufzuhalten pflegen, aber einer Entfernung von weniger als zehn Fuß von bewohnten

Gebäuden ausgestellt werden, so mu er von der äußeren Wand der letteren durch eine

Mmindestens zwei Fuß starke Schutzwand getrennt werden, deren Höhe seinen höchsten
Dampfraum um mindestens dreiFußübersteigt. Diese Schupwand kann in Holz vder

Stein mit Füllung ausgeführt und durch die Umfassungswand des Kesselraumes ge-
bildet werden.

Die Enifernung der Kesselmauer von den Umsassungswänden des Kesselhauses

oder Kesselraumes muß

1) wenn die Umfassungswände vom Fußboden an aus Fachwerk bestehen, minde-

stens drei und einen halben Fuh,

2) wenn solche wenigsteus bis zur Höhe der Kesselmauer massiv sind, mindestens

zwei Fuß,
3) wenn sie völlig massis sind, mindestens vier Zoll

betragen, welche letztere oben abgedeckt und an den Enden bis auf die nöthigen Luft-

öffnungen verschlossen werden darf.
Die Decke über dem Kessel muß bei neuen Anlagen sechs Fuß von der oberen

Kesselmauer, jedenfalls aber so weit entfernt bleiben, daß der Kessel leicht zugänglich ist.

S. 7.

Die durch oder um einen Kessel gelegten Feuerzüge müssen an ihrer höchsten Stelle

indesens vier Zoll unter dem im Dampfkessel festgeseßten niedrigsten Wasserspiegel
liege

uf Nauchröhren finden die vorstehendenBestimmungen in dem Falle keine An-

wendung, wenn ein Erglühen des mit dem Dampfraume in Berührung slehenden

Theiles ihrer Wandungen nicht zu befürchten steht.

8. 8.

Die Feuerungseinrichtung feststehender Dampfkessel ist in solchen Verhältnissen
anzulegen, daß der Rauch so vollkommen als möglich verzehrt oder durch den Schorn-

stein abgeführt werde, ohne die benachbarten Grundbrsitzer erheblich zu belästigen.

Es sind zu dem Ende die nachfolgenden Vorschriften zu brachten:
1) Die Schornsteinröhre zum Abführen des Nauches kann sowohl massiv, als in

Eisen ausgeführt werden:
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a) Im ersteren Falle kann die Nöhre in den Wänden eines Gebäudes einge-
bunden sein, oder ganz frei ohne Verband mit den Wänden innerhalb oder

außerhalb des Gebäudes aufgeführt werden; die Wangen müssen aber eine

der Lage und Höhe der Schornsteinröhren angemessene Stärke bekommen.

h) Im zweiten Falle muß um die Röhre, insofern die Aufstellung innerhalb
eines Gebäudes und in der Nähe feuerfangender Gegenstände erfolgt, eine
Verkleidung von Mauersteinen bis zur Höhe des Dachforstes in einer der

Höhe angemessenen Stärke aufgeführt und eine Luftschicht von mindestens

drei Zoll zwischen der Röhre und ihrer Umfassung belassen werden. In
beiden Fällen müssen bei der Ausführung innerhalb eines Gebäudes Holz-

werk oder seuerfangende Gegenstände mindestens einen Fuß weit von den

inneren Wandungen der Schornsteinröhre enifernt bleiben und durch eine

Luftschicht von der letzteren getrennt sein.

2) Die Weite der Schornsteinröhre bleibt der Bestimmung des Unternehmers

überlassen, dergestalt, daß die für sonstige Feuerungsanlagen hinsichtlich der
Weite der Schomsteinröhren geltenden Vorschriften nicht zur Anwendung kommen.

3) Die Höhe der Schornsteinröhre bleibt ebenfalls der Bestimmung des Unter-

nehmers überlassen und ist, da nöthig, von der Regierung dergestalt festzusetzen,

daß die benachbarten Grundbesiper durch Nauch, Nuß u. s. w. keine erheblichen

Belästigungen oder Beschädigungen erleiden.

Die Regierung ist nach Maßgabe des einzelnen Falles ermächtigt, bei Er-
theilung der Genehmigung zur Anlegung eines Dampfkessels hinsichtlich des

Schomsteins den Vorbehalt zu stellen, daß, falls sich später bei der dermalen

zugelassenen Höhe des letteren eine Belästigung der Nachbarn heraussiellen
sollte, der Inhaber des Dampfkessels nach ihrem Ermessen zur Erhöhung des

Schornsteins oder zur Anlegung anderweiter. den Uebelstand beseitigender Vor-
richtungen verbunden sei.

Auf Lokomobil-Dampfkessel finden diese Bestimmungen nur in dem Falle An-
wendung, wenn solche ständig an einer bestimmten Stelle in Betrieb gehalten werden.

Werden dagegen die Lokomobilen umhergeführt, und zur Verrichtung ländlicher

Arbeiten, zur Wasserhebung und dergleichen in Betrieb gesetzt, so genügt zur Ver-

hütung der Belästigung der Nachbarschaft durch Nauch die Vorschrift, daß der Schorn-
stein der Feuerung die Firste der in geringerer Entfernung als 50 Fuß vom Aufstellungs=
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orke belegenen Wohngebäude um 5 Fuß überragen muß, von welcher Bedingung in-
dessen Abstand zu nehmen ist sofern die Besitzer der in der Nähe befindlichen Häuser

sich mit geringerer Höhe des Schornsteins einverstanden erklären.

Zur Verhülung von Bränden durch Lokomobilen ist dahin zu sehen, daß an den-

selben überall geeiguete Vorrichtungen augebracht werden, durch welche dem Verwehen
glühender Kohlentheile möglichst vorgebeugt wird.

Zu dem Ende sind ähnlich wie bei den Eisenbahn-Lokomotiven verschließbare

Aschenkasten anzubringen. Ferner muß, da die Lokomobilen umher gesührt und an
weit entfernten Orten in Bekrieb gesetzt werden können, der betrefsende Dampffessel

zur Feststellung der Identität mit demjenigen Dampfkessel, auf welchen die Genehmi-

gung sich bezieht, mit der Bezeichnung des Namens und Wohnortes des Fabrikanten,

ingleichen mit einer fortlaufenden Fabrik-Nummer in dauerhasfter und leicht erkenn-

barer Weise versehen werden.
. §.9.. —

Jeder Dampfkessel muß mit mehr als einer der besten bekannten Vorrichtungen

zur jederzeitigen zuverlässigen Erkennung der Wasserstandshöhe im Innern. desselben,

wie z. B. mit gläsernen Wasserstandsröhren, mit Probir-Hähnen oder Schwimmern
u. s. w. versehen sein. Diese Vorrichtungen müssen unabhängig von einander wirk-

sam und es muß eine von eihnen mit einer in die Augen fallenden Marke des Nor-

mal-Wasserstandes versehen sein. «

8. 10.

An jedem Dampfkessel muß ein Speise-Venlil angebracht sein und außerdem muß
jeder Dampfkessel mit wenigsteus zwei zuverlässigen Vorrichtungen zur Speisung ver-

sehen sein, welche ein und dieselbe Betriebskraft nicht haben dürfen und von denen

jede für sich im Stande sein muß, das zur Speisung erforderliche Wasser zuzuführen.
Mehrere zu einem Betriebe vereinigte Dampfkessel werden hierbei als ein Kessel an-

Cesehen.
. 11.

Auf jedem Dampfkessel müssen ein oder mehrere zweckmäßig ausgeführte Sicher-
heits.Ventile angebracht sein, welche nach Abzug der Stiele und der zur Führung
derselben eiwa vorhandenen Stege für jeden Quadrat-Fuß der gesammten vom Feuer

berührten Fläche im Ganzen mindestens die nachstehend bestimmte freie, zur Absüt=
rung der Dämpfe dienende Oefsfnung haben, nämlich bei einem UeberschußderDampf
spannung über den Druck der äußern Almosphäre von
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mehr als
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freie Oeffnung.

Wenn mehrere Kessel einen gemeinschaftlichen Dampfraum oder ein gemeinschaft-
liches Dampf-Abführungsrohr haben, von welchem sie nicht einzeln abgesperrt wer-

den können, so genügt es, wenn darauf im Ganzen mindestens zwei dergleichen Ven-
tile angebracht sind.

Die Ventile müssen gut bearbeitet und so eingerichtet sein, daß sie zwar beliebig
geöffnet, aber nicht mehr belastet werden können, als die vorgeschriebene Spannung

der Dämpfe erfordert. Sind zwei oder mehrere Ventile angeordnet und besitzt eines

derselben die im Vorstehenden festgesetzte freie Oeffnung zum Abführen der Dämpfe,
so genügt es, wenn nur dies eine Ventil gegen unbefugte Belastung geschübt wird.

Die Belaslungsgewichte der Ventile sind nach erfolgter Feststellung zu aichen. Für
das Ventil und den Belastungshebel muß eine Führung angebracht und bei beschränk-

tem Dampfraum im Kessel eine Vorrichtung getroffen werden, durch welche beim Er-

heben des Ventils das Aussprihen des Kesselwassers durch die Oefsnung verhindert wird.

Lokomobil-Kessel müssen mindestens zwei Sicherheits-Ventile haben.
8. 12.

An jedem Dampfkessel oder an den Dampf-Leitungsröhren muß eine Vorrichtung

angebracht sein, welche den stattfindenden Druck der Dämpfe im Kessel zuverlässig an-

giebt (Manometer).
Wenn mehrere Dampfkessél einen gemeinschaftlichen Dampfraum oder ein gemein-

schastliches Dampfrohr haben, von dem sie nicht einzeln abgesperrt werden können, so
genügt es, wenn die Vorrichtung an einem Kessel oder an dem gemeinschaftlichen

Dampfraume oder Dampfrohre angebracht wird.
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Die Wahl der Konstruktion für die Manometer ist freigestellt, es muß jedoch,
um ihre Nichtigkeit prüsen zu können, ein oben offenes Quecksilberröhren-Manometer

(Kontrole-Manometer) vorhanden sein, mit welchem jeder mit einem anderen Mano-

meter versehene Dampfkessel in Verbindung gebracht werden kann.

Ist wegen besonderer örtlicher Verhällnisse eine Verbindung des Kontrole-Mano-
meters mit dem Dampfraume des Kessels nicht zulässig, so kann ausnahmsweise das

Kontrole-Manometer, von dem Kessel entsernt, an einem geeigueten Orte aufgestellt

werden, vorausgesetzt, daß das Kontrole-Manometer mit der zur Erzeugung des

Duuckes erforderlichen Vorrichtung versehen ist.
An allen Manometern, mit Ausschluß der Kontrole-Manometer, muß diein der

polizeilichenGenehmigung zur Benutzung des Dampfkessels zugelassene höchste Dampf-
spannung durch eine in die Augen fallende Marke bezeichuet sein.

Als Kontrole-Manometer siud alle diejenigen Manomcter zulässig, bei denen eine
Qrecksilbersäule von 32 Zoll sächsisch = 29 Zoll rhein. Höhe dem Druck einer jeden

Atmosphäre entspricht.
6 8. 13.

Für kleine Dampfkessel von höchstens 3 Fuß Durchmesser und 8 Fuß Länge, in
denen die Dampsspannung den Druck der äußeren Atmosphäre nur um / Atmosphäre

übersteigt, sind statt der in 5S. 9, 10, 11 und 12vorgeschriebenen Apparate genügend:

) ein Wasserstands-Glasrohr oder 2 Probirhähne,

b) ein Stand oder Sicherheits-Rohr,

welches je nach Bedürfniß in ein hinreichend hoch aufgestelltes Wasser-Reservoir zur
Speisung des Kessels ausmünden kann. Ist ein solches nicht vorhanden, so muß der

Kessel mit einer anderen zuverlässigen Vorrichtung (Handpumpe) zur rechtzeitigen Fül-
lung desselben mit Wasser versehen sein.

Das durchweg offene Sicherheitsrohr soll einen so großen lichten Durchmesser
haben, als die Oeffnung eines Sicherheits-Ventils nach 8. 11 für den belreffenden

Kessel haben müßte, soll ferner bis auf das Nivean der Abdeckung der umlaufenden
Feuerzüge herabreichen und darf eine lothrechte Höhe incl. des Reservoirs von 20 Fuß

über dem Nivean des niedrigsten Wasserstandes nicht übersteigen, auch nicht mit einem

Verschluß versehen sein. Für Dampffkessel von den bezeichneten Abmessungen, für

welche eine höhere Spannung des Dampfes gefordert wird, ist das Sicherheitsrohr

entsprechend zu erhöhen.
Für Dampfkessel, deren gesammte Hrösäche 4 Quadrat= Fuß nich übersteigt.

Fürsll. Schw. Rudolst. Gesetzsamml. XXVIl
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genügt ein Sicherheits-Ventil, jedoch von einem 1 mal so großen Durchmesser der

Ausströmungsöffnung, als der nach 8. 11 vorgeschriebene.

8. 14.

Die Verwendung von Guheisen zu den Wandungen der Dampfkessel, der Feuer-

röhren und Siederöhren ist ohne Ausnahme und ohne Unterschied der Abmessungen un-

tersagt. Zu den Wandungen sind in dieser Beziehung nicht zu rechnen: Dampfdome,
Ventil-Gehäuse, Mannlochdeckel, Deckel von Neinigungslucken und Nohrstuben, letz-
tere, sofern sie nicht von Kesselmanerwerk umschlossen vder vom Feuer berührt sind.

Die Verwendung von Messingblech zu den Wandungen der Dampfiessel ist gleich.

falls untersagt, es ist jedoch gestattet, sich des Messingbleches zu Feuerröhren bis zu
einem innern Durchmesser von vier Zollen zu bedienen.

Um die Dampfkessel gegen das Zerreihen und Zerspringen durch den Dampfdruck

zu sichern, darf zur Fertigung derselben nur gutes Material verwendet werden.

E wird zwar einebestimmte Stärke des Materials für die Kessel nicht vorgeschrie-
ben, es ist jedoch jedenfalls dafür zu sorgen, daß die Wandstärke des Kessels, sowie
der Siede= und Feuer-Röhren, beziehungsweise des Feuerkastens mit Rücksicht auf

die etwa vorhandene Verankerung durch Stehbolzen, dem beabsichtigten Dampfdruck
entsprechend, gewählt, auch jedes Feuerrohr, dessen Durchmesser mehr als vier Zoll
beträgt, durch eine angemessene Verstärkung gegen ein Zusammendrücken und Abreißen
gesichert werde.

Bei Ausstellung von Dampfkesseln mit innerer Feuerung (sogenannten Kornwell-

kesseln), deren Länge mehr als 15 Fuß beträgt, ist das Feuerrohr der Art zu unter-

stützen oder so zu verstärken, daß ein Durchbiegen des durch die Feuerung sehr beschwer-
ten Feuerrohrs nicht erfolgen kann.

S. 16.

Jeder Dampfkessel muß, bevor er eingemauert und ummantelt wird, nach Ver-

schluß sämmtlicher Oeffnungen und Belastung der Sicherheits-Ventile mittelst einer
Druckpumpe mit Wasser geprüft werden, und zwar mit dem zweifachen Betrage des

dem Druck der beabsichtigten Dampfspannung entsprechenden Gewichtes.

Die Kesselwände und die Wände der Feuerzüge müssen dieser Prüfung widerstehen,

ohne eine Veränderung ihrer Form zu zeigen. Diese Druckprobe muß wiederholt
werden:



1866.
a) wenn der Kessel einer wesentlichen Reparatur hat unterworfen werden müssen,

b) wenn feststehende Kessel an einer andern Betriebsstätte aufgestellt werden.

S. 17.

An jedem Kessel muß der nach der polizeilichen Genehmigung zulässige Ueberschuß
der Dampfspannung über den Druck der äußeren Atmosphäre, sow.e der Name des

Fabrikanten, die laufende Fabrik-Nummer und das Jahr der Anfertigung in leicht er-

kennbarer und dauerhafter Weise angegeben sein.

S. 18.

Die im §. 2 vorgeschriebene Untersuchung muß sich

1) auf die vorschriftsmäßige Konstruktion des Dampfkessels,
2) auf die gehörige Ausführung der sonstigen, in dieser Verordnung oder

in der Genehmigungs-Urkunde enthaltenen Beslimmungen

erstrecken. Die Untersuchung des Kessels muß vor dessen Aufstellung erfolgen und
kann in der Fabrik, wo derselbe verfertigt worden, oder an dem Orte geschehen, wo#

er aufgestellt werden soll.

Im ersteren Falle hat die Untersuchung unddie Ausstellung des betreffenden Zeug-
nisses durch eine in dem betreffenden Staate zu derartigen Funktionen amtlich berufene

Person zu geschehen.
Die Untersuchung über die Ausführung der sonstigen Bestimmungen wird nach

Ausstellung des Dampfkessels vorgenommen. Beide Untersuchungen werden mit thun-

lichster Beschleunigung nach geschehener Anzeige von der erfolgten Vollendung oder An-
kunft des Kessels am Bestimmungsorte, beziehungsweise von der geschehenen Ausstel-

lung desselben angestellt, und es sind die hierüber zu ertheilenden Bescheinigungen mit

thunlichster Beschleunigung auszufertigen.
8. 19.

Soll ein Dampfkessel, welcher nach Maßgabe der zur Zeit seiner Aufstellung
geltenden Vorschriften geprüft worden ist, an einem anderen Orte aufgestellt und be-

nutzt werden, so kann eine Abänderung seiner Konstruktion nicht gefordert werden.

Was dagegen insolchem Falle die andenveite Aufstellung und Inbetriebsetzung
des Kessels ansangt, so sind die in der gegemwärtigen Verordnung getroffenen Bestim-

mungen zu beobachten.
8 20.

Der Inhaber eines im Betriebe befindlichen Dampfkessels ist verpflichtet, für die
7.
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Erhaltung desselben und seiner Zubehörungen in demjenigen Zustande Sorge zu tragen,
welcher in der für die Kesselanlage ertheilten polizeilichen Genehmigung vorgeschrieben
ist. Verlehungen dieser Verpflichtung durch Handlungen oder Unterlassungen werden,
sofern nicht nach den allgemeinen Strafgesetzen eine höhere Strafe in Anwendung
kommt, mit Geldbuße bis zu

175 Gulden = 100 Thaler,

vder entsprechendem Gefängniß bestrast.

8. 21.

Derselben Strafe unterliegt Derjenige, welcher die Abwartung eines Dampf—
kessels übermommen hat (Kesselwärter), wenn er die zum gefahrlosen Betriebe des

Kessels erforderlichen Vorrichtungen zu gebrauchen unterläßt, oder einen in gefahrlosem

Zustande nicht befindlichen Kessel im Betriebe erhält.

8. 22.
Insofern die Verletzung der dem Kesewwärter obliegenden Verpflichtung (S. 21)

mit Vowissen des Kesselinhabers Statt gefunden hat, krifft den letzteren die im §. 20

verordnete Strase ebenfalls.
Der Kesselinhaber (§. 20 a. A.) ist in diesemFalle für die gegen den Kessel-

wärter fellgesetzten Geldstrafen subsidiarisch verhaftet und ist es dem Ermessen des

Gerichtes überlassen, die gegen den Kesselwärter nicht vollstreckbare Geldstrafe von

ihm einzuziehen, oder statt dessen die im Unvermögensfalle an die Stelle der Geldbuße

tretende Freiheitsstrafe sogleich an dem Kesselwärter vollstrecken zu lassen.

8. 23.

Das Verwaltungsamt hat dafür zu sorgen, daß jeder im Betriebe befindliche
Dampfkessel bis auf weilere Bestimmung alljährlich einmal einer technischen Unter-

suchung unterworfen werde, wenn die Dämpfe desselben mechanisch wirken.

Bei allen anderen Kesseln erfolgt die Untersuchung nur alle zwei Jahre. Diese

Untersuchung hat zun Zweck, den Zustand der zur Sicherheit des Betriebes erforder-

lichen Vorrichtungen und deren Ucbereinstimmung mit den in der polizeilichen Geneh-

migung für Kesselanlagen deßhalb getroffenen Bestimmungen frstzustellen und ist daher
zu richten:

1) auf die Vorrichtung zum regelmäßigen Speisen des Kessels;

2) auf die Ausführung und den Zustand der Miltel, den Normal-Wasserstand

in dem Kessel zu allen Zeiten mit Sicherheit erkennen zu können;
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3) auf die Vorrichtungen, welche gestatten, den etwaigen Niederschlag an den
Kesselwandungen zu entdecken und den Kessel reinigen zu können;

4) auf die Vorrichtungen zum Erkennen der Spannung der Dämpfe im Innern

des Kessels;

5) auf die Ausführung und den Zustand der Mittel, den Dämpfen einen freien

Abzug zu gestatten, wenn die Normal-Spannung erreicht, bezüglich über-

schritten wird;

6) auf die Ausführung und den Zustand der Feuerungöanlage selbst, die Mittel

zur Regelung und Absperrung des Zutrilkes der atmosphärischen Lust und zur

thunlichst schnellen Beseitigung des Feuers.-

Die Prüsung der Stärken und Widerstandsfähigkeit der Kesselwände ist nicht Ge-

geustand der Untersuchung, auch darf eine Unterbrechung des Betriebes lediglich zum
Zweck der technischen Prüfung nicht verlangt werden.

8. 24. »

Der mit der Untersuchung beauftragte Sachverständige hat sich davon zu über-
zeugen, ob der Kesselwärter die zur Sicherheit des Betriebes erforderlichen Vorrichtun-

tungen kennt und anzuwenden versteht.

8. 25.

Der Sachverständige nimmt über die Ergebnisse der Untersuchung eine Verhand-
lung auf, welche von dem Kesselinhaber oder dessen Stellverkreter und dem Kesselwärter

zu unterzeichnen ist. Verweigern diese oder einer von ihnen die Unterschrift, so wird

dieses unter Angabe der Verweigerungsgründe in der Verhandlung bemerkt. Abschrift

der lehteren wird dem Kesselinhaber auf Verlangen kostenfrei ausgehändigt. Außerdem
wird der Besund der Untersuchung in ein von dem Kesselinhaber zu haltendes Revisions-

Buch eingetragen. Diesem Buche ist das nach der Aufstellungdes Kessels ertheilte amt-
liche Aufnahme-Altest anzuhängen.

Der Sachverständige legt die über die Untersuchung aufgenommene Verhandlung
dem Vervaltungsamte zur weiteren Verfügung vor. Dabei hat er auf eine etwa vorge-

fundene Unbrauchbarkeit des Kesselwärters aufmerksam zu machen, und das Verwal-

tungsamt ist berechtigt, dem Inhaber des fraglichen Dampfkessels die alsbaldige An-
stellung eines anderen geeigneten Kesselwärters unter Androhung einer Geldstrafe bis
zu 17 Fl. 30 Kr. = 10 Thalern oder entsprechender Gefängnißstrafe aufzugeben.
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8. 26.
Hat die Untersuchung eines Dampflessels ergeben, daß eine oder mehrere der im

8. 23 bezeichneten Vorrichtungen sich in einem Zustande befinden, welcher eine Gefahr
zur Folge haben kann, und hat diesem Zustande nicht sofort abgeholfen werden können,
so nimmt der Sachverständige nach Ablauf der zur Herstellung des vorschriftsmäßigen

Zustandes für erforderlich zu achtenden und von ihm zu bestimmenden Frist, eine außer-

ordentliche Untersuchung vor, für welche die in 55. 22—25 ertheilten Vorschriften

gleichfalls Anwendung finden.
Ergiebt sich hierbei, daß mit der Fortsetzung des Betriebes dringende Gefahr für

das Leben und die Gesundheit von Menschen herbeigesührt wird, so ist das Verwaltungs=

amt ermächtigt, den Betrieb des Dampfkessels bis nach erfolgter Beseitigung jener Ge-

fahr zu sistiren.
Das Revisionsbuch ist im Kesselhause aufzubewahren, so daß dasselbe jederzeit

eingesehen werden kann.
. 27.8

Der Sachverständige hat eine außerordentliche Untersuchung auch dann anzustellen,
wenn er von der Ortspolizeibehörde oder dem Verwaltungöamte dazu aufgefordert wird.

Die Kosten der nach §. 18 Statt t ersten Untersuchungen eines Dampffes-

sels, ingleichen dieKosten der nach 5§. 23 und 26 regelmäßigen alljährlichen Revisionen
derim Betriebe befindlicben Dampfkessel, fallen dem Inhaber des Kessels (§. 20) zur

Last. Is#t jedoch die außerordentliche Untersuchung auf Grund der Bestimmung des

S. 27 vorgenommen und hat sich bei derselben ein Mangel nicht ergeben, so ist der

Kesselinhaber zur Zahlung der Kosten nicht verpflichtet.

 29.

Die Sachverständigen haben mit Schluß jeden Jahres über die im Laufe des vor-

hergegangenen Jahres von ihnen revidirten Kessel Listen unter Angabe der gemachten

Monita der Fürstlichen Regierung einzureichen.

§. 30. «

WenncinDnnIpfkessclexplodikt,fvistbchnfsderetfotdcklichcntechnischenva
terung ohne Zeitverlust eine Revision durch den Sachverständigen von Seiten des Ver-

waltungsamtes zu veranlassen. Mit der soforligen Anzeige der Ortspolizeibehörde an

das Verwaltungsamtist eine gleichzeitige Anzeige an die Regierung zu verbinden.
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Der Sachverständige hat nach vorgenommener Revision eine Beschreibung des
Thatbestandes, unter Beilegung von Zeichnungen, und eine Angabe über den ver-

muthlichen Grund der Explosion, erforderlichen Falles nach protocollarischer Verneh-
mung von Zeugen, an die Fürstliche Regierung einzusenden.

C. 31.

Schließlich wird im Hinblick auf die Schlußbestimmung des §F. 23 rücksichtlich

der beim Erscheinen dieser Verordnung bereits im Betriebe befindlichen Kessel bestimmr,
dah zum Zweck der Vornahme ihrer ersten Untersuchung die Unterbrechung des Be-
triebes derselben auf einige Stunden von dem revidirenden Sachverständigen angeord-
net werden kann.

Rudolstadt, den 9. Februar 1866.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
fur das Furstenthum Schwarzburg- Rudolstadt.

Sscbentes Slön vom Johre 1866.

 AX. Verordnung
der Fürstl. Regierung vom 2. März 1866,die selbststäidige Ausführung und

Leitung von Banten betreffend.

Nachdem durch die Bestimmungen der neuen Gewerbegesetzgebung über die selbst-

ständige Ausführung und Leitung von Bauten (Gewerbe-Ordnung vom 8. April 1864

§. 18 und Ausführungs-Verordnung vom 8. Juli 1864 §. 28) eine Abänderung der

Verordnung vom 15. Juli 1839 über das Arbeiten der Maurer= und Zimmergesellen

auf eigene Rechnung — Ges.-Samml. von 1844 S. 55 — nothwendig deworden ist.

so verordnen Wir mit höchster Genehmigung Serenissimi unter Aufhebungjener

Verordnung, was folgt:
8. 1.

Jeder Bauherr oder Bauunternehmer, welcher die gesetzliche Befähigung zur
selbstständigen Ausführung und Leitung von Bauten nicht besihzt, hat, bevor mit der

Ausführung eines Baues begonnen werden darf, für diejenigen Arbeiten, welche zu
den Vemichtungen der Zimmerleute, Maurer, Steinhauer gehören, die Bescheinigung

eines nach F. 28 der Ausführungs-Verordnung vom 8. Juli 1864 zum selbstständigen

Betriebe des betreffenden Handwerks-Berechtigten (eines Meisters),
daß dieser den Bau, oder die bei dem Bau vorkommenden

Arbeiten seines Gewerbes übernommen habe,
der Püzeibehörde des Ortes, wo der Bau ausgeführt werden soll, schriftlich einzureichen.

Einer solchen Bescheinigung bedarf es für jedes der betheiligten Bauhandwerke,
soweit nicht der zugezogene Meister auch die Arbeiten des anderen Gewerkes mit über-

nommen hat.

Fürstl. Schw. Rudolsl. Gesehsamml. XXVII. 8

Ausgegeben in Rudolstadt den 28. März 1866.
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Ein Wechsel in der Person der Meister ist der Ortspolizeibehörde binnen 3 Tagen

schriftlich anzuzeigen.
8. 2.

Der Meister ist verpflichtet, entweder das in seinem Auftrage mit Bauarbeiten

beschäftigte Hülfspersonal persönlich auf der Baustelle zu beaufsichtigen, oder die Aus-

führung der übernommenen Arbeiten auf jeder Baustelle je einem Gesellen vder Polirer

durch einen Arbeitsschein zu übertragen.
Dieser Arbeitsschein muß die Erklärung enthalten:

daß der Aussteller dem (in dem Scheine genannten) Gesellen die

Ausführung der von ihm (dem Aussleller) übernommenen — nach

dem Gegenstande und dem Orte des Baues zu bezeichnenden — Arbeit und

—sofern noch andere Arbeiter desselben Meisters mitwirken sollen — die

Beaufsichtigung seiner dabei beschäftigten Arbeiter über-

tragen habe.
Der Aussteller des Arbeitsscheines ist dafür verankworklich, daß der Geselle oder

Polirer, welchem er die Beaufsichtigung der außerdem zugezogenen Arbeiter übertragen

hat, während der Arbeit fortdauernd auf der Baustelle verweilt.

Er selbst muß auf derselben aber wöchentlich wenigstens einmal zum Zweck der

Revision sich einfinden.
Jedem auf der Baustelle erscheinenden Bau-oder Polizeibeamten ist der Arbeits-

schein auf Verlangen vorzuzeigen.
S. 3.

Bauherren, Bauunternehmer oder Handwerksmeister, welche diesen Bestimmungen
entgegenhandeln, ingleichen Gesellen, welche auf Grund eines Arbeitsscheines mit der

Beaussichtigung eines Baues beauftragt, sich ohne tristige Gründe von der Baustelle

entfernen, sind mit Geld bis zu 87 Fl. 30 Kr. = 50 Thlr. oder verhältnißmäßiger

Gefängnißhaft zu bestrafen.
Nudolstadt, den 2. März 1866.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
« v. Bertrab.

Wiemanu.



1866. 45

M XI. Bekauntmachung
des Fürstlichen Finanzcollegiums vomn 9. März 1866, eine Modification der

Chausseegeldtarife betreffend.

Mit höchster Genehmigung ist die Anordnung getroffen, daß vom 1. April d. J.
bis auf Weiteres von beladenem Lastfuhrwerke, wenn der Radbeschlag desselben aus-

wärts und in gerader Fläche 6 Zoll und darüber breit, auch ohne hervorstehende Nägel

oder Stifte ist, ohne Rücksicht auf die Anzahl der Zugthiere und somit auch in dem

Falle, wenn die Bespannung der vierräderigen Lastwagen mehr als 6 Zugthiere und

diejenige der zweiräderigen Lastwagen mehr als 3 Zugthiere beträgt, durchgehends blos
der einfache Chausseegeldersatz erhoben wird, wie derselbe nach den Specialtarifs der

einzelnen Chausseegelderhebestellen für vierräderiges beladenes Lastfuhrwerk bei einer
Bespannung von 4 und weniger Zugthieren unter Position II. A. 1 u. und für zwei-

räderiges beladenes Lastfuhrwerk bei einer Bespannung von 1 oder 2 Zugthieren unter
Position II. A. 2 u. besteht.

Nudolstadt, den 9. Mätz 1866.

Fürstl. Schwarzb. Finanzcollegium.
v. Ketelhodt.

A. Koch.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg= Rudolstadt.

Achtes Slüch vom Ihhre 1866.

 XII. Verordnung
der Fürstlichen Regierung, die Sicherheitsmaßregeln gegen tolle Hume betreffend,

vom 23. März 1866.

Zum Zweck möglichster Sicherung des Publikums gegen die Gefahr einer Beschä-
digung durch wuthkranke Hunde wird mit Höchster Genchmigung Serenissimi und

auf Grund des Gesehes vom 9. März 1855 (Ges. Samml. 1855 Seite 48) Nach-

solgendes verordnet:

8. 1.

Die Ortspolizeibehõrde, in deren eigenem oder Nachbarbezirke ein toller oder der

Tollwuth verdächtiger Hund frei umhergelaufen ist oder bereits Menschen und Thiere

verletzt hat, hat unverzüglich anzuordnen:
1) daß die von dem wuthkranken oder der Tollwuth verdächtigen Hunde gebissenen

Hunde sofort getödtet und
2) daß neun Wochen lang alle Hunde, welche nicht in den Häusern oder Gehöften

eingesperrt sind oder an der Kette liegen, entweder von einer erwachsenen Person

an einer ausreichend starken und möglichst kurz zu haltenden Leiue geführt oder mit

einem gut befestigten und das Beißen verhindernden Maulkorbe von starken Draht-

stangen oder Draht-Flechtwerk versehen werden.

Von dieser Maßregel können ausgenommen werden:

) Hirten-Hunde bei der Heerde,

) Jagdhunde im Nevier.

Die trog der erlassenen Anordnung aufsichtslos umherlaufenden Hunde können

vonJedermanneingefangen und, wenn sie nicht innerhalb JTagen von dem Eigenthümer

gegen eine Fanggebühr von 5271 Kr. = 15 Err eingelöst sind, getödtet werden.
Fürstl. Schw. Rudolfl. Gesetzsomml. XX 9

n-„ in Rudolstadt den 21. April 1860.
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Die Polizeibehörde des Ortes, in**einnuthchmnker oder der Tollwuth ver-

dächliger Hund umhergelaufen ist oder Thiere oder Menschen gebissen hat, istverpflichtet,

sofort den Polizeibehörden der augrenzenden Gemeindebezirke davon Kep##niß zu geben
und gleichzeitig dem betreffenden Verwaltungsamte Anzeige zu erstatten. Demletzteren
bleibt es überlassen, die unter. S. 1. erwähnten Anordnungen nach den Umständen auf

eine größere Zahl von Gemeindebezirken auszudehnen, auch im Einvernehmen mit

dem Physikus und dem Thierarzte die durch die besanden Verhältnisse etwa gebotenen
weitergehenden —- zu tressen.

3.

Der Besihereines Hundes an welchem “ der Tollwuth wahrgenommen
werden, ist verpflichtet, denselben entweder sofort zu tödten und sorgfältig 4 bis 6

Fuß tief eingraben zu lassen oder ihn sicher abzusperren und gleichzeitig der Ortspoli-

zeibehörde Anzeige zu macken, damit diese je nach dem Grade der Gefahr die sofortige
Tödtung des Hundes oder dessen Absperrung und thierärztliche Untersuchung ahordnen
kann. Spricht sich das ärztliche Gutachten auch nur für den Verdacht der Tollwuth

des Hundes aus, so ist derselbe sofort zu tödten und vorschriftsmäßig einzugraben.

Die von wuthkranken oder der Tolvii verdochtigen Hunden gebissenen.Hunde
sind unerwartet der im §. 1 erwähnten allgemeinen Anordnung von ihrem Besitzer

sofort zu tödten, andere gebissene Thiere aber, sofern sie nicht bei vorhandener dringen.
der Gefahr ebenfalls getödtet werden, sicher abzusperren. Gleichzeitig ist der Orts-

polizeibehörde Anzeige zu erstatten, welche dann nach Analogie der Bestimmung im
8. 3 zu verfahren hat.

5.

An Geld bis zu 87 * 30 kr.— 50 * 22 mit Gefinguhbis aur6T
wird gestraft:

1) wer einen in seinem Besitze befindlichen, toll gewordeyen oder von einem tollen
Hunde gebissenen Hund nicht sofort tödtet oder tödten läßt und dieOrtspolizeibehörde
nicht sogleich davon in Kenntniß setzt (§F. 4 und §. 1 sub NôaH1);

2) wer einen in seinem Besige befindlichen Hn# falls FWitt verdächtig ist.

toll oder von einem tollen Hunde gebissen zu sein, nicht sosort tödtet oder sicher ab-

sperrt und hiervon der Ortspolizeibehörde nicht sogleich Anzeige macht (§. 3 und
F. 1 sub Ad 1)
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Wer den Anordnungen, welche in Ausführung dieser Verordnung von den Orts-

polizeibehörden oder den Fürstlichen Verwaltungsämtern außerdem (§. 5) noch erlassen
werden, nicht nachkommt, wird an Geld bis zu 17 Fl. 30 Kr. -10 Tolrn., und

wenn sich die Anordnung auf §F. 1 Rà 2 bezieht, neben der etwaigen Entrichtung

der Fanggebühr mit Geld bis zu 8 Fl. 45 Nr. = 5 Thlrn. bestraft.

Rudolsladt, den 23. März 1866.

Fürstl. Schwarzb. Negierung.
v. Bertrab.

 . XIII. Bekanntmachung
der Fnesstlichen Regierung vom 8. vipril 1866 , die Ertheilung eines Privi-
legiums für Heury Carnegie Carden in Prrio auf einen verbesserten

Metronom betreffend.

Mit höchster Genehmigung Serenissimi ist dem Heury Carnegie Carden
zu Paris ein Privilegium auf einen verbesserten Metronom in der durch Beschreibung

nachgewiesenen Weise auf fünf nach einander folgende Jahre von heute ab für den

Umfang des biesigen Fürstenthums mit der Wirkung ertheilt worden, daß ohne seine
Zustimmung Niemand befugt sein soll, dieses von ihm erfundene Justrument her-

zustellen. Dieses Privilegium ist jedoch als erloschen zu betrachten, wenn die

Auwendung der fraglichen Erfindung in dem hiesigen Fürstenthume nicht binnen
Jahresfrist nachgewiesen werden kann. Auch wird die Neuheit der Ersindung im

Sinne der, nach der Bekanntmachung des vormaligen Fürstlichen Geheimeraths-Colle-

giums vom 12. April 1843 bei Ertheilung von Ersindungs-Patenten in den deutschen

Zollvereins-Staaten zu beobachtenden Grundsähe auödrücklich vorausgesetzt.
Die unterzeichnete Fürstliche Regierung macht folches zur allgemeinen Nachachtung

hiermit öffeullich bekannt.

Nudolstadt, den 3. April 1866.

Jürstl. Schwarzb. Negierung.
v. Vertrab.

K. A. Valer.
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XIV. Ministerial-Bekanntmachung
vom 6. April 1866, die zwischen der Königlich Preußischen und der Fürstlich

Schwarzburgischen Staatsregicrung zur Beförderung der Rechtspflege abge-
schlossene Uebereinkunft vom 23. September 1840 betreffend.

Die zwischen der Königlich Preußischen und der diesseitigen Fürstlichen Staats-

regierung zur Beförderung der Rechtspflege unterm 23. September 1840 abgeschlossene

Uebereinkunft (Ges. Samml. 1840 S. 155 ff.) ist vom 1. Januar d. J. ab auf

sernere zwölf Jahre und zwar mit der Maßgabe verlängert worden, daß die Con-

vention immer auf je zwölf weitere Jahre gelten soll, so lange nicht ein Jahr vor
dem Ablause von der einen oder der andern Seite eine Aufkündigung erfolgt.

Rudolstadt, den 6. April 1866.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

XV. Ministerial-Bekauntmachung
vom 18. April 1866, den Handelevertrag zwischen dem Zollvereine und

Italien betreffend.

Nachdem der zwischen den Staaten des deutschen Zoll- und Handels-Vereins
und dem Königreiche Italien am 31. December v. J. abgeschlossene Handelsverirag

allseitig ratisicirt worden ist, so wird derselbe auf Höchsten Befehl Serenissimi

nachstehend in dem französischen Urtexte unter Beifügung einer deutschen Uebersetzung

zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Rudolstadt, den 13. April 1866.

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.
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Traite de commerce
enlro

le Zollverein et l'Itallie.

Sa Majeslé le Roi de Prusse, Sa Mu-

jesté le Roi de Bavière, Sa Ilajeslé le

Roi de Suxe ol Son Altesse Rovynle le

Grund-Duc de Bade agissant tant en

Leur nom el respectivement pour les

aulres Pavs et porties de Puys souverains

compris duns le syslème de dounnes el

d’impols de Drusse, savoir: Le 6rund--

Duché de Luxembourg, les enclaves du

Gruand-Duché de Mecklembourg, Ros--

sow, Nelzchund ci Schoenberg. iIn Prin—

cipnul de Birkenfeld du Grond-Duché

d'Oldenbourg, le Duche d'Anhull, les

Principnulés de Wuldeck el de Pyrmom,

Iin Principnulé de Lippe ei le Grund--

Buillinge de Meisenheim du Landgravint

de llesse, #uw'uu nomdes autres Memhres

de I'Associalion de dounnes el de com-

morce Allemande (Zoffrverein), suvoir:

Iin Couronne de Iianovre, iunt pour Elle,

Nue hourlnPrincipnuléde Schaumbourg—
Lippe, etln Couronne de Wurlemberg,

I Eleciorm de llessc, le Grund-Duché

de llesse tant pour Lui duc pour le

Buillinge de Ilomhourg du Landgravint
de llesse, les Euus formomt l'ussocialion

de dounnes et de commerce de Thuringe,

savoir: le Grand-Duche de Saxc, les

Duches de Saxc- Meiningen. de Sagc-

Allenbourg: de Sakxe-Cohourg el Cotlu=

Handels-Vertrag
. zwischen

dem gollberein und Italien.

Seine Majestät der König von Preußen,

Seine Majestät der König von Bayern,

Seine Majestät der König von Sachsen

und Seine Königliche Hoheit der Groß-

herzog von Baden, sowohl für Sich und be-

ziehungsweise in Vertretung der dem Preu-

ßischen Zoll- und Steuer-Systeme ange-
schlossenen sonverainen Länder und Landes-

theile, nämlich: des Großherzogthums Lu-
gxemburg, der Grohherzoglich Mecklenburgi-
schen Enklaven Rossow, Netzeband und

Schönberg, des Großherzoglich Oldenbur-

gischen Fürstenthums Birkenfeld, des Her-
zogthums Anhalt, der Fürstenthümer Wal-
deck und Pyrmont, des Fürstenthums Lippe

und des Landgräflich Hessischen Oberamts

Meisenheim, als im Namen der übrigen

Mitglieder des deutschen Zoll- und Hau-
delsvereins, nämlich der Krone Hannover,

sowohl für Sich wie für das Fürstenthum
Schaumburg-Lippe, und der Krone Würt.

temberg, des Kurfürstenthums Hessen, des

Großherzogthums Hessen, sowohl für Sich
wie für das Landgräflich Hessische Amt Hom-
burg, der den Thüringischen Zoll. und

Handels-Verein bildenden Staaten, na-

mentlich: des Großherzogthums Sachsen,

der Herzogthümer Sachsen= Meiningen,
Sachsen Altenburg, Sachsen. Coburg und
Gotha, der Fürstenthümer Schwarzburg-



lesb i es de Sel Rudol

slail el de Schme ——..—

sen, de Beuss, ligne. ealncce, el de Reuss,
ligne endelte, ic Duché de Brunswick, je
Duché 1Oldenbourg, le Duché de Jussnu

el lu ville lihre de Frunkfort dunc port,

Sn Mnjesté lce Roi d’lialse d’umre
2 « «

wulsmlrfsglcrloskelalioascommck
citslcscnlkclcskllnlstluZollvcroincl-

l"llnlic,onlnonnncschtUIkcLpour
LuerPlütiilmlcsilinircs,somit-:

SuälujeswjolkoiGeh-asso-
bl.0llo-Etl0uurtl-l«öolioltl
comtcdeliissnurck-sclsij-Ii-

hausen, Son Présideut du conseil

cl Miuisire des alluires Elrangeres,

ISn Mujesté le Rol de Bavicère:
A. I#ouis —- MaKimilion —-Eva—

riste Tome de Monlgelas, Son

Chumbellun, Envoyé Exurnordinnire

ei Minisire Plnipolemiaire pres La

Alnjeslé sc HRoi de Drusse,

Sa Malesté le Roi de Saxe:

M. Chorles- Adolphe Comic de

Hokenihal, Son Conseiller prive

acluel, Envoyd Exkiraordinnire el

Minisire Plénipoleminire pres Sa

Majeslé le Roi de Prusse,

NRudolstadt und Schwarzburg= Sonders-
hausen, Neuß älterer und Neuß jüngerer

Linic, des Herzogthums Braunschweig, des
Herzogthums Oldenburg, des Herzogkhums
Nassan und der freien Stadt Frankfurt

einerseits,
und

Seine Majestät der König von Italien

andererseits,
in der Absicht, die Handels. Beziehungen

zwischenden Zollvereinsstaaten und Italien
zu regeln, haben zu diesem Zwecke zu Ihren
Bevollmächtigten ernannt, nämlich:

Seine Mojestät der König von Preußeu:
den Herm Otto Eduard Leopold
Grafen von Bismarck-Schönhau=

sen, Allerhöchst Ihren Präsidenten des

Staats-Ministeriums und Minister der

auswärtigen Angelegenheiten,
Seine Majestät der König von Bayern:

den Herrn Ludwig Maximilian

Evorist Grasen von Montgelas,

Allerhöchst Ihren Kämmerer, außeror-
dentlichen Gesandten und bevollmächtig=
ten Minister bei Seiner Majestät dem

Könige von Preußen,

Seine Mgjestät der König von Sachsen:

den Herrn Carl Adolph Grafen von

Hohenthal, Allerhöchst Ihren Wirk-
lichen Geheimen Nath, außerordentlichen
Gesandten und bevollmächtigten Minister
bei Seiner Majestät dem Könige von

Preußen,
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Son Altesse Roynle le Grand--
Duc de Bude:

. Jenn Buron de Türekhein,
Son Chumbellun, Envoyé Extraordi-

mnire el Minisire blénipoteminire

Dres Sa Mnjesié le Roi de brusse:

el

Sn Majesté le Rof d’Italle:
N. Jules-Cumille Come de

Barral de Noteaurraurd, Son

Envoyé Extrnor#hmaire el Ilinisire

Plénipoleminire pres su Mnjesié le

Roi 4% russe:

lesducis upres veire communiqn leurs
pleins pouvoirs kronves en bonne et

duc lornc, som convenus des articles

suirams.

Arlicie 1.

Les sujels des Elais du Zollverein en

lealic el les sujels urc Su. Mujeste le Boi

A#ltiulie dans les Eluis du Zollverein,

soil du’ils 9F Cunblissent soil du’ils 97y

rosidont lewpornirement, 7 joniront,
relalipemen à T’exercice du commerce

et des industries, des memes droils e

 serom sonmis ## nucune imposition

plus Elevcc ou nulre que les sujeis de

In nalion in plus favorisée sous ces

rapporis. «

5:3

Seine Königliche. Hoheit der Großherzog
bon Baden:

den Herrn Carl Freiherrn von Türck-

heim, Allerhöchst Ihren Kammerherrn,
außerordentlichen Gesandten und bevoll-

mächtigten Minister bei Seiner Majestät

dem Könige von Preußen

und

SeineMajestät der Känig von Italien:
den Herrn Julius Camill Grafen
von Barral de Monteauvrard,

Allerhöchst Ihren außerordentlichen Ge-

sandten und bevollmächtigten Minister
bei Seiner Majestät dem Könige von

Preußen,

welche, nach gehenseitiger Miktheilung ihrer
in guter und gehörigerForm besundenen

Vollmachten, über nachstehende Arltikel über-
eingekommen sind.

Artikel I.

Die Unterthanen der Staaten des Zoll-

vereins, welche in Italien und die Unter-

thanen Seiner Majestät des Königs von

Italien, welche in den Staaten des Zoll-

vereins dauernd oder vorübergehendsichauf-

halten, sollen daselbst in Beziehung auf den
Betrieb des Handels und der Gewerbe die

nämlichen Rechte genießen und keinen höhe-

reu oder anderen Abgaben unterworfen wer-

den, als die Angehörigen des in diesen Be-
ziehungen am meisten begünstigten dritten
Landes.
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Arliele 2.

Les produils du sol et de l'induslrie

de l' liulie qui seront importés dans le

Zollverein, el les produils du sol et

de Tindusiric des Eints du Zollverein

qui serom imporiés en Uulic, deslinés,

soil # la consommation, soil à l'entre-

posage, soit # ln récxportalion, soil uu

runsll scronl soumis nu mome irnitememn.

ei nommömen ne serom paussibles de

droits ni plus clcvés ni autres quc les

produis de lu nulion Iin plus Iuvorisée

sous ces rapporls.

Arlicle 3.

A Texporialion vers Dliulie il no

sern peu dans le Zollverein ct à

T’exporialion vers le Zollvercin 1 nc

sern percu en lialio d'autre ni de plus

hanuts droits de sorlie du’ &amp; Texpor-

poriotion des memes objeis ves le

pays le plus fuvorisé à cel égurd.

Arliclo 4.

Les murchundises de loulte nuluro

venant de TPun des denx terriloires

ou y ollunt, seront réciproqucmen

exempies dans l’aulre de loul droit de

lransil.

Arlicle 5.

Touie laveur, loule immunisé, loute

réduction du laril des droils d'em#ree

ei de sorlie due ’unc des llautes

Purlies conirucinntes necordern à une

1866.

Artikel 2.

Die Boden- und Gewerbs-Erzeugnisse
Italiens, welchein den Zollverein und die

Boden- und Gewerbs.Erzeugnisse der Staa-

ten des Zollvereins, welche in Italien ein-

geführt werden, sollen daselbst, sie mögen
zum Verbrauch, zur Lagerung, zur Wieder-

ausfuhr oder zur Durchfuhr bestimmt sein,
der nämlichen Behandlung unterliegen und

insbesondere keinen höheren oder anderen

Abgaben unterworfen werden, als die Er-

zeugnisse des in diesen Beziehungen am

meisten begünstigten dritten Landes.

Artikel 3.

Bei der Ausfuhr nach Italien sollen im

Zollverein und bei der Ausfuhr nach dem

Zollverein sollen in Italien Ausgangs-Ab-
haben von keinen anderen Waaren und mit

keinem höheren oder anderen Betrage er-

hoben werden, als bei der Ausfuhr nach
dem in dieser Beziehung am meisten be-

günstigten drilten Lande.

Artikel 4.

Die Waaren-Durchfuhr nach und von

Italien soll im Zollverein und die Waaren-

Durchfuhr nach und von dem Zollverein soll

in Italien von jeder Durchgangs-Abgabe

frei sein.
Artikel 5.

JedeBegünfligung, jedes Vorrecht und
jede Ermähigung in dem Tarife der Ein-

gangs= oder Ausgangs-Abgaben, welche
einer der hohen vertragenden Theile einer
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lierce Puissance, sern immétiutement

el suns coniition clendue ù l'uulre.

De plus oucunc des Parlies Conirac-

innies ne soumelirn L’auire à une pro-

libilion (limporinlion on d’exportation

qdui ne serait pas uppliduce en meme

lemps à loules les nulres nutions.

L disposition dui Précede sur les pro-

hibilions à In sorlic ne déroge point und

ohligulions duc les ncles de lun Consede—

ralion germanique imposent uux Eius

ullemunds dui composent le Zollvercin.

Arlicle 6.

n ce dui concerne les mardues on

Eliquelles de murchundises ou de leurs

ombulluges, les dessins el murdues de

labriguo ou de commerce, les sujels de

chucum des Elats conlruciants jouirom.

respeclivemem dans I’nuirc de la meme

proleclion duc les nalionnux.

Aklicle 7.

Le Présent #ruilé entrern en vigucur

huil jours uprès l'échunge dos rulisi-

calions. Toutelsois in gisposition de

Torlicke 6 ne sern Ceuioire qduc

dunire mois uhres ce lermc.

Le présent irnilé reslern en vigucur

jusqu'au 30 juin 1875. Duns le cas

on nucune des Parlies comrucumies

’aurnit nolilig douze mois avn 10

chennce de cc lerme son inlemion d’e

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetzsamml. Smn.
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dritten Macht zugestehen möchte, wird gleich-
zeitig und ohne Bedingung dem andern zu

Theil werden.

Fernerwird keiner der vertragenden Theile

ein Einfuhr, oder ein Ausfuhr-Verbot gegen

den anderen in Kraft setzen, welches nicht

gleichzeitig auf alle anderen Nationen An-

wendung fände.
Die vorstehende, auf Ansfuhr-Verbote

bezügliche Bestimmung kann den, aus dem
5# NaaR,s En *8 M niA

M V r#d

tungen der zum Zollvereine gehörenden deut-

schen Bundeestaaten keinen Eintrag thun.

Artikel 6.

In Betreff der Bezeichnung vder Eti-

kettirung der Waaren oder deren Ver-

packung, der Muster und der Fabrik oder

Handelszeichen sollen die Unterthanen eines
jeden der vertragenden Staaten in dem

anderen denselben Schutz wie die Inländer

genießen
Artikel 7.

Der gegenwärtige Vertrag soll acht Tage
nach Auswechselung der Ratifications-Ur-
kunden in Kraft treten. Jedoch soll die

Bestimmung des Artikels 6 erst vier Mo-

nate nach diesem Zeitpunkt zur Ausführung

gelangen.
Der gegenwärtige Vertrag soll bis zum

30. Juni 1875 in Kraft bleiben. Im

Falle keiner der vertragenden Theile zwölf
Monate vor dem Ablaufe dieses Termins

seine Absicht, die Wirkung des Vertrages
10
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lnire cesser les ellecis, 1 demeurem

obligaloire jusqu'd Texpiration ’une
année à parlir du jour on l'uno ou

PFaulre des Iaules Parties contraciantes

Taurn dénoncé.

Arlicle 8.

Le présent truilé sern ralisic et les

ralilications en seronl Cchangécs ## Berlin

le plus 101 possiblc.

En loi de duci les Plénipolcmiaires

respeciifs Ton signe c y om apposé

le cuchet de leurs armes.

Fuit # Berlin, le 31 Decembre 1865.

Blsmarck-Schönhausen. C. de Barral.

(I. S.) (I. 8.)

KNontgelas.

(I. S.)

Hohenthal.

(L. S)

Türckheim.

. O.

1866.

aufhören zu lassen, dem anderen kundge-

geben haben sollte, soll derselbe bis zum
Ablaufe eines Jahres von dem Tage ab in

Geltung bleiben, an welchem der eine oder

der andere der vertragenden Theile den-

selben gekündigt hat.

Artikel 8.

Der gegenwärtige Vertrag soll ratificirt
und es sollen die Natifications-Urkunden

sobald als möglich in Berlin ausgetauscht
werden.

Zu Urkund dessen haben die beiderseitigen
Bevollmächtigten denselben unterzeichnet
und ihre Siegel beigedruckt.

So geschehen zu Berlin
den 31. December 1865.

Bismarck-Schönhausen. C. de Barral.

. S) (L. S.)

Montgelas.
( S.)

Hohenthal.
(. S)

Türckheim.
(I. S.)
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg- Rudolstadt.

Ueuntes Stüch vom Jahre 1866.

 AXVI. Bekanntmachung
der Fürstlichen Regierung vom 11. April 1866, die Ertheilung eines Privi-

legiums für den Fabrikant Julins Brönner in Frankfurt a. M. auf einen

verbesserten Gasbrenner bekreffend.

Mit höchster Genehmigung Serenissimi ist dem Fabrikant Julius Brönner in
Frankfurt a. M. ein Privilegium auf einen verbesserten Gasbrennerin der durch Be-

schreibung nachgewiesenen Weise auf fünf nach einander folgende Jahre von heute ab für
den Umfang des hiesigen Fürstenthums mit der Wirkung ertheilt worden, daß ohne seine

Zustimmung Niemand befugt sein soll, dieses von ihm erfundene Instrument herzu-
stellen. Dieses Privilegium ist jedoch alsdann als erloschen zu betrachten, wenn die

Anwendung der fraglichen Erfindung in dem hiesigen Fürstenthume nicht binnen

Jahresfrist nachgewiesen werden kann. Auch wird die Neuheit der Ersindung im

Sinne der, nach der Bekanntmachung des vormaligen Fürstlichen Geheimeraths-Colle-

giums vom 12. April 1843 bei Ertheilung von Erfindungs= Patenten in den deutschen

Zollvereins-Staaten zu beobachtenden Grundsähe ausdrücklich vorausgeseßt.
Die unterzeichnete Fürstliche Regierung macht solches zur allgemeinen Nachachtung

hiermit öffentlich bekannt.

Rudolstadt, den 11. April 1866.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
v. Bertrab.

4 K. A. Valer.

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesebsamml. XXVII. 11
Ausgegeben in Rudolstadt den 25. April 1866.
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XVII. Bekanntmachung
der Fürstlichen Negierung vom 11. April 1866, die Ertheilung eines Privi-

leginms für den Böttchermeister und Werkzeugmacher August Schellhorn

in Arustadt auf ein von ihm erfundenes Werkzeug zum Einspannen von Holz-=
stücken auf der Hobelbank (Schnellspanner) betreffem. "

Mit Höchster Genehmigung Serenissimi ist dem Böttchermeister und Werk-

zenymacher August Schellhorn in Aunstadt ein Privilegium auf ein von ihm er-

sundenes Werkzeug zum Einspannen von Holzstücken auf der Hobelbank (Schnellspanner)

in der durch Beschreibung nachgewiesenen Weise auf fünf nach einander folgende Jahre
von heute abfür den Umfang des hiesigen Fürstenthums mit der Wirkung ertheilt wor-

den, daß ohne seine Zustimmung Niemand befugt sein soll, dieses von ihm erfundene
Instrument herzustellen. Dieses Privilegimm ist jedoch alsdann als erloschen zu be-
trachten, wenn die Auwendung der fraglichen Erfindung in dem hiesigen Fürstenthume

nicht binnen Jahresfrist nachgewiesen werden kann. Auch wird die Neuheit der Er-

sindung im Sinne der, nach der Bekanntmachung des vormaligen Fürstlichen Ge-

beimeraths-Colleglums vom 12. April 1843 bei Ertheilung von Erfindungspakenten

in den deutschen Zollvereins-Staaten zu beobachtenden Grundsätze ausdrücklich voraus-
geseßt.

Die unterzeichnete Fürstliche Regierung macht solches zur allgemeinen Nachachtung
hiermit öffentlich bekannt.

Rudolstadt, den 11. April 1866.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
v. Bertrab.

K. A. Bater.

XVIII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 20. April 1866, den Vertrag zwischen den Zollvereinostaaten und der

freien Hansestadt Bremen wegen Beförderung der gegenseitigen Verkehröver=
hältnisse betreffend.

Nachdem der nachstehend abgedruckte Vertrag zwischen den Staaten des deutschen

Zoll- und Handels-Vereins und der freien Hansestadt Bremen, die Fortdauer des
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« Vertrags wegen Beförderung der gegenseitigen Verkehrs-Verhältnisse betreffend, all-

seitig ratisicirt worden ist, so wird derselbe auf Höchsten Befehl Serenissimi zur

allgemeinen Nachachtung hierdurch bekannt gemacht.

Rudolstad!, den 20. April 1866.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

Vertrag
zwischen

Preußen, Hannoder, Kurhessen und Oldenburg für Sich und in Vertretung der
übrigen Staaten des Zollvereines einerseits und der freien Hansessadt

Bremen andererseits,

Fortdauer des Vertrages wegen Beförderung der gegenseitigen

Verkehrs-Verhältnisse betreffend.

Seine Majestät der König von Preußen, Seine Majestät der König von Hanu-

nover, Seine Königliche Hoheit der Kurfürst von Hessen und Seine Königliche Hoheit

der Großherzog von Oldenburg für Sich und in Vertretung der übrigen Mitglieder des,

krast der Verträge vom 22. und 30. März und 11. Mai 1833, 12. Mai und 10.

December 1835, 2. Jannar 1836, 8. Mai, 19. Oktober und 13. November 1841,

4. April 1853 und endlich vom 28. Juni, 11. Juli, 12. Oktober 1864 und vom

16. Mai 1865 bestehenden Zoll- und Handelsvereins, nämlich der Kronen Bayern,

Sachsen und Württemberg, des Großherzogthums Baden, des Großherzogihums Hessen,
der den Thüringischen Zoll- und Handelsverein bildenden Staaten — namentlich des

Großherzogthums Sachsen, der Herzogihümer Sachsen= Meiningen, Sachsen-Alten-
burg und Sachsen-Coburg-Gotha und der Fürstenthümer Schwarzburg= Rudolstadt
und Schwarzburg-Sondershausen, sowie der Fürstlich Reußischen Länder älterer und

jüngerer Linie — des Herzogthums Braunschweig, des Herzogthums Nassau und der

sreien Stadt Frankfurt, ferner in Vertretung des Großherzogthums Luxemburg, der

Großherzoglich Mecklenburgischen Enklaven Nossow, Netzeband und Schönberg, des
11·
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Grohherzoglich Oldenburgischen Fürstenthums Birkenfeld, des Herzogthums Anhalt,
der Fürstenthümer Waldeck und Pyrmont, der Fürstenthümer Lippe und Schaumburg-

Lippe, der Landgräflich Hessischen Gebictstheile, des Oberamts Meisenheim und des

Amts Homburg, einerseits
und

der Senat der sreien Hansestadt Bremen andererseits,

von dem Wuusche geleitet, auch sernerweit die gegenseitigen Handelsbeziehungen

zwischen Ihren Staaten möglichst zu fördern, haben zum Zweck der Aufrechthaltung
des hierauf abzielenden Vertrags vom 26. Jannar 1856, die Beförderung der gegen-

seitigen Verkehrsverhältnisse betreffend, Verhandlungen eröffnen lassen und zu Bevoll-

mächtigten bestellt:

Seine Majestät der König von Preußen:

Allerhöchst Ihren Geheimen Ober-Finanzrath Friedrich Leopold Henning;
Seine Majestät der König von Hannover:

Allerhöchst Ihren Ober--Zollrath Hermann Christian August Cammann;
Seine Königliche Hoheit der Kurfürst von Hessen:

Allerhöchst Jhren Geheimen Ober-Finanzrath Wilhelm Cramer;
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg:

Allerhöchst Ihren Ober-Zollrath Carl Meyer;
der Senat der freien Hansestadt Bremen:

den Senator und Doctor der Rechte Arnold Duckwih,

den Senator und Doctor der Rechte Alexander Carl Conrad Adolph
Kottmeier und

den Senator Friedrich Ludolf Grave,

von welchen Bevollmächtigten solgender Verlrag, unter dem Vorbehalte allseitiger Na-

tification, abgeschlossen worden ist.
rtikel 1. —

Der zwischen Preußen, Hannover und Kurhessen für Sich und in Vertretung der

übrigen Staaten des Zollvereins einerseits und der freien Hansestadt Bremen anderer-

seits wegen Beförderung der gegenseitigen Verkehrsverhältnisse am 26. Januar 1856

abgeschlossene Vertrag wird vorläufig auf weitere zwölf Jahre, vom 1. Januar 1866

anfangend, also bis zum letzten December 1877, aufrecht erhalten.
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Für diesen Zeitraum bleibt derselbe mit den dazu gehörigen Uebereinkünften auch
fermer, jedoch mit den in den folgenden Artikeln enthaltenen Abänderungen und zusätz-

lichen Bestimmungen, in Krast.

Artikel 2.

Die Unterthanen der Staaten des Zollvereins, welche in Bremen, und die Bremi-

schen Staatsangehörigen, welche in den Staaten des Zollvereins vorübergehend oder

dauernd sich aufhalten, sollen daselbst in Beziehung auf den Betrieb des Handels die

nämlichen Rechte genießen und keinen höheren oder anderen Abgaben unterworfen wer-

den, als die Angehörigen des in diesen Beziehungen am meisten begünstigten dritten
Landes.

Artikel 3.

Die Verabredung im Artikel 4 des Vertrages vom 26. Jannar 1850 unter M# 1,

nach welcher, unter den in jenem Artikel angegebenen Beschränkungen, hinsichtlich des
Betrages, der Sicherung und der Erhebung der Ein= und Ausgangsabgaben in keinem

der contrahirenden Staaten Erzeugnisse des Gebiets des andern contrahirenden Theils

ungünstiger als gleichartige Erzeugnisse irgend eines außerdeutschen Staates behandelt

werden dürsen, wird dahin erweitert, daß die vorbezeichnete Behandlung auch nicht
ungünssiger sein darf, als diejenige der gleichartigen Erzeugnisse anderer nicht zum Zoll-
verein gehörender deutscher Staaten.

Zugleich hat man sich in Beziehung auf die Formalitäten der Zollabfertigung der

auf den Eisenbahnen beförderten Waaren und Efsekten dahin geeinigt, daß bei dem
vereinsländischen Haupt-Zollamte zu Bremen alle nach den Zollgesetzen zulässigen und
namenklich alle diejenigen Erleichterungen eintreten sollen, welche rücksichtlich der For-

malitälen-der Zollabfertigung dem Verkehr auf einer andern, die Grenze überschreiten-

den Eisenbahn gewährt sind oder künstig noch gewährt werden.
Artikel 4.

Essollen
5 eingangszollpflichtige Gegenstände, welche als Muster dienen und in den Zoll-

verein von Bremischen Handlungsreisenden oder in Bremen von Handlungs-

reisenden, die einem Zollvereinsstaate angehören, eingeführt werden, beiderseits,

soweit nöthig, unter den zur Sicherstellung ihrer Wiederausfuhr oder Nieder-

legung in einem Packhofe ersorderlichen Zollförmlichkeiten zeitweise zollfrei zuge-
lassen werden. Diese Förmlichkeiten werden im gemeinsamen Einverständnisse
unter den verkragenden Theilen geregelt. Ferner wird
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2) zur weiteren gegenseitigen Erleichterung des Verkehrs beiderseits Befreiung von
Eingangs= und Ausgangsabgaben zugestanden für Gegenstände, welche, um
als Modelle zu dienen, oder zur Reparatur, in das Gebiet des andern contra-

hirenden Theils gebracht und nach Erreichung des bezeichneten Zwecks, unter
Beobachtung der deshalb getroffenen besonderen Vorschriften, zurückgeführt wer-
den, weun die wesentliche Beschaffenheit und Benennung derselben unverändert
bleibt.

Artikel 5.

Nachdem im Zollvereine die Durchgangsabgaben und in Bremen die Durchgangs-
abgaben und die Speditionsgebühr aufgehoben worden sind, soll es während der Dauer

des gegenwärtigen Vertrages dergestalt hierbei bewenden, daß auf die Wiedereinfüh-
rung von Durchgangsabgaben in der einen oder der andern Gestalt für Güter ver-

zichtet wird, welche von Bremen kommen oder dahin gehen und das Gebiet des Zoll-

vereins dabei berühren, oder welche aus dem Zollvereine kommen oder dahin gehen

und das Gebiet der freien Stadt Bremen berühren.

Die in dem Vertrage vom 26. Jannar 1856 und dessen Zubehörungen ent-

haltenen Verabredungen über Durchgangsabgaben treten demgemäß für die Dauer
des gegenwärtigen Vertrages außer Anwendung.

Artikel 6.

Zur wirksamern Unterdrückung des Schleichhandels, aus dem Gebiete der sreien
Stadt Bremen nach dem Zollvereine hin, soll — im Anschluß an die Verabredungen

im Artikel 3 der Uebereinkunst wegen Unterdrückung des Schleichhawdels vom 26.
Jannar 1856 —

1) der Transport von zollpflichtigen Gegenständen, von denen allen Umständen

nach anzunehmen ist, daß sie ins Zollvereinsgebiet unerlaubter Weise eingeführt
werden sollen, auf denjenigen durch Commissare von Hannover, Oldenburg

und Bremen zu bezeichnenden Nebenwegen, welche von einem Bremischen Orte

aus nach der nahen, auf Bremischer Seite überall nicht oder nur mit einzelnen

Wohngebäuden bebauten Zollgrenze führen, bei einer den denuncürenden Bremi-

schen Polizeibeamten (Landjägern) zufallenden Ordnungsstrafe von bis- 10
Thalern verboten werden.

Ferner sollen — #

2) sobald des Schleichhandelsbetriebs verdächtige Personen bei Nachtzeit, d. h.
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von 10 Uhr Abends bis 6 Uhr Morgens, hart an der Zollgrenze, sei es auf
erlaubten oder nach der Bestimmung unter 1 unerlaubten Wegen oder in da-

selbst belegenen Wirthshäusern, mit zollpflichtigen Waaren betroffen werden —

die Waaren vorlänfig bis zu der oben gedachten Morgenstunde thunlichst au-

gehalten, beziehungsweise sodann, vorhältlich der Verhängung der nach der
Bestimmung unter 1 elwa bereits venvirkten Ordnungsslrafe, auf einen nach

der Zollstraße führenden Weg verwiesen werden.

Artikel 7.

Ueber die Stellung und die Befugnisse des zollvereinsländischen Haupt-Zollamts

zu Bremen wird statt der Verabredungen im Art. 1 der Uebereinkunft wegen Er-

richtung dieses Haupt--Zollamts vom 26. Januar 1956 Folgendes bestimmt:
Dasin der Stadt Bremen errichtete zollvereinsländische Haupt-Zollamt tritt

unter den nachfolgenden Bestimmungen an die Stelle der Grenz-Zollämter, welche

sonst an der Grenze gegen das Bremische Gebiet, an den Eisenbahnen und an der

obern Weser anzulegen sein würden. Dasselbe ist für diese Verkehrs-Verbindungen
als Grenz-, Ein= und Ausgangsamt des Zollvereins in der Weise anzusehen, daß

demselben die Ermächtigung beiwohnt:
1) bezüglich des Eingangszolles zur Erhebung bis zur Höhe von 50 Thalem für

eine Waarensendung und ausnahmsweise zur unbeschränkten Erhebung desselben
für Güter, welche mit keinem höhern Eingangszolle als 15 Sgr. für den

Centner belegt sind, sowie für Effeckten und Waaren, welche Passagiere der
Post, der Eisenbahnen und der Obereser-Dampfschiffe mit sich führen,

2) zur Erhebung des Ausgangszolles,
3) zur Ablassung zollfreier Gegenstände in den freien Verkehr,
4) zur Ausferligung und Erledigung von Begleitscheinen I. und Uebergangsscheinen,

zur Ausferligung von Begleitscheinen II. und zur Ausfertigung und Erledigung

von Declarations-Scheinen für den Verkehr mittelst Berührung des Auslandes,
endlich

5) für den Eisenbahuverkehr zur Ausfertigung und Erledigung von Ausagezetteln.

Für den Verkehr von und über Bremen nach dem Zollvereinsgebiete auf andern

Wegen als auf den Eisenbahnen und der Oberweser sollen die vorslehend unter 35 4

erwähnten Abfertigungsbefugnisse dem Haupt-Zollamte unter den bereits ergangenen

oder künftig festzustellenden Vorkehrungen gegen Mißbrauch ebenfalls zustehen.
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Artikel 8.

An die Stelle der Verabredung im ersten Sate des Art. 3 der Uebereinkunft vom

26. Januar 1856 wegen Errichtung des zollvereinsländischen Haupt-Zollamtes u. #. w.

soll folgende Bestimmung treten:
Wer aus Bremen oder dem Bremischen Gebiete Waaren oder Effecten den be-

treffenden Zollstellen zur Abfertigung nach dem Zollverein vorführt, oder wer mit
nach dem Zollvereine mittelst der Eisenbahnen oder auf Schifsen stromaufwärts auf der

Oberweser zu befördernden Waaren oder Effecten, ohne solche zu der nach den Umstän-

den erforderlichen Abfertigung anzumelden, die betreffende Zollstelle überschreitet oder
ganz umgeht, soll so angesehen werden, als wenn er damit die Zollgrenze und die

erste Zollstelle im Zollverein überschreite und daher insonderheit auch in Bezug auf

die Abgabe der Zoll-Declaralionen über solche Waaren oder Effecten den zollgesetz-

lichen Bestimmungen desselben untenworfen sein.
Der Senat der freien Hausestadt Bremen wird die durch diese Verabredung be-

dingte gesetzliche Anordnung erlassen.

Artikel 9.

Bei der nach Abschluß des Vertrages vom 26. Januar 1856 zugelassenen Auf-

nahme von Zucker und Tabak, die mit dem Anspruche auf Zoll= oder Steuewer-

gütung versendet sind, und von übergangsabgabepflichtigen Gegenständen in die Zoll-

vereins-Niederlage zu Bremen, soll es auch ferner unter folgenden Maßgaben be-
wenden:

1) Raffinirter Rohrzucker, welcher von Zuckersiedereibesitzern, sowie aus Rüben be-
reiteter rafsinirter Zucker, welcher nach Anleitung der Bestimmungen über die

Vergütung der Rübenzuckerstener, ingleichen Tabaksfabrikate, welche von Ta.

baksfabrikanten mit dem Anspruche auf Zoll= oder Steuervergütung versendet
worden sind, dürsen ohne Verlust des Anspruchs auf diese Vergütung in die

Zollvereins-Niederlage zu Bremen aufgenommen werden, wenn ihnen in der-

selben sichernd abgeschlossene Räume angewiesen werden können, in welchen sie
abgesondert von den übrigen gleichnamigen Waaren lagern und welche unter Ver-

schluß der Zollverwaltung gehalten werden.

2) Wenn übergangsabgabepflichlige Gegenstände in die Niederlage gelangen, so
kann gegen den Nachweis des Eingangs in die Niederlage die Steuervergütung,

soweit solche eintritt, gewährt und es muß der Anspruch auf diese Vergütung vor
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der Aufnahme in die-Miederlage erledigt werden. Die Zurücksührung solcher
Gegenstände in den Zollverein kann gollfrei erfolgen, dagegen tritt in dem-

jenigen Staate, in welchen die übergangsabgabepflichtigen Gegenstände zurück.
geführt werden, unbeschadet der etwaigen Bewilligung von Ausnahmen in den

dazu angethauen Fällen, die Verpflichtung zur Entrichtung der Uebergangs-
abgabe ein, so weit eine solche in dem betreffenden Staate besteht.

Artikel 10.

Die Verabredung im Art. 13 der Uebereinkunft vom 26. Januar 1856 wegen

Erichtung des zollvereinsländischen Haupt-Zollamts u. s. w., nach welcher die sreie

Hansestadt Bremen darauf verzichtet hat, von den in der Zollvereins-Niederlage zu

Bremen gelagerten Waaren Bremische Ein-, Aus- und Durchgangsrechte zu erheben,

wird nach erfolgter Aufhebung der eben gedachten Abgaben, auf die jetzt bestehende

Umsaßsteuer in der Art übertragen, daß die Vereinsniederlage in Bremen bezüglich
der Umsaßsteuer als dem Bremischen Staatsgebiete nicht angehörig betrachtet wird.

Artikel 11.

Mit Bezug auf den zwischen Hannover und Bremen abgeschlossenen Vertrag vom
29. September 1854 wegen des Anschlusses gewisser Bremischer Gebietstheile an den

Zollverein tritt die freie Hansestadt Bremen auch mit dem s. g. alten Heeiwege im

Westen des Dorfes Neu-Hemelingen auf der Strecke von der Grenzmarke #ô# IlI

bis zum Weserdeiche dem Zollvereine unter den in dem oben genannten Vertrage ent-

haltenen Bedingungen bei. Der Entscheidung über die Hoheitsrechte soll hierdurch
in keiner Weise vorgegriffen werden.

Artikel 12.

Die Verabredungen in den wegen der Fortdauer des Zollvereins unter den Zoll-

vereinsstaaten abgeschlossenen Verträgen und deren Zubehörungen, namentlich in dem

Vertrage vom 28. Juni 1864 wegen Fortdauer des Zoll= und Handelsvereins, in dem

Vertrage vom 28. Juni 1864 über den Verkehr mit Tabak und Wein, in dem Vertrage

vom 11. Juli 1864 wegen des Beitritts von Hannover und Oldenburg zu dem Zoll-

vereinigungs-Vertrage vom 28. Juni 1864 und zu dem Vertrage über den Verkehr

mit Tabak und Wein von demselben Tage, in dem Vertrage vom 12. October 1864

wegen des Beitritts von Bayern, Württemberg, dem Grohberzogthum disen und
Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetziamml. XXVII.
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Nassau zu den Zollvereinigungs-Verträgen vom 28. Juni und 11. Juli 1864, endlich

in dem Vertrage vom 16. Mai 1865, die Forkdauer des Zoll- und Handelsvereins

betreffend, sollen für diejenigen Bremischen Gebietstheile, welche nach Art. 8 des
Vertrages vom 26. Jannar 1856, und der darin erwähnten Uebereinkunft, sowie nach

dem Vertrage zwischen Hannover und Bremen vom 29. September 1854 in seiner,

im Art. 11 ausgesprochenen Erweiterung dem Zollvereine angeschlossen sind, soweit

sie auf dieselben Anwendung finden, auch in denjenigen Bestimmungen maßgebend
sein, für welche sich dieses nicht bereits aus den bestehenden vertragsmäßigen Verab=

redungen ableitet, und zwar in der Art, daß für die Bremischen Gebiekstheile die-

jenigen Bestimmungen zur Anwendung kommen, welche für denjenigen Theil des Zoll-
vereins getroffen sind, dessen Verwaltung sie sich angeschlossen finden.

Sollten bei den Verhandlungen, welche die Zollvereinsstaaten nach der Verab-

redung unter 55 6des Schlußprotokolls zu dem vorgedachten Vertrage vom 12.

Ockober 1864 vorbehalten haben, weitere Versländigungen unter den Regierungen

der Zollvereinsstaaten erfolgen, als der Vertrag vom 16. Mai 1865 enthält, so wird

der Senat der freien Hansestadt Bremen Sich denselben bezüglich der dem Zollvereine

angeschlossenen Bremischen Gebietstheile insoweit auschließen, als dies von Seiten

der Regierungen von Hannover, beziehungsweise Oldenburg, Leschehen sein wird.

Artikel 13.

Damit der heimlichen Ueberfuhr von Salz aus den dem Zollvereine nicht ange-

schlossenen Bremischen Gebietstheilen, welche nach der Erhöhung der Salzsteuer in
Hannover und Oldenburg versucht werden möchte, wirksamer entgegen getreten werden
kann, verpflichtet Sich der Senat der freien Hanfestadt Bremen:

1) in den im Art. 5 der Uebereinkunft wegen Unterdrückung des Schleichhandels

vom 26. Januar 1856 gedachten Bremischen Grenzorten ingleicher Weise wie
für den Verkauf der dort namhaft gemachten Waaren keine neuen Concessionen

zur Anlage von Kramladen oder Handels-Etablissements zu ertheilen, die er-

theilten Concessionen aber zurückzunehmen, sobald dieses ohne Unbilligkeit ge-
schehen kann, dies auch rücksichtlich des Verkaufs von Salz eintreten zu. lassen;

2) ein Verbot zu erlassen, wonach die in den eben Cunter 1) gedachten Grenzorten

bereits concessionirten Landkrämer weder in ihren Gebäuden nochinnerhalb der

Ortschaft, worin sie wohnen, größere Salzvorräthe als 5 Zollcentner sollen

halten dürfen.
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Artikel 14.

Da die Zollvereinsstaaten durch den zwischen ihnen vereinbarten neuen Zolltarif

die Mehrzahl der Gegenstände, für welche im Art. 10 des Vertrages vom 26. Januar

1856 der freien Stadt Bremen die zollfreie Zulassung in den Zollverein zugesagt ist,

allgemein von Eingangszöllen befreit haben, für die noch zollpflichtig gebliebenen
Gegenstände aber eine besondere Befreiung zu Gunsten der freien Hansestadt Bremen
nicht fortbestehen kann, so werden die Verabredungen in Art. 10 des Vertrages vom

26. Januar 1856 vom 1. Januar 1866 ab außer Kraft gesetzt.

Artikel 15.

Dieser Vertrag soll alsbald zur Natification sämmtlicher betheiligten Regierungen
vorgelegt und die Auswechslung der Ratifications-Urkunden mit möglichster Be-

schleunigung in Berlin bewirkt werden.

So geschehen Bremen, den 14. December 1865.

(gez.) Henning. Cammann. Cramer. Meyer. Duckwitz. Kottmeler. Grabe.

(LS.) (IL.S.) (Ls.) (Ls.) (L##.) (I.S.) (1.8.)
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Gesetzsammlung
fur das Furstenthum Schwarzburg- Rudolstadt.
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ehntes Stüch vom Zahtt 1866.

.X XIX. Gesetz,
die Herabsetzung der tarifmäßigen Taravergütung für Rohzucker betreffend,

vom &amp;. Mai 1866

Wir Friedrich Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg #
verordnen anmit:

Vom 1. Juni d. J. ab beträgt die Tara für Rohzucker und Farin (Zuckermehl)

a) in Alien von 8 Centnern und darüber: 13 Pfund vom Centner Brutto-

b) in ahesruronsisten Nohrgeslechten (Canassers, Cranjans): 8 Pfund vom

Centner Bruttogewicht;
c) in Ballen: 4 Pfund vom Centner Bruttogewicht.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst

lichen Insiegel.
Rudolstadt, den 4. Mai 1866.

(L. S.) Friedrich Günther, F. z. S.
v. Bertrab. Scheidt. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

Fürsll. Schw. Nudolst. Gesetsamml. XXVII. 13
Ansgegeben in Rudolstadt den 5. Mai 1860
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Elstes Stüch vom Jahre 1866.

XX. Bekanntmachung
der Fürstlichen Regierung vom 27. April 1866, die Preisveränderungen der

Arzueimittel pro 1866 betreffend.

Die in den Droguenpreisen eingetretenen Veränderungen haben eine Abände-

rung in den Preisen der Arzneimittel nöthig gemacht. Es werden deshalb die hier-

nach abgeänderten, mit dem 1. Juni d. J. in Kraft tretenden Taxpreise andurch

zur Nachachtung bekannt gemacht.

Rudolstadt, den 27. April 1866.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
v. Bertrab.

K. A. Valer.

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesezsamml. KVII. 14
Ansgegeben in Rudolstadt den 10. Mai 1866.
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Gewiebi 5%% Gewichi.

A. . 5 Agus Samhuci. I Unze
v Valerianae —

Acelonum EL 9 vulnerdria vinosa —
Acelum oromalicum nze 2 216,Arrow-lluoi

1 1 7.— Alropium sulphurichm C#m.
Coschici nze 16
Digitelis rach,

Inze 2à6. B.
pyro lignos. crud. sund 22

Seilleeum inze 18 Halsamum Copaivsc 1 Drach]
Acidun ch. —6 1 Unze

boneniem t Scrup. peruvianum 1 Drach.
—: —62 1 Untze

nitricum ieuil. lund 141—4 —

lumuns Druch. hissmethmmn hrdrico nitrieum Scrup.
nze Jloj 4 elus errinss gr. modo pulv.]1 Unzo

phosphoricum rch samiri —
nze 6% Larie . —

snccinicum crup. 10 Polus — . oldo pulv. —
Aconitium ran 626 —
Adeps suillus ruch.s 1 2 4 Bromum Scrup.

nze—2—

Aerugo gross. modo puklv. —1
rus gr p — C.

Leiler Peirolci — 10—21
— 2 Cadmium sulphurieum 1 Scrup.

ar. modo pulv. — 2 4 Coaleeris hypopbosphorose —

- b 24 Calcurig usin pulw. Unzo
Ambr 1 cron.40|4ACamihoridinum run
Ammnscan carbonieum 1 Unze 2 Ccragobeen conc. 1 Unze

succinic. solut. 1 Drach i 6- Curbo subt. pulv. —

Flum 1 Unze 1.—- 1 Cosiorcum Canadenso subt.
Adun Aniygdalur. amor. — pulv. 10 Gran

Arnicae — 6— Sibiricum subl. pum.C#
Cerssorum amyd. — 1— Calaplasma ad decubilum 1 Unze

— spir. — 1 -alechu —
Ciir — 2— subl. pulv. 1 Dwach.

Guün anlihysteric. — 11|—32 1 Unze
lissue — 6— Ceralum— 1 Drach.

Nenihne crispne — 6— e Purgund. 1 Unze
piper. — 2— — Druch.

spir. — 1 1 Unze

Opii I Dich]3 sacchoratum I1 Droch.
1 Unzehrie ccroein Bogen

picea — 4—n 4 C0hinoickeum 1 Dwch.
Sulriac — A—5 Chinium valerianicum 1 Gran
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Uewicht. m rWie E. Gowich
Chloroformium ! unze ai
Cosseinum 1 2uslacosaccharn
Collockium rnterscalan 1 hnehw t 1 Drnch.
Conleclio Cina 1 Unze 224 Wa der Serapen 005 a#sses 3
Cominium" 1 Tropt 14 den Oele ble 5 M = 1% Kkrse

1 GCon —77Ekooseaccharum Amygdelurum
Comu Ceri astum elb. prae. Unz 34 1 amar. 1 Serup.

Coriex Auranlii Prock. Spubh) Calemi —1 Drach 3 Chimomillac —
Unze 4 siö lorum Auraniür —

-subl·polv.ll)nsch.341— slulllmccnspac — 12

Unzee Mentinc piper. —

Chinae Calisayae ubl. —
1 Dach A4A4 13 Siey — 2Cinnomomi Zeylue l —

Drach!10 arieeuSenna 1 Urzes
1 Uze 44% Theri 1 Drach.1

subt. pulv. DcEisir ad kongen vilam 1 Unge#

Frongulae zu 1 Unnzee 1 Drch.
. pulvy. — 7—— Unze

Granali — # —113 DParm. mil. 1 Deucb.
subl. pu.4ech. 2– Unze 2

Mezerei EAEEIIE Auruntiorum comp. 1 Dmch.
- conc. — 72— #nze

subt. puln.Dhh!4444 ce Succo Glrcichirzoa Drach.
1Uze2 1 Lage3

Simarubac conc. —A ro o EXXIIIE
subt. pulv. II Drach 31- lo Emesinum purun 1 Gm11

Umi inl. conc. cl gr. Emplaslrum Fn 1 Uze0
modo pulv. I Ure unoniuci 17

subil. pulv. — 7—.20— D ranmaliua 1 broch. .

cuprumscclicam lDrscls.22-87 lUsszosk
sulphurie. venalo I Belladonnac —

noclo pulv ! Ur0 f Camharicum orl. —4

blund11 perpet. 1 Drach.
v 1 Unze

" ; Cerussao —

Decoclum Sorsoparillae comp. · conii —-ä

lot-I. lPktInIl.lt-IF.clu(-’alhsnocrocot. Il)mcls.
24l’l«tsn(lb'4lc)(2« soelidum I1 Uze7—

mil. I1 Pluns22 6 uscum 1,

2Psunds. 94— Ilydrargyri 83
concenlrai. I Droch!1 4 3 1 Uze18 6

1 Uze7722— Hyoscyami 10

4 Melilothi roch.
1 Unze4—
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CewichMN EEm—— “m—*xt
Emplaslrum oxyeroceum 1 Drach. 40 Extraclum Sombuci 1 Uze15 46

Euphorbium Krosso wodopulr. 71 Unze 0| Scillao 1 Drach.5 18Enirachun Alsinthür Drach.441444 Senegno EIEEEE
Aloes * Sulph. corr. 10|—210 Uvac ursi 1 Drech!56

Angelicue Scrup. 7422
Arnicae slor. 1 Drach7— F

raclicis 1 Scrup%I " ·

Belladonnae 2# erro kalt tortorieum purum 1 Drach.10

siccum — 4BFerrum üresicon,gieeum ; —alaini — 22 I l)ncls. —6

Cannabis lndicoe —15 4 cnlor#m r*iemnn 1 Unz 22
Coscurillac — 7 6 4 31|—810

1 Drach 1 4136 ouyydulatum leclicum 1 Scrup. — 5

Chamomse — 7 6 1 Drach. 10

Chelidon 1 Scuup—M2— Flores Awicoe h el gr.
Chinne beeshl — — nodo pulrv. braeh 111—4
* compos. — 2121 10 7422

Colombo —. subt. pas. brrtt
 Druch. B0„ 1 Uze 10—/ 210

Dauci 1 Unze 63 8 Chamomillac Roman.

Digitalis 1 Serup. 7 — conc. 1 Unze 32
siccum 46 vulgoris 14

kerri pomeium 1 broch. 1I132 Plund. 1 5
Filicis nelberenm 10 Uon 6 conc. el pulv. gr. l Unze 1|1
Clveyrrkizuo dep. solu.4 Unze 10 blsund le 6
Licllchori 1 Scrnp.10 4 subl. pulv. 55
Uyoschumi — 181626 nze 2

Siccum —521 Cinge Droch. —
lpecacunnhac 1Grean 13 4 2 1 Unzo. 2

Laniper 1 Unzel3 Convollarioe **ir can-l s1 Scrup54 ——-. —

* we — JA1 Lamii albi — — —+ 41
Mones —. 51 1 Unze26

Mynure 1 Droch7 21 Lavendule F — 61
Op̃ii 1 Gran1 . Pulv. — 61

10 Umas% Malvec —conc. — /1

PTimpincllac 1 Scrupp 86 6 vulgoris conc. — 113
Polyguluc amar. 1 Drach–1 HKhocados conc. 1 Drach

Lae,Ligni 1 Scrup.. 1line 15244Reienl —66% 0 Rosnc incern. conc. 10083—
1 Drachl6 buci 61

Rhei 1 Schrupl1 1 Pland 266
1 Drach. 16 conc. el gr. modo pul# 1 Unze 74

compos. 1 Scrup1 32 Plund 81—811

Sabinao 614 110 Sercheoe irin. ENMEEEE
Sambuci —2 2—8 Verbasei conc. 1 Drach.) 2—1—
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Claent Frtl 5 3 * 4
Folia Auranlii cone. 1 Unz — —rrn #.en. hulr. Unze 42ubl. pulv. breeh — 6 puly.,Drach —4

1 Un 24 nz 4 6

Belladonnec conc. — 10 Foeniculi — 1—

gr. modo pulv. — 2 2 Juniperi — –4

ulv. — 2 6 bsund 110

Ibescrewi, ** — 110 Phellandrii  Unze 12
o pulv. — 22 suhl. pulv. — 22

Sher 1 Druch —5 Sabadillocgr.modopulllt: —11113|2
Maluse conc. Unzo 1 ubi. puùlv. 1 Drach. 6

Matico conc 1 Droch. —6 Vanillae conc. EXIIIILE
Melissac cilral, cone. Unze 3—

1 Plund 12 6
Men#hec crisp. conc. ci Gollnc cond. el ut. modo pulyv1 Unze56

Er. modo pul 1 Unrze 3— ELIIIIIEIEEL
1 Plund 112 6 Unze 19 256

subl. pulv. bruch 26 elalina —

Unze 34 Glonduluc Luypuli 1 Ferof. 24
Menthac * cone. ei 1 Dmchl10

gr. modo pulv. 32 —11
Psand 46 6 Elvycorinum —222

subl. pulv. brock. —6 1 * 14—4—
1 Unze GCummi urnbicum subi. pulv. 152 4 4

Nicolionac Tabaci cone— 34 Gummi-Resina Ammon. dep 663 4
. mado pulv. — — soelida dep. l l)nIclt. 2—S

Rosmerini W- — — 2 zel.—

Salviac conc. 56 Myrrha l l)s-acls.·2—8

Hans 2224 IUnzcl244

saht-pulv. ll)I-ntls.12--4 gnmotlopulnllikaclh«-—l0
Unzo7—2— Unzchliås

Tkikoliiconr.elgr.motlc Subl.kiulv. lscku li-6
pulv. —.. Drach.3

Frucius Anisi lelni —11 Olibanum 1 Unze A4A2
l. pulv. —ie Scammon. lalep.

Auramü immm. conc — 5|2 subl. pulr.Scrup.6 tsio
subt. pul —.66

Cannabis — 4

Cepsici conc. — Hloerba Absinchil—ene el
subt. pulr. Drach. 61.9 a 1 Unze 2

lnze—952 bulr.Dc.
Cerdamomi minor. Deich„ 1 Unzze 224

pulr.S#crup..9 Chenopodü ambr. conc. — — 2

D. 64 10 Conii cone. — 2316

Colocyalb. conc. (sine subil. pulv. — 122
veminib.) 46114 Gratiolae conc. — 18

Cubebae 41 Unzo11|—I 32 1 zudl. pulv. 1 Drach] 1 4115
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Ilerbo Groliolne subt. pulr.

subl. pulv.

Polygelne umar. conc.

ubt. pulv.
Thymi conc- en gr. modo

pulv.
Hydrergyrum bichlor. corr.

depuretum

oxydalum rubrum

Jodum

9

Kolium acclcum

bicarbonicum purum
bilarlarium crud. subl. p.

carbonicum purum

Müricun Siccummiric

1 zmoh pulv.pulv.arren
suhl. pulv.

bomantum

Kalium bromalum

jodalum

Kino subl. pulv.

L.

Lapides Caneri praep.
Lapis Iiacmoliles proep.

Lichen Elondicus ab amer.

bb. conc.

Gewicht ’n

1 Unze 2

2
1 Dreeb. —

— 4

1 Unze —

— 4

52
12

1 r.22
3—s

1Une 102
1 Scrup. 61 Druch. 4

1 Scrop3—

1Drach) 22
1Unze si7-
1 Drach. 6

6.
1 unze 11—
1 Druch

1 Unze 14—

—134
— 2

— a

— 1 —

—74
— 7|

 Scrup. 4
1 Drach.

1 Scrup. ·

1 Druch. 2
— 2

1 Drach. 6

—6
! Unzel

— 110| 4
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Lignum Gusjaci raspalum el
gr. modo pulv.

Lignum roseie: el gr. modo

lubi. pulv.
s cone.

Linimentum Aoruginis
Lihium curbonicum

Lycopocium

Mocis

subl. pulv.

Monganum hyperoxydol. nal.
pulv.

Mel

Tosalum

vulneraria

Morphium irrna
mmicrianicum

Moschus

.

Narceinum

Nalrum libor#cicum

l

0.

Oleum Amygdulerum

animale netherum
ickum

Dergamottse

Geta reclil.Calan

gutitemnCuryophullorn
Cheinonilsn —ie

—

1 Uze8s

—. 5216
1 Duch. 2—14

1 Unze 110
— 14

1|6
i Scrurup. 3
1 Drach 4-15

1 Urze0 io

1 Drach.06
1 Unze 11—32
1 Drmch. 6

Unze—

—
— 4614

1 Plund.1960 58
88824

— 11—

1 Eiiu 14-117
—

—

1 GEun 21|—6.—
1 Unzes

!1 Druch,b

Unze44

1 Drasch.31

 !1 Uzee56 4
Tropf. 4—Ö„

1 Serup 18
Unze —

1 Scrap 111—
— G#—54

2
1 Uze 3

1 Scrop.
1 Tropf. 3—0

Scrup.I73s d21
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Gerieh Aiuurkt 13 1 Cewicht
Oleum Cinge 1 rup. —2 Palvis 4. zeipels 1 Uzu

Cinnamomi Neplanici 223 aromolicu 1 Drach. 1 2
Corlicis Aurunlil amuri — I uigehretae comp. 1 Unzel

-rolonis 5216 1 gummosus 1 Drach
Drach.]1 3 1 Motzu#sine cum hco — 4—

Cubebao Scrub6““ 16. pro insant. lluselund. — 41—
FHorum Amicne Trobl. n18.
Jecoris Aselli Unze

bProndHRadix Althacae conc. ct. gr.

Juniperi Scrup.3 modo pulv. 1 Unze56
Lauri Cxpressum Druchl 4 2417.—

IEEEE subl. pulv. kbroch i 4
Lavandulao Druch. 1 1 Uze 52

lägni Juniperi —%8 Angelicac conc. el gr.
' l-NT.cl——4—’- m — 6(14

Scrup. 2—4 Plund.1804
Lini sulphurulum Unge71 4 subl. pulv 1 Unze —20

idis Scrup. Delladonnee conc. 6

rach! % subi. pulv. tont 41
Majornso Scru#gn 277|71 1 Unze 22 4
Menihac crispac Trapl. 4—% Colombo conc. 1 Drach. 9

Scrup.4— Unze361 4

piperilae Trophl10— subi. pulv. 1Drach. 4- 12
Scrup.4006|3 Unze 256074

Nucistao Drach. Centianao subl. pulv. — 316
Ricini — — clycykrlnzaoconcet

Unze 22 r. modo pulv 7—2—

Hosmarini 1 Drach] 2— 1 lon AlS
1 Unze H9. 4 subl. pulv. nns- 5

Sinepis Scro.B 6 1 Uze
i — 1 LUelenii eone. el

Terebinihinae 1 Unze I modo pulv. 1 Uze0 18
blund 7 Plund22

reclisicalum  Drach. — subl. puhv. 1i Unze
« Unze1 3 Ilellebori virid. eone. el

salphuralum 1 Drach. 4— o pulv. I1 Drach. 6—9
Thymi — 13412 1Unze 118-152

Opium subt. 10 Um260 ubl. pi 1 Droch. —

Os Bepiao P4,babe 1 Drach. —5 k%% ni conc. 1 Scrup. — —0
ulv. — 1

T. ’ Levislici cone. i gr.
Pesta Cihehmnhi 1 Unzo 14—4 modo pulv. 1Unze 151 416

Gumm̃osa — 118 44 1 Pnd180%%
blacenla Lini gr. mollo pulv. — 3 subt. pulv. 1 Unzre7

Flumbum acellcum —142| 2 Pyreihri Germanici — 1330

Propyleminum Sciup.| 3|— conc. — 1171— 410
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Rudix Pyrelhri Cermoniet. pulv.
stalanhae n

Suhl. pulv.
Rhei

conc.

subl. pulv.

Sarsaparillae cone.

subl. pulv.

Senegae conc.

Serpentar. Virg. conc.

subl. pulv.
Volerianae . bulv.

Hesina Benzo

Elemi

Gusjaci
subt. pulkr.

Jelapae
Masliche

subl. pulv.
r ca subt. pulv.

Nhizoma Calami conc. el

70 pu

subl. gun,v.
Galungae cone. el

modo hst
ulv.

*
subt.

K—conc. ucl. gr.
« modo pulv.

subl. pulr.
Verairi gr. modo pulv.

subl. pulv.

Zedoariac conc.

subl. pulv.

Gowicht.

 Drach. 3 —

1 Unze

1 D’uch.

1 Unze

 Drach.
1 Unze
1 Dmcb.

1 Unze

1

1 orreil
10 C
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 —— SS,S331*.
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SoSS
Rhizomu Zingiberis onsl. pulv.

Holulsc Menthec piper.

8
 BVaccharum albiss. pulv, subl.

Lactis pulv. subl.
Sountoninum

Sapo guajacinus
Jalupinus

Sebum ovillom tabul.

Semen Amygdali omar.
excort.

excort.

Ayrislicae
subl. pulyv.

Paconiae

Phaseoli alb. subt. pulr.
Piperis alb.
Steychni gr. modo pulr.

Species ad Celuplesma

Decocium Lignorum

komenlum

Cargaris
Infusum pectoralc

sulliendum
aroniulicuo

Laxanies Sl. Germain

Spiritus nesberensngelicae comp.

Lavendulae

Mosliches com.
issae

Menihne crispae
malussaponal

Gowicht

1 Unze

1 Drach.

1 nze

l Orsch-

1 Unze

 Dach.

Unre

pPlund
l Unze

1 Plund
i Unze

 Pscnd
 Unze

*
l Uracl.

1 nze
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Cowiehl 38 Cowichi V
Spirilus saponalus 1#Plund2 407— sinclura Calechu Drach.

Sinabis  Ume 22 1 Unze
Strobuli Lupuli conc. — 826 Chinno comp. 1 Dwch.

Syrupus Alihneao — 14 IIInze

Amygdalarum — -— chinoirlci

llslsnnnksckunsni — il. Cinnamomi 1! proch.
Berberidum — 1 Unze

Capilum Papaveris — 1 Colocynthidis 1 Dreck.
Cerssor — 6 1 Unze

Chinue — 11 4 Colombo 1Drach
Cinnamomi — Corticis Auroniü —
communi — — 1 Unz

Corlicis Aurontü —1111— Ruphorbü — 10

Florum Aurentü — 6 ") Ferri acel. Radem. —

Glyeyrrhizuo — — 11

Ipecueunnhao — 6 Formicarum !1 Dmch!
Mororum — 4 1 Unze 1
 — 1| Fruclus Auronlür 1 Drach.

Hhoendos — 2 1 Unze

Rbin,) — 4 Gallarum 1 Drach.
—7|4 7 Cusjaci ammon. —

Sennao #n- Manna — 2 . HMellcbori vir. —

sim —4— 1 — —
Spinae cervinse — 42 ino —

* Ciiri — 1192 Lobelino —
Violarum 1 Drach. 2— " Menbiao piper.

1 Uze 111 Noschl l sont

Zingiberis — 50 Myrhac 1 Ducch.
1 Unze

Opü benzoicu 1 Duch.
. D! 1 Uz6 1

Terebiathina cocta 1 Unze 55516 crocala 1 Scrup.
ricina — 1516168 lDrac

Tinclura Alos 1 Drch.6 simplex Scrup.
1 Unze 1 Drch.

Asac soelidae — 111 3 4 Dimpinella —-

Benzo#s 1 Drach S alunhac —

9 1 Unze3 1 Unze

Copuiei — 114 442 Nesinae Guajaci 1 Droch.
corminetir 1 Drach6 1 Unze

ascarilloo —2 Jolepa Drach.
1 Unze 11 2 Rhei aquosa —

Ceslorci Canadensis 1 Scrup.2 1 Unze

Drach.on vinosn. Drach.
* — 5 I! Unze

1 Scrup.7113|
Fürstl. t ubols. Gesetziamml. XXVII. 15
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Tinclura Seminis Colchici

Sirychni

Sen

ann !rsm-Valer.

eciherea

Vanillae

Zingiberis
Tragocanlha subt. pulv.
Tubern Aconili conc.

subl. pulv.

Ari conc

subl. pulv.
Jalapac gr. modo pulv.

subi. pulv.

Solep subl. pulw.

Unguentum acrec. Canthar.
in us. velerin.)

ccreum

Cerussec

Digilelis
ex herbe recente

Blemi

1 Dracu
1

Gehwicht.

l

1 Unze

1 Dmeh.

Unze

1 Droch

1 Unze

1 Droch.

1 Unze

 Druch.

1 Unze

Scrup.
1 Drach.

!1 Uze

1 Unze

—

1 Drach

1 Unze

1 Drach.

1 Unze

———

2 2—

Leasgss #
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—

WioSool—

olsllel
 !
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Sn##Ñ

——

Unguentum flarum
Glycerini
Ilydrurgyri einereum

cilrinum

Rosmarini comp.

Slibio kali tarlar.

sulphuratum ecomp.
lerchinthinalum

V.

Vanilla sschharele (1.3)
Vinum camphorstum

Callicum album

Scminis Colchicl

„ Zibelhum

ceren1 Unze

1 Drach. «

1 Unze

1 Drach.

1 Unzo

1 Scrup.
1 Unze

1 Drach.

1 Unze

Gron
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Zwölfles Stück vom Jahre 1866.

 NXXI. Ministerial-Verordnung
vom 18. Mai 1866, die Ausführung des Gesetzes über die Vertheilung,

Tragung und Vergütung der Militairlasten vom 27. Mai 1859,

(Ges.-Sammi. 1859 Seite 115), betreffend.

Zur Ausführung des Gesetzes über die Vertheilung, Tragung und Vergütung
der Militairlasten vom 27. Mai 1859, (G.-S. 1859 S. 115), wird mit höchster Ge-

nehmigung Sereniss#m Folgendes bestimmt:

8. 1.

Zur Verpflegung einquartierter Truppen haben die Quarkierwirthe zu gewähren:

1) für einen General, Oberst oder anderen Stabsoffieier:

Morgens: Kaffee und Frühstück, Butterbrod nebst Beilage und Liqueur;
Mittags: Suppe, Gemüse und Fleisch nebst noch einem anderen Gerichte

und eine Flasche Wein für den General oder Oberst, eine Flasche Bier für

einen anderen Stabsofficier;

Abends: Suppeund ein warmes Gericht nebst einer Flasche Bier
einschließlich des erforderlichen Brodbedarfs;

2) für einen Hauptmann und einen Subaltern-Officier:

Morgens: Zum Frühstück Kaffee, Butterbrod und Ligueur;
Mittags: Suppe, Gemüse und Fleisch nebst einer Flasche Bier;
Abends: Kalte Fleischspeise nebst einer Flasche Bier

einschließlich des erforderlichen Brodbedarfs.
Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetsamml. AXVII. 16

Ausgegeben in Rudolstadt den 30. Mai 1866.
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Dem Hauptmann ist aber Mittags außer der erwähnten Verpflegung noch ein

Gericht mehr zu gewähren.
3) bei den UnterofficierenundGemeinen:

Zum Frühstück Kaffee oder Suppe; ferne
täglich-Pfund Fleisch und Zugemüse, ser von lehterem des- Mittags und

Abends zu einer reichlichen Mahlzeit gehört, und

täglich 2 Pfund gut ausgebackenes Roggenbrod.

§S. 2.

Das Qnartier soll, soweit die Räumlichkeiten des Quarkiergebers es gestatten,

neben dem von dem Wirthe zu gewährenden nöthigen Holz und Licht bestehen
1) für einen General oder Oberst:

In zwei heizbaren Räumlichkeiten, von denen eine als Schlafzimmer dienen

kann, nebst Meubles und Bett; außerdem in dem nöthigen Raume zum

Aufenthalt und Schlafen für den Diener;
2) für einen anderen Stabs-Officier:

In einer Wohnstube, einer Schlasstube, einem Naume für den Diener, nebst

Meubles undBetten;

3) für einen Hauptmann oder Subeltern.Offigier:
In einem heizbaren Zimmer nebst Meubles und Bett; doch können zwei Subal-

tern-Offitierein,eine Stube zusammengelegt werden;
4) für Unterofficiere und Gemeine:

In einer gegen die Witterung gehörig geschützten Lagerstätte nebst Decke, mit
der Befugniß, am Tage in der Wohnstube des Wirths oder in einem sonstigen

im Winter von demselben geheizten Locale sich aufhalten zu dürfen.

8. 3.

Für die Bequarkierung und Verpflegung werden dem Quartiergeber auf jeden

Tag die nachfolgenden Vergütungssätze gewährt:

1) für einen General oder Obersten

3 Fl. 30 .— 2 Thlr.
2) für einen ider Stnbs- Offici2 Kr. 4 Saev —1Thlr. 15 Sgr.
3) für einen % ns

1 Fl. 45 Kr. = 1 Thlr.
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4) für einen Subaltern Offteier1 Fl. 18 Kr. bez. — Thlr. 22 Sgr. 6 Pf.

5) für 72— und Gemeine
Kr. 2 Hllr. bez. —Thlr. 7 Sgr. 6Pf.

Wenn in 2 o . der Preis eines Schesstt Roggen, Rudolstädter

Rathsgemäß, über 9 Fl. und in der Unterherrschaft der Preis eines Prenßischen

Scheffels über 1 Thlr. 13 Sgr. steigt, dann wird auf je volle 1 Fl. be-
züglich 17 Sgr. 6 Pf. darüber die Vergütung der unter 35 5 genannten Mili-

tairpersonen um je 2 Kr. bez. 8 Pf. täglich erhöht.

Bei Berechnung der Roggenpreise werden die monatlichen Durchschnitts-Markt.

preise der Residenz Rudolstadt bezüglich der Stadt Frankenhausen zu Grunde gelegt.

8. 4.

Für Quartier ohne Verpflegung wird gewährt, und zwar:

täglich täglich
in den Monaten Mai bis in den Monaten October,

September einschließlich Nov., Dec., Januar,
Febr., März u. April

(Sommermonate) (Wintermonate)
für das Quartier

1 Generals oder Obersten —— 15Sgr. 1 Fl. 10 Kr. = 20 Sgr.
1 anderen Stabs-Offieiers 35 „ = 10 „ , 52), = 15 „

1 Hauptmanns 244 „ = 7 „ g, 35 „ = 10 „

1 Subaltern-Officiers 177 „ = 5„ —„264, = 74 „

1 Unterofficiers und Gemeinen 21 „ 56. 8Pf. % 34, = 1 „

8. 55.
Die Militair·BeamtenwerdenwiediejenigenOssfiecier=undUnterofficier-Classen

behandelt, denen sie in ihren Rangverhältnissen gleichgestellt sind.

An Stallgeld wird gewährt
täglich 1 Kr. 6 Hllr. = 6Pf. für jedes Pferd.

Dafür haben g Stalleigenthümer für die nöthigen Laternen zu sorgen. Für

etwaige durch die Militair-Pferde an den Ständen verursachte Schäden wird keine

Entschädigung geleistet.



84 1866.

8. 7.
Als Vergütung für die Vorspanne wird auf jede Meile und auf jedes Pferd, ohne

Unterschied zwischen einspännigen und zweispännigen Fuhren 35 Kr. = 10 Sgr. ge-

währt, wobei jedoch für den etwa zu stellenden Wagen oder Karren und für den Rück-

weg keine besondere Vergütung geleistet wird.
Wemnn in der Oberherrschaft der Preis eines Scheffels Hafer, Rudolstädter Raths-

gemäß, 3 Fl., und in der Unterherrschaft der Preis eines Preußischen Scheffels 15 Sgr.
übersteigt, dann wird auf je volle 15 Kr. bezüglich 4 Sgr. 3 Pf. darüber

obige Vergütung um 2 Kr. bezüglich 8 Pf. für jede Meile und jedes Pferd erhöht.
Bei Berechnung der Haferpreise werden ebenfalls die monatlichen Durchschnitts-

Marktpreise der Residenz Rudolstadt bez. der Stadt Frankenhausen zu Grunde gelegt.

S. 8.
An Botenlohn wird für jede Meile 21 Kr. = 6 Sgr. bezahlt, wobei jedoch der

Nückweg nicht gerechnet wird.

Rudolstadt, den 18. Mai 1866.

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Dreizehnles Stück vom Jahre 1866.

 XXI. Ministerial-Bekanntmachung,
betreffend den Vertrag mehrerer deutschen Regierungen wegen Verpstegung

erkrankter und Beerdigung verstorbener Staatsangehöriger,
vom 19. Mai 1866

Nach Publication der Uebereinkunft mehrerer deutschen Regierungen wegen Ver-

pflegung erkrankter und Beerdigung verstorbenerStaatsangehöriger vom 1. Juli 1853

(Ges.-Samml. 1853, S. 278) haben nachträglich noch einige Regierungen ihren
Beitritt zu dem Vertrage erklärt, so daß derselbe gegenwärtig außer in den in der
Convention genannten Staaten auch in

esterreich, Nassau,
Baiern, Waldeck,

Württemberg. Hamburg und
Baden,

zur Anwendung kommt, was hiermit öffentlich bekannt gemacht wird.

Rudolstadt, den 19. Mai 1866

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

Färstl. Schw. Rudolst. Gesehsamml. XXVII. 17
Ausgegeben in Rudolstadt den 6. Juni 1866.
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 AXXIII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 30. Mai 1866, betr. eine Modification bes Mikels 18 des Münzvertrags

vom 24. Jannar 1857. «

Nachdem tammtltche amMImzvcktragevomUJamtar1807(GcI-Samml

1857, S. 25 ff.) betheiligte Regierungen auf Antrag des K. K. Oesterreichischen
Gouvernements eine Modisication der Bestimmungen im Arlikel 18, Absatz 2 des

gedachten Münzvertrags, dahin vereinbart haben, daß der Termin, bis zu welchem

es Oesterreich vorbehalten bleibt, Ducaten in der bisherigen Weise auszuprägen, bis
zumSchluß des Jahres 1870 verlängert sein soll, so wird dies hierdurch zur öffent-

lichen Kenntniß gebracht.
Nudolstadt, den 30. Mai 1866.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

. XXIV. Ministerial-Bekanntmachung
vom 1. Juni 1866, das Königlich Preußische Verbot der Ausfuhr von

Getreide, Hen und Stroh nach Oesterreich betreffend.

Nachdem die Königlich Preußische Regierung unterm 22. v. M. die Ausfuhr von

Getreide, Heu und Stroh über die Grenze von der Weichsel bei Thorn (diese einge-

schtossen) bis zur Grenze gegen das Königreich Sachsen bei Seidenberg bis zum

1. October d. J. verboten hat, so wird dieses Verbot unter Hinweisung darauf, daß

Uebertretungen desselben auf Grund des Zollkartels vom 11. Mai 1833 auch im hie-

sigen Fürstenthume zu bestrafen sind, zur Nachachtung hierdurch bekannt gemacht.
Rndolstadt, den 1. Juni 1866.

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Mijerzehntes Stüch vom Jahre 1866.

 XXV. Ministerial-Bekanntmachung
vom 18. Juni 1866, das BKöniglich Preußische Verbot der Ausfuhr von

Mühlenfabrikaten u. s. w. nach Oesterreich betreffend.

Nachdem die Königlich Preußische Regierung unterm 13. d. M. die Ausfuhr von

allen Mühlenfabrikaten aus Getreide und Hülsenfrüchten, als geschrotenen und geschäl-

ten Körnern, Graupe, Gries, Grütze, Mehl, sowie von gewöhnlichem Backwerk (Brod,

überhaupt Bäckerwaaren), ferner die Ausfuhr von allem Rind- und Schaaspieh über

die Grenze von der Wiichsel bei Thorn (diese eingeschlossen) bis zur Grenze gegen

das Königreich Sachsen bei Seidenberg bis zum 1. October d. J. verboten hat, so

wird dieses Verbot unter Hinweisung darauf, daß Uebertretungen desselben auf Grund
des Zollkartels vom 11. Mai 1833 auch im hiesigen Fürstenthume zu bestrafen sind,

zur Nachachtung hierdurch bekannt gemacht.

Rudolstadt, den 18. Juni 1866.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.

Fürstl. Schw. Nudolst. Geseysamml. XXVII. 18.
Ausgegeben in Rudolstadt den 23. Juni 1806.
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M XXVI. Verordnung,
die Einberufung des Landtags betr., vom 21. Juni 1866.

Wir Frießrich Günther, von Gottes Guaden, Fürst zu Schwarzöurg u.

verordnen auf Grund des §. 40 des Grundgesetzes vom 21. März 1854, daß der

Landtag des Fürstenthums zu einer außerordentlichen Sitzung auf den 2. Juli

d. J. in Unsere Residenz Rudolstadt einberufen werde und beauftragen Unser Mi-

nisterium mit der Ausführung dieser Verordnung.
Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-

lichen Insiegel.
So geschehen

Rudolstadt, den 21. Juni 1866.

(L. S.) Friedrich Günther, JF. z. S.
v. Bertrab. v. Ketelhodt. v. Bamberg.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

eFünp#ehntes Stück vom Jahre 1866.

 AXX7VII. Bekanntmachung
der Fürstlichen Regierung vom 23. Juni 1866, die Ertheilung der Rechte

einer juristischen Person an den Vorschus-Verein zu Rudolstadt betr.

Dem Vorschuß-Vereine in Rudolstadt sind höchsten Orts auf Grund der vor-

gelegten Statuten vom 5. d. M. und unbeschadet der slatutenmäßigen solidarischen

Haftpflicht der einzelnen Vereinsmitglieder die Rechte einer juristischen Person ver-
liehen worden.

Rudolstadt, den 23. Juni 1866.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
v. Bertrab.

Fürftl. Schw. Rudolst. Geseblamil. XXVII. 19
Ausgegeben in Rudolstadt den 14. Juli 1866.
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 NXXVIII. Ministerial-Bekauntmachung
vom 29. Juni 1866, die von der Königlich Württembergischen Regierung

erfolgte Ermäßigung der Uebergangssteuer für dat zur Brauntweinbereitung
bestimmte Grünmalz betreffend.

Unter Bezugnahme auf die Ministerial- Bekanntmachung vom 16. October v. J.

(Seite 323 der Gesetz= Samml. von 1865) wird hierdurch zur öfsenklichen Kenntniß
gebracht, daß von der Königlich Württembergischen Regierung der Betrag der Ueber-

gangssteuer für gequctschtes Grünmalz auf 9 Kr. vom Württembergischen Simri

ermäßigt worden ist.

RNudolstadt, den 29. Juni 1866.

Fürstl. Schwarzb Ministerium.ertrab.

M XXIX. Ministerial-Bekanntmachung
vom 29. Juni 1866, das Regulativ liber die Prülfungen, die Ausbildung und

die Beschäftigung der Rechtecandidaten, Accessisten und Auditoren betreffend.

Nachdem die zu einer engeren Gerichtsgemeinschaft verbundenen Regierungen

von Schwarzburg-Rudolstadt, Sachsen-Weimar-Eisenach, Schwarzburg= Sonders
hausen und Reuß j. L. wegen Erlasses eines neuen Regulativs über die Prüfungen.

die Ausbildung und die Beschäftigung der Rechtscandidaten, Arcessisten und Audi-

toren sich verständigt haben, so wird dasselbe nachstehend unter gleichzeitiger Auf-
hebung der Negulative vom 29. Februar 1852 (Ges.-Samml. 1852 S. 23 ff. resp.

vom 26. April 1853 (Ges.-Samml. 1853 S. 79 ft.) und der Verordnung vom 8. März

1852 (Ges.-Samml. 1852 S.336) zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Rudolstadt, den 29. Juni 1866.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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Regulativ
über die Müfungen, die Ausbildung und die Beschäftigung der Rechts-

Candidaten, Accessisten und Anditoren.

I. Die erste Prüsung betreffend.

S. 1.
Die Prüfung der Rechts= Candidaten (Aceessisten. Examen) findet der Regel

nach zwei Mal in jedem Jahre, zu Anfang und um die Mitte des Jahres, statt.

SF. 2.

Diesenigen, welche zu dieser Prüfung zugelassen zu werden wünschen, haben
sich vor dem 1. October und bezüglich vor dem 1. April jeden Jahres unter Ueber-

reichung
A. einer in deutscher Sprache verfaßten kurzen Darstellung ihrer persönlichen

Verhältnisse und ihres Bildungsganges,
B. der Zeugnisse

über die beim Gymnasium bestandene Maturitäts-Prüfung,

2) über ihr sitlliches Verhalten seit dem Abgange von dem Gymnasium und

3) über ihre seitdem statlgesundene wissenschaftliche Ausbildung, namentlich
« übel-dieaufllnivetsitätcngehöttanchwottkägc,

bei dem Appellations-Gerichte anzumelden.

Die unter B. 3 erwähnten Lehrvorträge anlangend, muß der Candidat nach-

weisen, daß von ihm wenigstens einige Vorlesungen über philosophische, hislorische
vder staatswissenschaftliche Gegenstände (WPsychologie, Logik, Naturrecht, Geschichte,
Politik, Volkswirthschasts-Lehre, Finanz= oder Polizei. Wissenschaft und dergleichen),
ferner von fachwissenschaftlichen Vorträgen wenigstens die nachstehenden:

a) Inslitutionen und Geschichte des römischen Rechts,
h) Pandekten mit Einschluß des Familien= und Femistengüter-Rechts und des

Erbrechts,
) deutsche Nechtsgeschichte
4) deutsches Privat-Recht mit Einschluß des Handelsrechts und des Lehmechts,

J) Kirchenrecht,
’) deutsches Staatsrecht,
2) Criminal-Recht und Criminal-Rroceß,

—
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h) Civil-Proceh,
i) Civil= Proceß-Praktikum,

k) Relatorium,
gehört worden sind. Uebrigens wird auch Kenntniß des sächsischen Rechts und

sächsischen Processes vorausgesetzt und wird sich die Prüfung hierauf mit erstrecken.
Ueber die erfolgte Zulassung oder Zurückweisung der Candidaten ist den Mini-

sterien der Länder, denen die Candidaten angehören, berichtliche Anzeige zu machen.

8. 3.
Der Präsident des Appellations-Gerichts ernennt die Prüfungs-Commission,

welche wenigstens aus drei Mitgliedern besteht. Regelmäßig ist dieselbe durch Mit-
glieder des Appellations-Gerichts zu bilden. Es können jedoch auch andere Rechts-

kundige mit Genehmigung des Ministeriums des Inspectionshofes zugezogen werden.

 S. 4.

Das Appellations-Gericht läßt jedem der gehörig zu dem Examen angemeldeten
Rechts-Candidaten reponirte Akten erster Instanz über zwei geeignete Civil-Rechts-
Fälle, von denen der eine im ordentlichen Proceß-Verfahren verhandelt sein muß, zu-

gehen. Aus diesen Akten hat der Candidat zwei Probe-Relationen anzufertigen und

eigenhändig geschrieben binnen sechs Wochen bei dem Appellations-Gerichte einzu-
reichen, dabei auch schriftlich an Eidesstatt zu versichern, daß er die Arbeiten ohne

sremde Beihilfe gefertigt habe.
Eine Verlängerung der Frist soll nur aus sehr erheblichen, genügend bescheinig-

ten, Gründen gestattet werden.
Von dem Appellations-Gerichte gelangen die eingereichten Probeschriften an

die Prüfungs-Commission und eirkuliren bei deren einzelnen Mitgliedern. Bei Prü-

fung dieser Arbeiten soll das Gewicht nicht nur auf die richtige Auffassung und
Beurtheilung der Sache, sondern auch auf eine übersichtliche und klare Verarbeitung

des gegebenen Stoffo gelegt werden.

S. 5.
Ergibt sich aus der Prüfung der Probe-Relationen, daß es dem Candidaten an

der genügenden Befähigung mangelt, zu der weiteren Prüfung zugelassen zu werden,

so hat das Appellations-Gericht auf Antrag der Prüfungs-Commission ihn auf eine

zu bestimmende Zeit vom Examen zurückzuweisen und dem Ministerium des Landes,

dem er angehörk, hiervon berichtliche Anzeige zu machen.
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S. 6.

Für die weitere Prüfung, zu der die Ladungen durch die Prüfungs-Commission

erlassen werden, sind drei Tage bestimmt, und zwar ein Tag für mündliche, zwei Tage
für schriftliche Prüfung. Sind jedoch mehr als sechs Candidaten vorhanden, so werden
auch der mündlichen Prüfung zwei Tage gewidmet, dergestalt, daß ein Theil der Can-
didaten an dem einen, der andere Theil an dem andern Tage geprüft wird.

8. 7.

Die mündliche Prüfung ist öffentlich. Sie findet an dem bestimmten Tage, Vor-
mittags und Nachmittags, im Ganzen —je nach der Zahl der Examinanden —vier

bis sieben Stunden hindurch in deutscher Sprache statt.
Dem Candidaten sind dabei auch schwierigere Stellen des Corpus juris zum Ueber-

setzen und Erläutern, desgleiche kürzere zweifelhafte Rechtsfragen zur Meinungsäuße-
rung und Entscheidung vorzulegen.

Die schriftliche Prüfung erfolgt unterClausur. An den Vormittagen der für sie
bestimmten zwei Tage werden den Candidaten je zwölf, und an dem Nachmittage des

ersten Tages sechs schristlicheFragen aus allen Gebieten der Rechtswissenschaft theils

in deutscher, theils in lateinischer Sprache vorgelegt, welche die Candidaten in der-
selben Sprache, in der sie gestellt sind, schriftlich zu beantworten haben.

Am Nachmittage des letzten Tages wird ein kurzer Rechtsfall schristlich vorgelegt,

dessen Entscheidung mit Gründen sofort auszuarbeiten ist.
Bei Fertigung dieser Arbeiten, für welche eine im Voraus zu bestimmende Zahl

von Stunden —in der Regel von acht Uhr Vormittags bis 1 Uhr Mittags und von

drei bis 8 Uhr Nachmittags nachgelassen wird, dürfen sich die Candidaten weder über

dieselben unter einander besprechen, noch — das Nachschlagen im Corpus juris ausge.

nommen —äußerer Hilfsmittel bedienen. Um die genaue Befolgung dieser Vorschrift

zu überwachen, soll ein Secretair während der ganzen Arbeitszeit gegemwärtig sein.
9

Die Prüfungs-Commission ertheilt hiernächst, nachdem die schriftlichen Probe-
arbeiten bei sämmtlichen Mitgliedern kirkulirt haben, selbstständig die Censuren nach

dem Ausfall der Prüfung und fertigt die Prüsungszeugnisse aus.

Es gibt drei Grade der Censur: 1) ausgezeichnet, 2) gut, 3) ausreichend.

Auch kann die Verbindung zweier, einander nächster Censurgrade in dem Zeugnisse
staltsinden.
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Wer nicht einmal die dritte Censur erhält, hat nicht beslanden und darf sich vor

Ablauf eines Jahres nicht wieder zur Prüfung melden. Erlangt er auch dann, bei

einer zweiten Prüfung, nicht einmal den dritten Censurgrad, so kann seiye nochmalige
Zulassung zu einer Prüfung nur mit besonderer Genehmigung des Landesfürsten

erfolgen.
8. 10.

Die über die Prüfung jedes Rechts-Candidaten besonders anzulegenden Akten
werden an das Appellations = Gericht abgegeben und bleiben, falls nicht von dem

Ministerium etwas anderes bestimmt wird, in dessen Verwahrung. Das Appella-

tions-Gericht setzt sowohl das Ministerium, als auch die Kreisgerichte des Landes,
dem der Candidat angehört, von dem Ergebniß der Prüfung in Kenmtniß.

S. 11.

Für die Prüfung sind dem Rechts-Candidaten als Separat-Gebühr zuzuliqui-
diren:

?Thlr. - für jeden der Prüfungs-Commissare,
» »fordeccretatk,

—» 15 „ Dienergebühr,

— „ 1 „ von jeder Seite der durch die Prüfung veranlaßten Ab-

schristen oder Reinschriften für die betreffenden Canzlisten.

II. Die Aunsbildung der Accessisten nach der ersten Prüfung betreffend.

· 8. 12.

Mach bestandenem Examen wird jeder Rechls-Candidat, der von nun an die

Bezeichnung „Accessist“ erhält, durch das Ministerium einem Kreisgerichte des Landes,
welchem er angehört, zugewiesen und durch dasselbe auf den allgemeinen Staatsdiener-
Eid verpflichtet.

Bei der Zuweisung an die verschiedenen Kreiögerichte soll zwar auf die eigenen

Wünsche des Aceessisten billige Rücksicht genommen, jedoch, damit der Zweck prakti-
scher Ausbildung möglichst erreicht werde, vor Allem darauf Bedacht genommen werden,

daß die Zahl der dem einzelnen Kreisgerichte zugetheilten Accessisten zu dem Geschäfts-

Nsmfange dieser Behörde und der ihr zwiesellen Einzelgerichte in einem möglichst
richtigen Verhältnisse stehe.
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8. 13.

Ein jeder Aceessist ist nach bestandener erster Prüfung behufs seiner praktischen
Ausbildung zwei Jahre lang bei gerichtlichen Behörden zu beschäftigen und zwar

zuerst mindestens ein Jahr lang bei einem Einzelgerichte, nachher aber bei einem
Kreisgerichte oder Einzelgerichte.

Für die Beschäftigung des Aceessisten während dieses Ausbildungs-Cursus sind
folgende Vorschriften maßgebend.

Zunächst ist der Aceessist einige Monate lang unter gehöriger Anleitung zu dem

mehr mechanischen Dienste, daneben aber auch zum Protokolliren zu venvenden. Hier-

bei ist darauf zu sehen, daß er eine gewisse Uebersicht über den Geschäftsgang im

Allgemeinen und über die verschiedenen, bei der betreffenden Behörde vorkommenden

Angelegenheiten gewinne. Nach dieser Zeit soll von der Heranziehung zu den mehr

mechanischen Verrichtungen abgesehen und die Beschäftigung, soweit irgend thunlich,
auf alle Geschäftspveige erstreckt werden. Zu diesem Zwecke ist der Accessist namentlich

auch zur Aufnahme von Anbringen und Klagen, zur Abhaltung von Terminen, zum

Expediren und Entwerfen von Ausferligungen, Beschlussen und Entscheidungen in
Civil-Prozeß·undUntersuchungs-Sachen, sowiein Augelegenheiten der freiwilligen
Gerichtsbarkeit, jedoch stets unter specieller Aussicht des Dirigenten oder eines andern
Mitgliedes der betreffenden Behörde, zu venvenden.

Diejenigen Accessisten, welche durch den Ausfall der ersten Prüfung die Be-

fähigung erlangt haben, zum Auditoren= Examen zugelassen zu werden (§. 17),
müssen im zweiten Jahre ihres Ausbildungs-Curfus mindestens sechs Monate lang
bei dem Kreisgerichte und zwar in der Weise beschäftigt werden, daß sie neben

der Aufnahme von Protokollen, insbesondere von Protokollen in öffentlichen Verhand-

lungen, unter der speciellen Rufsicht eines Collegial-Mitgliedes Vorträge im Collegium
erstatten, zur Prozeß-Leitung gehörige Geschäfte besorgen, sowie Beschlüsse und
Erkenntnisse in den verschiedenen Zweigen der Rechtspflege ausarbeiten. Zu den

Sibungen des Collegiums sind sie in der Regel zuzuziehen.

DenVorständen der betreffenden Behörden liegt ob, die praktische Ausbildung der
Aceessisten nach jeder Richtung hin thunlichst zu fördern, insbesondere auch darauf zu
achten, daß dieselben in ihren schriftlichen Arbeiten und bei den mündlichen Vorträgen

Klarheit, Geläufigkeit und Correctheit des Ausdrucks sich aneignen. Zugleich muß
aber auch den Acesssten die erforderliche Zeit gewährt werden, die auf der Universität

begonnenen rechtswissenschaftlichen Studien fortzusetzen und sich mit der Partikular-
Gesetzgebung in ihrem ganzen Umfange vertraut zu machen.
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S. 14.
Die Vertheilung der Accessisten in dem Bereiche eines jeden Kreisgerichts hängt

zunächst von diesem ab. Gemeinschastliche Kreisgerichte können jedoch einen Aceessisten
nicht dem Einzelgerichte eines Landes zuweisen, dem derselbe nicht angehört. Unter

dieser, sowie unter der in §. 12 Absatz 2 ewwähnten Beschränkung sind die eigenen

Wünsche des Accessisten nach Moglichkeit zu berücksichtigen.

8. 15.

Jede Behörde, bei welcher ein Accessist beschäftigt gewesen ist, hat bei dessen

Abgang an das Kreisgericht, dem er ursprünglich zugewiesen worden ist, ein Zeugniß

über die Art der Beschäftigung, über die gezeigte Befähigung und den Fleiß des

Accessisten, sowie über dessen Führung im Allgemeinen, gelangen zu lassen.

III. Die zweite Prüfung betreffend.

8. 16.

In der Regel soll Niemand zum Mitglied eines Justiz·Collegiums,zumStaats-
anwalt, zum Dirigenten eines Einzelgerichts oder zum Rechtsanwalt oder zu höheren

Verwaltungsstellen, welchejuristische Vorbildung voraussetzen, befördert werden, der
nicht eine zweite Prüfung (das Auditoren- Examen) bestanden hat.

. 17.

Um zu dieser zweiten Prüsung zugelassen werden zu können, muß der Acessist

1) in der ersten Prüfung wenigstens die zweite Censur —ohne jedwede Verbindung
mit der dritten—erhalten,

2) r in 8. 13 vorgeschriebenen Ausbildungs-Cursus vollständig absolvirt haben

3) durch die Zeugnisse der Justiz-Behörden, bei denen er beschäftigt gewesen ist,
darthun, daß seine Führung, sein Fleiß und seine Besähigung zu den Ge-

schäften befriedigend gewesen seien.

Hiernach werden Accessisten, welche in der ersten Prüsung nur den dritten Censür-

Grad, ganz oder theilweise, erhalten haben, zu dem Auditoren= Examen nicht eher
zugelassen, als nachdem sie die erste Prüfung wiederholt und wenigstens den zweiten

Censur-Grad erlangt, bezüglich nachdem sie den in S. 13 Absatz 4 vorgeschriebenen
Ausbildungs-Cursus bei dem Kreisgerichte nachträglich noch absolvirt haben.
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Kamn ein Acessist den unter 3 erforderten Rachweis nicht beibringen, so ist er

durch das Appellalions-GerichtnachBesindenaufeinhalbesoder auf ein ganzes Jahr
zur Fortsetzung seiner Vorbildung an das betreffende Kreisgerich! zurückzuweisen.

· «, §.18.

DicMeldungzuderzweitenPrüfmIqerfolgtbeidembetreffendenKreisgekichke,
welchesdicMcldungögefnchemitdeanngnissendckBehökden,beiloklchcndckAcccssist
beschäftigtgewesen ist, au das Appellations-Gericht einsendet. Das Appellations=
Gericht hat dieselben zu prüfen und noch vor der Vorladung zu dem Examen ebenso wie

bei dem ersten Examen (K. 2) Anzeige davon an das betrefsende Ministerium zu machen.

Der Präsident des Appellations-Gerichts ernennt die Prüfungs= Commission, hin-

sichtlich deren Zusammensehung die im §. 3 ertheilten Vorschriften gelten.

S. 19.
Die Prüfung selbst findet, sobald sich nach dem Ermessen des Appellations-

Gerichts eine wungemessene Bahl von Accessisten gemeldet hat, und zwar in folgen-
der Weise, statt:

Es vuolen zunächst dem betteffenden Accessisten currente Akten in einer an das

Appellations-Gericht zur Fällung des Erkenntnisses gediehenen Civil. Proceß= Sache
zweiter Instanz vorgelegt, aus welchen der Candidat eine schriftliche Relation mit

Votkum auszuarbeiten und binnen drei Wochen bei dem Appellations= Gerichte einzu-

reichen, sodann aber in der Sipung des Collegiums mündlich zu referiren, ein gutacht-

liches Votum abzugeben und dasselbe zu begründen hat.
Dabei ist dem Candidaten gestatlet, die schriftlich ausgearbeilete Relation bei

dem mündlichen Vorkrage zu benutzen.

Nach erfolgtem Beschlusse des Collzgiums hat der Candidal das Erkenntnih mit

den Entscheidungsgründen auszuarbeiten und dasselbe innerhalb achl Tagen nach der
betrefsenden Sitzung dem Referenten des Collegiums zu übergeben.

Die an dem Beschlusse Theil nehmenden Mitglieder des Appellations-Gerichté,

unter denen sich regelmäßig die zur Prüfungs-Commission bestimmten Milglieder des
Collegiums befinden sollen, haben sich über die von dem Aceessisten bei dem Vorirage

und bei Ausarbeitung des Erkenntnisses gezeigte Befähigung zu verständigen, worauf
der Referent eine, von dem Vorsitzenden mit zu unterzeichnende Niederschreibung zu den

Prüfungs-Akten zu bringen hat. Hat der Candidat nach dem Ermessen des Appel.

Fürstl. Schw. Rudolsl. Gesehsamml. XVIl. 20
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lations-Gerichts bei dem Vortrage und bei Ausarbeitung des Erkenntnisses eine genü-

gende Befähigung zur Zulassung zum Auditoriat nicht dargethan, so ist nach §. 5 zu
verfahren. Außerdem wird mit dem Accessisten eine mündliche öffentliche Prüfung
vorgenommen, welche Vormittags nach der Zahl der Examinanden etwa zwei bis fünf

Stunden währt und neben einer Erforschung darüber; ob der betreffende Acessist sich

in den juristischen Disciplinen überhaupt gründlich sortgebildet habe, insbesondere
auch die Partikular-Gesetzgebung zum Gegenstande haben soll. Am Nachmittage
dieses Tags und an dem darauf folgenden Vormittage hat der Candidat sechzehn ihm

schriftlich vorgelegte Fragen unter Clausur schristlich zu beantworten. Es gelten

hierbei die in §. 8 ertheilten Vorschristen. Doch soll dem Candidaten neben dem
Corpus juris auch, insoweit es die Beschaffenheit der gestellten Fragen angemessen
erscheinen läßt, die GesetzsammlungdesLandes,dessenAngehörigerer ist, zum Nach-
schlagen überlassen werden.

8. 20.
Die Prüsungs-Commission ertheilt nach dem Ausfalle der Prüfung die Cen-

suren und läßt in ihrem Namen die Prüfungs-Zeugnisse ausfertigen.

Es gibt zwei Grade der Cenfur:

1) ausgezeichnet, 2) gut,
welche mit einander auch verbunden werden können.

Wer nicht bestanden hat, kann vor Ablauf eines Jahres nicht wieder zu der

Prüfung zugelassen werden. Besteht er auch dann nicht, so ist seine Zulassung zu einer

nochmaligen Prüfung ohne Genehmigung desdkndessiche unstatthaft.
8. 2

Das Appellations-Gericht, an dia die Akten mit den Original-Ausser-

ligungen von der Prüfsungs= Commission zurlickgelangen, setzt das Ministerium und
die Kreisgerichte des Landes, dem der geprüste Aceessist angehört, von dem Ergebniß

der Prüfung in Kenntniß. 22

Die Gebühren für die zweite Prüsung sind den Gebühren für die erste Prüfung,
wie sie §. 11 bestimmt, gleich.

IV. Die praktische n der Audiloren betresfsend.
23.

Nach bestandener zweiter Prüfung n der Aceessist die Bezeichnung „Anditor“.
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Er erlangt, nach vorgängiger Verpflichtung auf den Richtereid, die Befähigung, rich-
terliche Functionen auszuüben, sowie Vertheidigungen zu führen. Zur Uebernahme
einer Vertheidigung bedarf er jedoch, dafern er nicht Amtswegen als Vertheidiger bestellt

wird, der Erlanbniß der Behörde, bei derer beschäftigt ist.

Zu seiner weitern Ausbildung wird der Auditor mindestens sechs Monate lang

bei dem Appellations-Gerichte in der Weise beschäftigt, daß er unter Aufsicht

eines Collegial= Mitgliedes in Civil= und Untersuchungs-Sachen Vorträge zu erstatten
und Erkenntnisse auszuarbeiten, daneben aber auch, nach Anordnung des Präsidenten,

in Seeretariats= und Büreau-Geschäften Aushülfe zu leisten hat. Den Sipungen

des Collegiums hat er beizuwohnen, sofern nicht der Präsident in einzelnen Fällen
etwas Anderes bestimmt.

Den Auditoren ist sinner einige Male Gelegenheit zu mündlichen Verkheidigungen

vor dem Appellations-Gerichte, einem Geschwornengerichte oder Kreisgerichte zu geben.

Das Gericht, vor welchem ein Auditor als Vertheidiger aufgetreten ist, hat demselben
darüber, wie er sich dabei gezeigt hat, in jedem einzelnen Falle ein Zeugniß zu den

Personal-Akten des Appellations-Gerichts auszustellen.

Die Zahl der gleichzeitig bei dem Appellations-Gerichte beschäftigten Auditoren

soll der Regel nach sechs nicht übersteigen. # 4

Ueber die während des Curfus bei dem Appellations-Gerichte von dem Auditor

gezeigte Befähigung zu den Geschäften, sowie über seinen Fleiß und sonstiges Verhalten
ist von dem Appellations-Gerichte ein Zeugniß zu den betreffenden Personal-Akten

auszufertigen.

V. Die Beschaftigung der Auditoren und Actessisten nach vollendetem

Ausbildungs-Curfus betreffend.

8. 24.

Nach Beendigung des vorgeschriebenen Ausbildungs-Cursus (§. 23) werden die
Auditoren bis zu ihrer dereinstigen Anstellung bei denjeuigen Justiz= oder Verwaltungs=
Behörden, denen sie vom Ministerum zugewiesen werden, beschäftigt.

Die Bestimmung dieser Behörden wird, soweit das vorhandene Bedürfüiß es

gestattet, unter thunlichster Rücksichtnahme auf die eigenen Wünsche des Auditors

erfolgen.
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Insbesondere wird denjenigen Audikoren, welche sich für eine Austellung im

höhern Verwaltungsdienste oder für den sachwalterlichen Beruf weiter auszubilden
wünschen, Gelegenheit hierzu durch. Beschäftigung bei einer Verwaltungsbehörde, be-
züglich durch Beurlaubung auf die Expedition eines Rechtsanwaltes gegeben werden.

6 8. 25.

Die Bestimmungen des vorigen Paragraphen finden auch nach Maßgabe der
vorhandenen Qualification analoge Anwendung auf diejenigen Atcessisten, welche ihren

zweijährigen Ausbildungs-Cursus (5. 13) vollendet, jedoch die zweite Prüsung nicht
bestanden haben.

Oeffentliche Vertheidigungen sind den Aceessisten nur ausnahmsweise und unter

besonderer Erlaubniß gestattet und ist diese Erlaubniß, soweit in zweiter Instanz an
das Appellations-Gericht gelangende oder vor den Geschwornengerichten zu verhau-

delnde Untersuchungen in Frage stehen, von dem Präsidenten des Appellations-Ge-
richts und, soweit es sich um Untersuchungen handelt, welche vor den Kreisgerichten

in erster oder zweiter Instanz oder vor den Einzelrichtern anhänaig sind, von dem
Directorium des betreffenden Kreisgerichts zu ertheilen.

S. 26.

Dem Ministeriumbleibt vorbehalten, in einzelnen besonders gearteten Fällen
Abweichungen von den Vorschriften dieses Regulativs zu gestatten, beziehungsweise
anzuordnen.
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M. XXX. Bekanntmachung
der Flrstl. Regierung vom 27. Juui 1866, die Ertheilung eines Privilegiums

für Woldemar von Loewis of Menar auf Panten bei Riga

auf einen Leinsaat-Riffler betreffend.

Mit Höchster Genehmigung Lercnissimi ist dem Woldemar von Loewis
of Menar auf Panten bei Riga ein Privilegium auf einen Leinsaat-Rissser in

der durch Beschreibung nachgewiesenen Weise auf fünf nach einander solgende Jahre
von heute ab für den Umfang des hiesigen Fürstenthums mit der Wirkung ertheilt

worden, daß ohne seine Zustimmung Niemand befugt sein soll, dieses von ihm erfun-
dene Instrument herzustellen. Dieses Privilegium ist jedoch alsdann als erloschen zu

betrachten, wenn die Anwendung der fraglichen Erfindung in dem hiesigen Fürsten-

thume nicht binnen Jahresfrist nachgewiesen werden kann.
Auch wird die Neuheit der Erfindung im Sinne der, nach der Bekanntmachung

des vormaligen Fürstl. Geheimeraths-Collegiums vom 12. April 1843 bei Ertheilung

von Erfindungspatenten in den deutschen Zollvereins -Staaten zu beobachtenden

Grundsätze ausdrücklich vorausgesetzt.
Die unterzeichnete Fürstl. Regierung macht solches zur allgemeinen Nachachtung

hiermit öffentlich bekannt.

Rudolstadt, den 27. Juni 1866.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
v. Bertrab.

K. A. Bater.
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 XXXI. Ministerial-Bekanntmachung
vom 2. Juli 1866, die mit der Königlich Preussischen Regierung zu Erfurt

getrossene Uebereinkunft wegen gegenseitiger Zulassung der Gewerbetreibenden

"“ betreffend.
Nach einer Vereinbarung mit der Königlich Preußischen Regierung zu Erfurt ist zur

Erleichterung des gewerblichen Grenzverkehrs den Gewerbetreibenden mit Ausschluß der

Bauhandwerker (Maurer und Zimmerleute) und Schornsteinseger in den Königlich

Preuhischen landräthlichen Kreisen Erfurt, Ziegenrück, Nordhausen, Langensalza und
Weißensee, sowie in den angrenzenden diesseitigen Landestheilen künftig die Ausfüh-

rung einzelner Handwerksarbeiten auf Bestellung, namentlich auch die Ausstellung und
das Aupassen bestellter Gewerbserzeugnisse an dem Wohnorte des Bestellers, ohne

Verlegung des Wohnsitzes und ohne vorherige Einholung einer besonderen Erlaubniß
bis auf Weiteres gestattet.

Die gedachtenGenerbetreibenden sind jedoch nicht befugt, in den beiderseiligen
Staatsgebieten Bestellungen aufzusuchen oder ein Gewerbe im Unherziehen zu be-

treiben, ohne die für solchen Betrieb nach den allgemeinen Vorschriften erforderliche
Erlaubniß der zuständigen Behörden erlangt zu haben.

Hinsichtlich der zu entrichtenden Gewerbesteuern und Communal-Abgaben be-

wendet es bei den diesfalls bestehenden Vorschriften.

Rudolstadt, den 2. Juli 1866.

Fürstl. Schwarb. Ministerium.
v. Bertrab.



1866. 103

Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Sechszehales Stüch vom Jahre 1866.

 XXXII. Bekanntmachung
der Fürstlichen Regierung vom 6. Juli 1866, die Ertheilung eines Privi-

legiums für Liernur, Krepp und Comp. zu Frankfurt a. M. auf eine

pneumatische Methode für Städtereinigung durch geruchlose Entfernung aller
festen, flüssigen und gasigen Stoffe aus Water-Closets, Abtritten und deren

Nöhren, sowie auf einen verbesserten Apparat zur Aufbewahrung, Fortschaffung
und Verwendung dieser Stoffe zum Zwecke der Landwirthschaft und Industric

betreffend.

MitHöchster Genehmigung Serenissim ist dem 2c. Liernur, K. Krepp und

Comp. zu Frankfurt a. M. ein Privilegium auf oben angegebene pneumatische Methode

für Städtereinigung rc. in der durch Beschreibung nachgewiesenen Weise auf fünf nach
einander folgende Jahre von heute ab für den Umfang des hiesigen Fürstenthums mit
der Wirkung ertheilt, daß ohne ihre Zustimmung Niemand befugt sein soll, die zur

Anwendung dieses Verfahrens erforderlichen Apparate herzustellen. Dieses Privile-
gium ist jedoch alsdann als erloschen zu betrachten, wenn die Anwendung der fraglichen

Methode 2c. in dem hiesigen Fürstenthume nicht binnen Jahresfrist nachgewiesen werden
kann. Auch wird die Neuheit der Erfindung im Sinne der nach der Bekanntmachung

des vormaligen Fürstlichen Geheimeraths-Collegiums vom 12. April 1843 bei Er-

theilung von Erfindungspatenten in den deutschen Zollvereinsstaaten zu beobachtenden

Grundsätze ausdrücklich vorausgesetzt.
Fürstl. Schw. Nudolst. Gesehsamml. XXVII.Ausgegeben in Rudolstadt den 20. i 1866.
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Die unterzeichnete Fürstliche Regierung macht solches zur allgemeinen Nachachtung
hiermit öffentlich bekannt.

Rudolstadt, den 6. Juli 1866.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
v. Bertrab.

K. A. Vater.

 XXXIII. Bekanntmachung
der Fürstl. Regierung vom 26. Juli 1866, die Ertheilung eines Privilegiums

für Heinrich Jacoby in Berlin auf ein neues Percussionsschloß für Feuerwaffen
jeder Art betreffend.

Mit Höchster Genehmigung Serenissimi ist dem Heinrich Jacoby in
Berlin ein Privilegium auf ein neues Percussionsschloß für Feuerwaffen jeder Art

in der durch Beschreibung nachgewiesenen Weise auf fünf nach einander folgende Jahre
von heute ab für den Umfang des hiesigen Fürstenthums mit der Wirkung ertheilt

worden, daß ohne seine Zustimmung Niemand befugt sein soll, dieses von ihm erfun-
dene neue Percussionsschloß herzustellen. Dieses Privilegium ist jedoch alsdann als

erloschen zu betrachten, wenn die Anwendung der fraglichen Erfindung in dem hiesigen
Fürstenthume nicht binnen Jahresfrist nachgewiesen werden kann. Auch wird die

Neuheit der Erfindung im Sinne der nach der Bekanntmachung des vormaligen

Fürstl. Geheimeraths-Collegiums vom 12. April 1843 bei Ertheilung von Erfindungs-

patenten in den deutschen Zollvereins-Staaten zu beobachtenden Grundsätze aus-

drücklich vorausgesetzt.

Die unterzeichnete Fürstl. Regierungmacht solches zur allgemeinen Nachachtung
hiermit öffentlich bekannt.

Rudolstadt, den 26. Juli 1866.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
v. Bertrab.

K. A. Vater.
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 XXXITV. Ministerial-Bekanntmachung
vom 17. August 1866, die Organisation der Bauverwaltung betreffen.

Seine Hochsürftliche Durchlaucht haben unter Aufhebung der zeitherigen Orga-
nisation des Bauwesens nachfolgende Bestimmungen über die Bauverwaltung zu

treffen beschlossen:
8. 1.

An der Spitze der Bauverwaltung steht der Regierungs- und Baurath, der die

Aufsicht über das gesammte Bauwesen zu führen, die öffentlichen Bauanlagen aller Art

und namentlich auch die der Kirchen, Schulen und milden Stiftungen, desgleichen die

Communications-Anlagen zu überwachen hat und außerdem verpflichtet ist, seine
besondere Aufmerksamkeit der Hebung und Förderung des Privatbauwesens, insbeson-
dere des Bauhandwerks, zuzuwenden.

Der Regierungs-Baurakh ist technisches Mitglied der Landes-Verwaltungs-

Collegien (der Regierung, des Finanzcollegiums, des Consistoriums) und hat als

solches die zu dem Ressort dieser Behörden gehörigen Bausachen, insbesondere also die
Generalien, Personalien und Etatssachen, die Angelegenheiten, welche die Prüfung
der Bauhandwerker, das Maß- und Gewichtswesen betreffen, sowie die Baupolizei-

sachen zweiter Instanz zu bearbeiten, die Pläne und Anschläge herrschaftlicher Bauten
zu revidiren und festzusetzen und die ordnungsmäßige Ausführung der genehmigten

Bauten zu überwachen. Hiebei haben die Baubeamten seinen technischen Anordnungen

Folge zu leisten.

Der Regierungs-Baurath ist Vorsitzender der Prüfungs-Commission für Feld-
messer.

8. 2.

Unter den Landes-Verwaltungs-Collegien stehen die Bezirk#=Baubeamten.
Dieselben sind ständige Amtsgehülfen des Regierungs-Bauraths und haben die ihnen
von diesem ertheilten Austräge auszuführen. Außerdem haben sie alle innerhalb ihrer
Bezirke vorkommenden herrschastlichen Bauten zu besorgen, als technische Beistände
der Verwaltungsämter die ihnen überwiesenen Baupolizeisachen zu bearbeiten und sich

auch den im Wege der Oberaufsicht angeordneten Revisionen und Begutachtungen
von Communal., Kirchen, Pfarr= und Schulbanten zu unterziehen.
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Ein Bezirks-Baubeamter ist Vorsitzender der Prüfungs-Commission für Bau-

handwerker.
S. 3. «

Wegen des Straßen-, Wasser= und Uferbaues werden besondere Bestimmungen
vorbehalten.

Rudolstadt, den 17. August 1866.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrakb.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg= Rudolstadt.

Liebenzehnles Stläch vom Jahre 1866.

 NAXXXV. Negulatio
vom 31. August 1866, betreffend die Prüfung und Bestellung der Feld-

messer (Geometer) und der Vermessungs-Revisoren.

Mit Höchster Genehmigung Serenissimt werden im Betreff der Prüfung und

Bestellung der Feldmesser (Geometer) und der Vermessungs-Revisoren nachfolgende

Bestimmungen erlassen:
8. 1.

Die Prüfung der Candidaten der Feldmeßkunst erfolgt durch eine Commission,
deren Mitglieder das Ministerium auf den Vorschlag der Regierung unter Berücksichti-

gung der Bekanntmachung vom 17. August 1866 S. 1 zu ernenmen hat.

8. 2.

Zur Prüfung werden nur solche Personen zugekassen, die sich durch Vorlegung
von Zeugnissen über ihre untadelhaste Führung und den Besih derjenigen Kenntnisse

ausweisen, durch welche die Reifein der 3. Classe des Gymnasiums für den Uebergang

in die2.Classe,oder für die Reifeinder1. Classe derhiesigen Realschule bedingt wird.
Außerdem muß der Candidat nachweisen, daß er mindestens ein Jahr lang unter einem

oder mehren öffentlich bestellten Feldmessern practisch gearbeitet und mindestens 500

Morgen selbstständig vermessen und 500 Ruthen selbstständig nivellirt habe. Dabei
sind die benutzten Instrumente zu bezeichnen.

Fürstl. Schw. Rudolsl. Gesehsamml. XXVII. 22

Ausgegeben in Rudolstade den 12. Seplember 1606.
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Bei Candidaten, die weder die 1. Classe der hiesigen Nealschule, noch die 3. Classe

des Gymnasiums bis zum Schluß des Cursus besucht haben, wird in jedem einzelnen

Falle durch das Ministerium bestimnt, wie der Nachweis!nöber den Besiß der erforder-
lichen Kenntnisse geführt werden soll.

Bei Forstdienst-Asspiranten genügt zur Zulassung zum Feldmesser-Examen der
Nachweis des Besitzes der durch dle regulativmäßige Prüsung erworbenen Qualifi-
cation zum Forstgehülfen, (vergl. Regulativ vom 31. Januar 1862 S§F. 6. 7. 8. 9. —

Ges.-Samml. 1862 S. 1—) und der mindesteus einjährigen Beschäftigung bei einem

Feldmesser in der vorher bestimmten Weise.

8. 3.

Die Meldung zur Prüföngerfolgt bei der Reglerung unter Ueberreichung der

Zeugnisse und eines von dem Eindidaten selbst verfaßten und eigenhändig geschrie-
benen Lebenslaufes.

Gleichzeitig hat die Einzahlung der Enminationegehühr zu erfolgen (§.85
 10 des Sportelgesetzes vom 4. März 1859)..

Nach erfolgter Prüfung und etwaniger Bewollsländigung der gemachten Vorlagen
wird die Vornahme des Examens vor der Prüfungs-Commission angeordnet.

8. 4.

Die Commissionerthelltdem. n zunãchsi eine Probearbeit, welcht im
Copiren oder Reduciren einer Chartebe

Sind hierzupassende Chartenim 7 nicht vorhanden, so können gestochene

Siluations-, hydrographische oder topographische (nicht geographische) Charten als

Probearbeiten ausgewählt werden, die der Candidat sich selbst zu beschaffen hat.

Bei der Auswahl der Charten ist eine übermäßige Ausdehnung derselben zu
vermeiden, wohl aber darauf zu sehen, daß Hügel, Berge, Seen oder Flüsse 2c,

Waldpartien, Wiesen, Gärten und Oerter vorkommen.

Der Candidat hat die Charte aufVelinpapier, welches vorzer auf Leinwand
gezogen werden muß, zu zeichnen. Soll, wasin der Regel geschehen muß, die Zeich-

nung colorirt werden, so sind die Gebãnde roth, die Gewässer blau, die Wege

braun, die Wiesen grün, die Gärten saftgrün und die Holzungen schwärz-

lich anzulegen.
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 5. 5. 5

Nach erfolgter Ablieserung der Probearbeit nebst Original prüst die Commissson
zuvörderst die Richtigkeit und VollständigkeitderCharteunddieSanberkeit und Güte
der Zeichnung und registrirt den Befund.

Bei etwaniger Zurückweisung der Arbeit ist dem Candidaten zu eröffnen, welche

Ausstellungen sichgefunden baben, und weshalb dle Arbeit nicht als probemähig aner-
kannt worden sei.

Wird die Probearbeitals gengendbesunden, so wird zur eigentlichenPrusung
geschritten.

S. 6
Bei dieser Prüfung ist solgendes Vafahren zu beobachten.
Zuvörderst hat der Candidat eine nicht grohe aber zweckmäßig gewählte Abtbei-

lung aus einer Charte unter Aufsicht zu copiren und durch Zeichnungsart und Schrift

zu beweisen, daß die Probecharte (§. 5) von ihm allein gezeichnet worden sein könne.

Daß dies auch wirklich geschehen sei, darüber wird seine Versicherung an Eidesstatt nur

in dem Falle angenommen, daß aus Vergleichung beider Arbeiten kein Zweifel über die
Richtigkeit einer solchen Versicherung heworgeht.

Demnächst wird der Candidat geprüft
1) in der Arithmetik, sowohl in der Rechnung mit abstracten Zahlen, als auch

mit Maß-, Münz= und Gewichtsorten und Brsichen, in der Decimalrechnung, Aus-

ziehung der Wurzeln, Lehre von den Verhälknissen, Proportionen undProgressionen
nebst ihrer ine in der Regeldetriundden

in der Algebra, einschließlich der sien zneine suadialischer Glei.
chungen und Uebung im Gebrauche der Logarithmen

3) in der ebenen Geometrie bei Anwendungder darin enthaltenen Säbe, sowohl

hinsichtlich ihrer Beweise, als auch der verschiedenen daraus entspringenden Aufgaben;
4) in der Trigonometrie mit einiger Kenntniß der sphänschen, nicht nur in

den Gründen der Trigonometrie, sondern auch in ihrer Anwendung um mit Hülfe der

trigonometrischen Tafeln die Auflösung derjenigen Aufgaben, welche bei Berechnung

der Figuren, Bestimmung unbekannter Entfernungen aus gegebenenSeiten und Win-
keln 2c. vorkommen, zu bewirken;

5) in der Feldertheilungslehre, sowohl nach bestimmtenVerhältnissen als auch
nach der Bonität der Grundstücke, sowie in Verwandlung der Figuren;
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6) in der Feldmeßkunst. Es wird gefordert: Hinlängliche Bekanntschaft mit
den beim Feldmessen vorkommenden Maßen und Fertigkeit, solche aus einem in das

andere zu verwandeln; gehörige Kenntniß von den Eigenschaften und dem Gebrauche

der verschiedenen zum Messen nöthigen Instrumente; genaue Kenntniß des Verfahrens
bei dem Vermessen, dem Auftragen und der Berechnung der Figuren und in den bei der

Ausführung vorkommenden schwierigen Fällen, sowie bei Anfertigung des Vermessungs-
und Bonitirungs-Registers; Kenntniß von der Anwendung dieser allgemeinen Lehren

auf die Ausführung größerer Aufnahmen (jedoch innerhalb der Grenzen einiger Qua-
dratmeilen), sowie auf die Vermessung zu verschiedenen Zwecken, als Straßen-, Strom,
Forst- und öconomischen Vermessungen;

7) in der Nivdellirkunst. Gehörige Kenntniß von den Eigenschaften und dem

Gebrauche der Nivellir -Instrumente und genaue Bekanntschaft mit den Lehren des

Nivellirens, mit dem practischen Verfahren bei demselben, Führung des Journals und
Auftragen des nivellirten Terrains 2c. Die Fertigkeit im Nivelliren ist nicht blos auf

einzelne Linien auf der trocknen Oberfläche der Erde zu beschränken, sondern auch auf
das Gefälle des Wassers in Strömen, Kanälen und Gräben, und auf die in solchen

gewöhnlich befindlichen Stauungs-Anlagen, sowie darauf auszudehnen, wie und nach
welchem Maßstabe die Nivellements aufgetragen werden müssen.

Außerdem wird verlangt: Allgemeine Kenntniß der Refraction der Lichtstrahlen,
sowie des wahren und des scheinbaren Horizonts.

S. 7.

Der Candidat hat unter Aussicht eines Beamten die ihm zu erlheilenden Auf-

gaben aus den vorgedachten Wissenschasten schristlich zu beantworten.

Hiebei wird immer nur eine Aufgabe ertheilt und zur Lösung derselben eine

angemessene Frist festgesetzt, nach deren Ablauf eine andere Aufgabe folgt, wenn die

vorhergegängene auch nicht, oder nicht vollständig gelöst worden sein sollte.

Die schristliche Prüfung, welche der mündlichen vorangeht, ist nicht zu weit aus-

zudehnen; es werden vielmehr in der Regel etwa zwanzig Fragen und Aufgaben aus-

reichen. Diese hat der Candidat in drei Tagen zu beantworten.

Zur mündlichen Prüfung wird ein Tag bestimmt.

Die Mitglieder der Commission sind verpflichtet, während der schriftlichen Prü-

fung sich öfter davon zu überzeugen, daß mit Ernst und ordnungsmäßig verfahren
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werde, und darauf zu sehen, daß der Candidat sich keiner Hülfsmittel an Büchern,

Hesten und dergleichen zurBeantwortung der Frage bediene.

. .

Die Commission prüft die schriftlichen Arbeiten des Candidaten und fällt ihr

Urtheil, nach vorheriger Berathung über den Ausfall des Examens überhaupt, in jeder
Wissenschaft. Hiebei sind folgende Prädicate zu ertheilen und allein zulässig:

1) über die bei der schriftlichen und münndlichenBrusung eitwicellenKenntniss
in jedem einzelnen Zweige:

#a) zulänglich,
b) ziemlich gut,

e) gut,
4) recht gut,
) vorzüglich;

2) Über die unsiat des Candidaten. zum Beldmeser irim:Allgemeinen.
#a) zulänglich,
b) gehörig,
e) völlig, und

4) vorzüglich.

Bei Beuxtheilung der Irobechantewird bemerkt, ob sie richtig und2kebei wenigstens
0) mittelmäßig, —

l))zsemltchgnt
c)gnk,oder

4) schön gezeichnet worden sei.
8. 9.

Die schriftlichen Audarbeltungen mu#h der Candidat mit seinem Vor- und Zunamen
unterschreiben und das Datum beifügen. Außerdem wird von dem Aufsichtsbeamten be-

scheinigt, daß die Beantwornugiin einer Veginnart und ohne Hillfemittel geschehen sei.
S. 10.

Vie Cemiusion uutdie Erzebunse derPriiing, die Probearbeiten und die Pr-
fungs-Protocolle mit ihren Anträgen der Regierung vor. Findek diese, daß der Candidat

nach dem Ausfall der Prüfung zur Ausübung der Feldmeßkunst qualifttirt ist, so stellt
sie hierüber ein Zeugniß aus, ertheilt dem Candidaten auch, nach erfolgter Verpflich.
tung, eine förmliche Bestallungs-Urkunde.
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Hat der Candidat die Prüsung ungenügend bestanden, so setzt die Regierung die

Zeit fest, nach deren Ablaufe die Prüfung wiederholt werden darf.

Die von der Regierung verpflichteten und förmlich bestellten Feldmesser haben die

ihnen übertragenen Arbeiten mit größter Gewissenhaftigkeit und Sorgfalt auszuführen.
Sie bekleiden eine öffentliche Function und unterstehen somit den Artikeln 307 ff. des

Strafgesetzbuchs. Disciplinarbehörde ist die Regierung nach Maßgabe des Gesetzes
vom 10. Mai 1858 (G.-S. 1858 S. 119 ff.).

Die Negierung ist verpflichtet, die ganze Geschäftsführung der Feldmesser zu über-

wachen, auch die Arbeiten derselben von Amtswegen an Ort und Stelle revidiren zu

lassen. Finden sich dabei erhebliche Fehler, so hat der betrefsende Feldmesser die durch
die Revision und durch die Verbesserung oder neue Anfertigung der sehlerhaften Arbeiten

entstehenden Kosten zu tragen.
Liefert ein Feldmesser wiederholt unrichtige oder sonst unbrauchbare Arbeiten ab,

oder läßt er sich sonst wiederholte oder grobe Pflichtwidrigkeiten zu Schulden kommen,
so kann ihm auf Antrag der Regierung durch Beschluß des Ministeriums seine Bestal-
lung entzogen werden.

S. 12.

Die Vermessungs-Revisoren werden auf den Vorschlag der Regierung von dem
Ministerio bestellt. Sie werden aus der Zahl der bewährtesten Feldmesser ausgewählt,

und es ist bei der Auswahl sowohl auf die längere practische Uebung der Feldmeßkunst

und den dadurch erreichten höheren Grad der Fertigkeit und Tüchtigkeit, wie auf tadel-

freie Führung Rücksicht zu nehmen.
ie Vermessungs-Revisoren werden besonders dazu verwendet, die Richtigkeit der

geometrischen Arbeiten anderer Feldmesser zu prüfen, Gutachten über Gegenstände ihrer

Wissenschaft abzugeben und besonders schwierige geometrische Arbeiten auszuführen.

Rudolstadt, den 31. August 1866.

Fürstl.Schwarkt. Ministerium.Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Achtzehntes Stück vom Jhhre 1866.

 LXXXVI. Ministerial-Bekanntmachung
vom 21. August 1866, die Verhütung der Weiterverbreitung ansteckender

epidemischer Krankheiten betr.

Mit Höchster Genehmigung Serenissimi werden hierdurch Maßregeln zur
öffentlichen Kenntniß gebracht, welche künftig zur Anwendung kommen sollen, um die

Weiteerbreitung ansteckender epidemischer Krankheiten möglichsl zu verhüten:

1) Jeder Arzt, welcher Pocken-, Varioloiden-, Cholera-, Typhus-, Scharlach-,
Masern- Kranke in Behandlung bekommt, ist verpflichtet, die Angehörigen des

Kranken über die Natur der Krankheit zu belehren und sofort bei dem Physikus und

dem Ortsvorstande Anzeige zu machen.
2) Sobald der Ausbruch der Pocken oder Varioloiden an einem Orte durch

erlangte eigene Ueberzeugung des betreffenden Physikus konstatirt ist, hat derselbe
darauf zu achten, daß alle nicht oder noch nicht mit genügendem Erfolge geimpften
Kinder des Orts. vorausgesetzt, daß ein ärztliches Bedenken nicht entgegenstehr, binnen

kürzester Frist geimpft werden. Gleichzeitig ist auch die Wiederholung der Impfung
allen denen dringend anzuempfehlen, welche vor länger als 10 bis 15 Jahren die

Kahpocken bestanden haben.
3) Femer hat der Physikus durch Vermiktelung ded Gemeindevorskandes beim

Ausbruch epidemischer Krankheiten nach Bedürfniß anzuordnen, dah eine Tafel,
auf welcher der Name der Krankheit deutlich geschrieben steht, an die äußere Seite

des Hauses, in welchem sich Kranke befinen, befestigt werde (Pocken-, 6bolem rc.
Fürstl. Schw. Kudolst. Gesetsamml. XXVII.Ausgegeben in Rudolstadt den 6. *i 866.
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Kranke), und daß die in einem solchen Hause wohnenden Schubiuder den Besuch

der Schule einstellen.
Diese Vorschriften sind je nach ärztlicher.Beurtheilung des betreffenden Falles

auf4bis 6 Wochen, vom ersten Ausbruch der Krankheit an gerechnet, auszudehnen.
4) Nach Beendigung der Krankheit ist anzuordnen, daß die Leib- und Best-

wäsche, welche währenddem in Gebrauch war, sofort in scharfer Lauge geweicht,

gewaschen und durchlüftet wird. Ebenso ist das Haus gründlich zu reinigen und

wiederholt zu durchlüften, in schlimmeren Fällen aber mittels Chlorgases zu des-

inficiren.

Rudolstadt, den 21. August 4866. 5

Färstl. Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.

 XXXVII. Instruetion
der Fürstl. Negierung vom 12. September 1866, die Aufstellung von

Locomobilen betr.

Da neuerdings mehrfach Locomobilen in Thätigkeit gesetzt sind, so wird im An-

schluß an die Verordnung vom 9. Februar d. J. (Gesetz= Samml. S. 28) folgende
Instruction über die bei Aufstellung derartiger 27 zu beobachtenden

Sicherheitsmaßregeln ertheilt.
S. 1.

Locomobilen, welche unter freiem Himmel arbeiten, müssen von feuersicher ge-
deckten Gebäuden mindestens 50 Fuß, von nicht feuersicher gedeckten Gebäuden oder

anderen leicht feuerfangenden Gegenständen aber mindestens 100 Fuß entfernt auf-
gestellt werden.

5. 2.
Innerhalb von Stallungen, Scheunen und dergleichen Gebäuden dürfen Loco-

mobilkessel nicht geheizt werden.
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8. 3.

Die Ortspolizeibehörden sind verpflichtet, sorgfältig darüber zu wachen, daß
bei Aufstellung geheizter Locomobilen im Allgemeinen Feuersgefahr vermieden wird.

Es darf z. B. in der Nähe der Locomobile kein Stroh oder anderes leicht feuer-

fangendes Material lagern, es dürsen dem Locomobilschornsteine keine brennenden

oder glimmenden Theile entfliegen.
Auch können sonstige Sicherheitsmaßregeln z. B. Aufstellung von genügend

großen Kübeln mit Wasser neben der Locomobile angeordnet werden.

Rudolstadt, den 12. September 1866.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
v. Bertrab.

K. A. Vater.

 XXXVIII. Bekanntmachung
der Fürstlichen Regierung vom 29. September 1866, die Ertheilung rines

Mivilegiums für Jaroslaw Jadora Paszkowoky und Olgerd Sa-

binsky in Paris auf ein verbessertes Verfahren der Fabrikation von

luftführendem Beleuchtungaogase.

Mit Höchster Genehmigung Serenissimi ist dem Jaroslaw Zadora
Paszkowsky und Olgerd Sabinsky in Paris ein Privilegium auf ein ver-

bessertes Versahren der Fabrikation von luftführendem Beleuchtungsgase in der durch

Beschreibung nachgewiesenen Weise auf fünf nach einander folgende Jahre von heute

ab für den Umfang des hiesigen Fürstenthums mit der Wirkung ertheilt worden, daß

ohne ihre Zustimmung Niemand befugt sein soll, den erfundenen Apparat herzustellen.
Dieses Privilegium ist jedoch alsdann als erloschen zu betrachten, wenn die An-

wendung der fraglichen Erfindung in dem hiesigen Fürstenthume nicht binnen Jahres-
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frist nachgewiesen werden kann. Auch wird die Neuheit der Erfindung im Sinne der,

nach der Bekanntmachung des vormaligen Fürstlichen Geheimeraths-Collegiums vom

12. April 1843 bei Ertheilung von Erfindungspatenten in den deutschen Zollvercins=

Staaten zu beobachtenden Grundsätze ausdrücklich vorausgesetzt.
Die unterzeichnete Fürstliche Regierung macht solches zur allgemeinen Nachachtung

hiermit öffentlich bekannt.

Rudolstadt, den 29. September 1866.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
v. Bertrab.

K. A. Vater.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Neunzehntes Stüch vom Jahre 18660.

 XXXIX. Bekanntmachung
der Fürstl. Regierung vom 4. October 1866, betr. die Ertheilung cines Zusatz

Patents zu dem Privilegium des Fabrikanten Julins Brönner in Frankfurt

a. M. vom 11. April 1866 auf die Herstellung eines verbesserten

Gasbrenners.

Mit Höchster Genehmigung Serenissimi ist dem Fabrikanten Julius
Brönner in Frankfurt a. M. ein Privilegium auf die von ihm erfundene weitere

Verbesserung an Gasbrennern in der durch Beschreibung nachgewiesenen Weise mit dem

Beifügen ertheilt worden, daß die Beslimmungen des demselben unterm 11. April d. J.

ousgefertigten Patentes (Ges.-Samml. 1866 S. 57) auch auf diesen Nachtrag An-
wendung zu erleiden haben.

Die unterzeichnete Fürstliche Negierung macht solches zur allgemeinen Nachachtung
hiermit öfsentlich bekannt.

Rudolstadt, den 4. October 1866.

Fürstl. Schwarzb. Regierung.
v. Bertrab.

K. A. Vater.

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesahsem XXV. 24
Ausgegeben in Rudolstadt den 1. December 1866.
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 LX. Ministerial-Bekanntmachung
vom 23. November 1866,

den Bünduißvertrag mit Preußen betreffend.

Nachstehender, wörtlich also lautender Bündnißvertrag zwischen Preußen. Sachsen-
Weimar, Oldenburg, Braunschweig, Sachsen-Altenburg, Sachsen, Coburg. Gotha,
Anhalt, Schwarzburg= Nudolstadt, Schwarzburg= Sondershausen, Waldeck, Reuß
j. L., Schaumburg-Lippe, Lippe, Lübeck, Bremen und Hamburg:

Um der auf Grundlage der preußischen identischen Noten vom 16. Juni 1866

ins Leben getretenen Bundesgenossenschaft zwischen Preußen, Mecklenburg. Schwerin,
Sachsen=Weimar, Mecklenburg=Strelitz. Oldenburg, Braunschweig, Sachsen= Al-
tenburg, Sachsen. Coburg. Gotha, Anhalt, Schwarzburg Sondershausen, Schwarz.
burg. Rudolstadt, Waldeck, Reuß jüngerer Linie, Schaumburg-Lippe, Lippe, Lübeck,
Bremen und Hamburg einen vertragsmäßigen Ausdruck zu geben, haben die verbün-

deten Staaten den Abschluß eines Bündnißvertrages beschlossen und zu diesem Zwecke

mit Vollmacht versehen:

Se. Masjestät der König von Prenßen:
Seinen Minister-Präsidenten und Minister der auswärtigen Angelegenheiten,

Grafen Otto von Bismarck-Schönhausen, Nitter des Schwarzen

Adler-Ordens u. s. w.;

Se. Königliche Hoheit der Großherzog von Sachsen:
Seinen außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten Minister am Königlich

preußischen Hofe Grafen von Beust, Nitter des Königlich preuhischen Nothen

Adler-Ordens 1. Klasse, Großkreuz des Großherzoglich sächsischen Falken-
und des Herzoglich sachsen ernestinischen Haus-Ordens, sowie des Herzoglich

anhaltischen Haus-Ordens Albrechts des Bären;

Se. Königliche Hoheit der Großherzog von Oldenbury:
Seinen Kammerherrn Peter Friedrich Ludwig von Rössing, Minister

des Großherzoglichen Hauses und der auswärligen Angelegenheiten, Vorsitzen-
den des Staatsministeriums, Inhaber des Großkreuzes vom Großherzoglich

oldenburgischen Haus- und Verdienst-Orden des Herzogs Peter Friedrich
Ladwig, Nitter des Königlich preußischen Rothen Adler-Ordens 1. Klasse u. s. w.;
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Se. Hohrit der Herzog von Branunschweig, Lneburg und Oels:
Seinen Geheimen Legationsrath und Minister-Residenten am Königlich preußischen

Hofe, Freiherrn Friedrich von Löhneysen, Komthur 2. Klasse des

Herzoglich braunschweigischen Ordens Heinrichs des Löwen, Ehren-Groß-

komthur des Großhherzoglich oldenburgischen Haus- undVerdienst= Ordens
Herzogs Peter Friedrich Ludwig;

Se. Hoheit der Herzog von Sachsen-Altenburg:
den Grohherzoglich sächsischen außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten

Minister am Königlich preußischen Hose, Grafen von Beust, Herzoglich

sachsischen Wirklichen Geheimen RNath und Minister-Residenten an demselben

Hose. Nitter des Königlich preußischen Nothen Adler-Ordens 1. Klasse u. s.w.

Se. Hoheit der Herzog von Sachsen-Coburg-Gotha:

Seinen Wirklichen Geheimen Nath und Staatsminister, Doctor der Rechte, Ca-

millo Richard Freihe#rn von Seebach, Rilter des Königlich preußischen

Kronen= Ordens und des Rothen Adler-Ordens 1. Klasse, Großkreuz des

Herzoglich sachsen ernestinischenHaus-Ordens, des Großherzoglich sächsischen
Falken-Ordens u. s. w.;

Se. Hoheit der Herzog von Anhalt:

den Grohherzoglich sächsischen außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten
Minister am Königlich preußischen Hose, Grasen von Beust, Herzoglich
anhaltischen Minister-Residenten an demselben Hofe, Ritter des Königlich

preuhischen Rothen Adler-Ordens 1. Klasse u. s. w.;

Se. Durchlaucht der Fürst von Schwarzburg-Rudolstadt:

den Großäherzoglich sächsischen außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten
Minister am Königlich preußischen Hofe, Grafen v. Beust, Fürstlich schwarz-

burgischen Minister-Residenten aun demselben Hofe, Nitter des Königlich preußi-
schen Nothen Adler-Ordens 1. Klasse u. s. w.;

Se. Durchlaucht der Fürst von Schwarzburg-Sonvershausen:

den Grohherzoglich sächsischen außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten
Minister am Königlich preußischen Hose, Grasen v. Beust, Fürstlich schwarz-

burgischen Minisler-Residenten an demselben Hofe, Nitter des Königlich preußi-
schen Rothen Adler-Ordens 1. Klasse u. s. w.;

24
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Se. Durchlaucht der Fürst zu Waldeck und Pyrmont:

Seinen Regierungsrath, Dirigenten der Abtheilungen desJnnernund für *m

tairsachen, Ludwig Klapp, Nitter des Königlich preußischen Kronen-Ordens
3. Klasse;

Se. Durchlancht der Fürst Reuß jüngerer Linie:
den Grohherzoglich sächsischen außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten

Minister am Königlich preußischen Hof#, Grafen v. Beust, Fürstlich reußi-

schen Minister-Residenten an demselben Hofe, Nitter des Königlich preußi,
schen Rothen Adler-Ordens 1. Klasse u. s. w.;

Se. Durchlaucht der Fürst zu Schaumburg-Lippe:

Seinen Präsidenten der Landes-Regierung, Rudolph Eduard Friedrich
Wilhelm Freiherrn von Lauer-Münchhofen, Nitter des Königlich

preußischen Kronen. Ordens 2. Klasse, des Nothen Adler-Ordens 4. Klasse,

Inhaber der Kriegsdenkmünze für die Feldzüge von 1813— 14 und der Erin-

nerungs-Denkmünze von 1863;

Se. Durchlaucht der Fürst zur A#ppe:
Seinen Cabinets-Minister Alexander von Oheimb, Ritter des Königlich

preußischen Kronen-Ordens 2. Klasse mit Stern, des Johanniter-Ordens,

des schwarzburgischen Ehrenkreuzes 1. Klasse;

der Senat der freien und Hansestadt Lübeck:
den hanseatischen Minister-Residenten am Königlich preußischen Hose, Dockor der

Rechte, Friedrich Heinrich Gefscken, Großkrenz des Königlich belgischen
Leopold. Ordens, Ritter des Königlich preußischen Kronen-Ordens 2. Klasse

mit Stern, Groß-Comthur des Kaiserlich türkischen Medjidje-Ordens, sowie
des Großherzoglich oldenburgischen Haus= und Verdienst= Ordens;

der Senat der frelen und Hansestadt Bremen:

den hanseatischen Minister-Residenten am Königlich preußischen Hose, Doctor der

Rechte, Friedrich Heinrich Geffcken, Großkreuzdes Königlich belgischen
Leopold-Ordens, Rilter des Königlich preußischen Kronen-Ordens 2. Classe

mit Stern, Großkomthui des Kaiserlich türkischen Medjidje Ordens, sowie

des Großherzoglich Oldenburgischen Haus- und Verdienst-Ordens, und

der Senat der freien und Hansesladt Hamburg:
den hanseatischen Minister-Residenten am Königlich preußischen Hofe, Doctor der
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Rechte, Friedrich Heinrich Geffcken, Großkreuz des Königlich belgischen
Leopold·Ordens,RitterdesKöniglichpreußischenKronen=Ordens2.Klasse
mit Stern, Großkomthur des Kaiserlich türkischen Medjidje-Ordens, sowie

des Grohherzoglich oldenburgischen Haus= undVerdienst- Ordens,
welche, nachdem sie ihre Vollmachten ausgetauscht und in guter und richtiger Form

befunden haben, über nachstehende Artikel übereingekommen sind.

Artikel 1.

Die Negierungen von Preußen, Sachsen-Weimar, Oldenburg, Braunschweig,

Sachsen-Altenburg. Sachsen-Coburg. Gotha, Anhalt, Schwarzburg= Sondershausen,
Schwarzburg-Nudolstadt, Waldeck, Neuß jüngerer Linie, Schaumburg-Lippe, Lippe,
Lübeck, Bremen und Hambm#g schließen ein Offensiv= und Defensiv-Bündniß zur

Erhallung der Unabhängigkeit und Integrität, so wie der inneren und äuheren Sicher-

heit ihrer Staaten, und treten sofort zur gemeinschaftlichen Vertheidigung ihres Besih-
standes ein, welchen sie sich gegenseitig durch dieses Bündniß garantiren.

Artikel 2.

Die Zwecke des Bündnisses sollen definitiv durch eine Bundesverfassung auf der
Basis der preußischen Grundzüge vom 10. Juni 1866 sichergestellt werden, unter

Mitwirkung eines gemeinschaftlich zu berufenden Parlamenks.

Artikel 3.

Alle zwischen den Verbündeten bestehenden Verträge und Uebereinkünste bleiben

in Krast, soweit sie nicht durch gegemwärtiges Bündniß ausdrücklich modifizirt werden.

Artikel 4.

Die Truppen der Verbündeten stehen unter dem Oberbefehl Seiner Majestät des

Königs von Preußen.

Dieie Leistungen während des Krieges werden durch besondere Verabredungen
geregelt

Artikel5
Die verbündeten Regierungen werdenglichzeitg mit Preußen die auf Grund

des Reichswahlgesetzes vom 12. April 1849 vorzunehmenden Wahlen der Abgeorducten

zum Parlament anordnen und Letzteres gemeinschaftlich mit Preußen einberufen. Zu-
gleich werden sie Bevollmächtigte nach Berlin senden, um nach Maßgabe der Grund-
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züge vom 10. Juni d. J. den Bundesverfassungs= Entwurf festzustellen, welcher dem
Parlament zur Berathung und Vereinbarung vorgelegt werden soll.

Artikel 6.

Die Dauer des Bündnisses ist bis zum Abschluß des neuen Bundesverhältnisses,

eventuell auf ein Jahr festgesetzt, wenn der neue Bund nicht vor Ablauf eines Jahres

geschlossen sein sollte.
Artikel 7.

Der vorstehende Bündnißvertrag soll ratifizirt und die Ratifications= Urkunden
sobald als möglich, spätestens aber innerhalb dreier Wochen, vom Datum des Abschlusses
an, in Berlin ausgewechselt werden.

Zur Urkund dessen haben sämmtliche Bevollmächtigte den gegenwärligen Bündniß-
verlrag unterzeichnet und untersiegelt.

So geschehen Berlin, den 18. August 1866.

(I. S.) Gr. v. Bismarck. (I. 5.) Gr. v. Beust.

(L. S.) v. Rössing. (I. S.) F. v. Löhneysen.

(L. S.) v. Seebach. (I. S.) L. Klapp.
(L. S.) v. Lauer. (L. S.) v. Oheimb.

(l. S) Gesscken.

wird nach geschehener Ratification und am 8. September d. J. erfolgter Auswechselung
der Ratisications= Urkunden mit dem Bemerken andurch publicirt, daß auch die Groß.

herzogthümer Mecklenburg Schwerin und Mecklenburg-Strelitz, das Herzogthum
Sachsen-Meiningen, das Fürstenthum Reuß ä. L. und das Königreich Sachsen dem

Bündnißperkrage beigetreten sind.

Rudolstadt, den 23. November 1866.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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 XLI. Gesetz,
die Wahlen für den Reichstag des norddeutschen Bundeo betreffend,

vom 30. November 1866.

Wir Friedrich Günther, von Gottes Guaden, Fürst zu Schwarzburg v.

verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums und mit vorher ertheilter Zustimmung
Unseres getreuen Landtags in Bezug auf die Wahl des in Unseren Landen zu wäh-

lenden Abgeordneken für den zur Berathung der Verfassung und derEinrichtungen des
norddeutschen Bundes einzuberufenden was folgt:

S. 1.

Wähler ist jeder unbescholtene Staaksbürger eines der zum Bunde zusammen-

tretenden deutschen Staaten, welcher das 25. Lebensjahr zurückgelegt hat.

8. 2.

Von der Berechtigung zum Wählen sind ausgeschlossen:

1) Peisonen, welche unter Vormundschast oder Curatel stehen;

2) Personen, über deren Vermögen Concurs gerichllich eroffnet worden ist, und

zwar während der Dauer dieses Concursverfahrens;
3) Personen, welche eine Armenunterstützung aus öffentlichen oder Gemeinde-

Mitteln beziehen oder im letzten der Wahl vorhergegangenen Jahre bezogen

haben.
S. 3.

Als bescholten, also von der Berechtigung zum Wählen ausgeschlossen, sollen

angesehen werden: Personen, denen durch rechtskräftiges Erkenntniß der Vollgenuß

der staatsbürgerlichen Rechte entzogen ist, sofern sie in diese Rechte nicht wieder

eingesetzt worden sind.
8. 4.

Wählbar zum Abgeordneten ist jeder W’ der einem zum Bunde
gehörigen Staate seit mindestens drei Jahren angehö

Verbüßte oder durch Iehnadigung erlassene Suchen wegen politischer Verbrechen
schließen von der Wahl nicht aus.

8. 5.

Personen, die ein öffentliches Amt bekleiden, bedürfen zum Eintritt in den

Reichstag keines Urlaubes.
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S. 6.

Das ganze Land bildet nur einen Wahlkreis, der zum Zweck des Stimm-

abgebens in kleinere Bezirke eingetheilt wird.

8. 7.
Wer das Wahlrecht in einem Wahlbezirke ausüben will, muß in demselben zur

Zeit der Wahl seinen Wohnsitz baben.
Jeder darf nur an einem Orte wöählen.

S. 8.

In jedem Wahlbezirke sind zum Zwecke der Wahlen Listen anzulegen, in welche
die zum Wählen Berechtigten nach Zu- und Vornamen, Alter, Gewerbe und Wohnort

eingetragen werden. Diese Listen sind spätestens vier Wochen vor dem zur ordemlichen

Wahl bestimmten Tage zu Jedermanns Einsicht auszulegen und ist dies durch den
betreffenden Gemeindevorstand in ortsüblicher Weise öffentlich bekannt zu machen. Ein-

sprachen gegen die Listen sind binnen acht Tagen nach öffentlicher Bekanntmachung bei
der Behörde, welche die Bekanntmachung erlassen hat, anzubringen, und innerhalb
der nächsten vierzehn Tage durch das vorgesetzte Verwaltungsamt zu erledigen, worauf
die Listen geschlossen werden. Nur diejenigen sind zur Theilnahme an der Wahl berech-

tigt, welche in die Listen aufgenommen sind.

8. 9.
Die Wahlhandlung ist öffentlich; bei derselben sind Gemeindemitglieder zuzu-

Rehen, welche kein Staatsamt bekleiden.
Das Wahlrecht wird in Person durch verdeckte, in eine Wahlurne niederzulegende

Stimmzettel ohne Unterschrift ausgeübt.

8. 10.

Die Wahl ist direct. Sie erfolgt durch absolute Stimmenmehrheit aller abge-

gebenen Stimmen. Stellt sich eine absolute Stimmenmehrheit nicht heraus, so ist
mrrunter den zwei Candidaten zu wählen, welche die meisten Stimmen erhalten haben.

Bei Stimmengleichheit entscheidet das Loos.

S. 11.

Ein Stellvertreter des Abgeorducten ist nicht zu wählen.

KS. 12.

Die Wahlen sind im ganzen Lande zu derselben Zeit vorzunehmen.
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8. 13.

Die Wahlbezirke, die Wahldirectoren und das Wahlverfahren werden, insoweit

dieses nicht durch das gegenwärtige Gesetz bereits festgestellt worden, von der Staats-

Regierung bestimmt.
8. 14.

Der Reichstag prüft die Vollmachten seiner Mitglieder und enischeidet über deren

Zulassung.
Er regelt seine Geschäftsordnung und Disciplin.

S. 15.

Kein Mitglied des Neichstages darf zu irgend einer Zeit wegen seiner Abstim-

mung oder wegen der in Ausübung seines Berufes gethanen Aeußerungen gerichtlich

oder dieciplinarisch verfolgt oder sonst außerhalb der Versammlung zur Verantwortung

gezogen werden.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürstlichen
Insiegel.

So geschehen

Rudolstadt. den 30. November 1866.

(1. S.) Friedrich Günther, F. z. S.

v. Bertrab. v. Ketelhodt. v. Bamberg.

Fürstl. Schw. Rudolst. Gesetzsamml. XXVI. 25
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M. XLII. Ausführuugs-Verordnung
zum Reichstagswahlgesetze vom 30. November 1866.

Auf Grund des §F. 13 des Reichstagswahlgesetzes vom heutigen Tage wird mit

höchster Genehmigung des Durchlauchtigsten Fürsten in Bezug auf die Wahlbezirke, die
Wahldirektoren und das Wahlverfahren verordnet, was folgt:

8. 1.

Regelmäßig bildet jede Gemeinde des Landes einen besonderen Wahlbezirk. Guts-

bezirke und Einzelungen, die mit Gemeinden noch nicht vereinigt sind, werden zum

Zweck der Vornahme der Wahlen durch das betreffende Verwaltungsamt zu den ihnen

zunächst belegenen Gemeinden geschlagen.
Gemeinden, welche nur 25 oder weniger Wahlberechtigte umfassen, werden von

dem betreffenden Verwaltungsamte mit einer oder mehreren angrenzenden Gemeinden

zu einem Wahlbezirke vereinigt.
In Wahlbezirken von über 150 Wahlberechtigten kann die Wahl in Abtheilungen

vorgenommen werden, welche der Gemeindevorstand zu bestimmen hat.

8. 2.

Unmittelbar nach dem Erscheinen dieser Verordnung sind die im F. 8 des Gesetzes

näher bezeichneten Wählerlisten aufzustellen und spätestens am 17. December d. J.

öffentlich auszulegen.
S. 3.8 *

Die Wahl wird in den einzelnen Wahlbezirken durch die Gemeindevorstände als

Wahldirektoren geleitet. Gehören verschiedene Gemeinden zu einem Wahlbezirke, so
fungirt der Geweindevorstand der größten Gemeinde als Wahldirektor.

S. 4.

Die Wahlhandlung beginnt damit, daß der Wahldirektor einen Protokollführer

und einen oder mehrere Stimmzähler aus denerschienenen Wählern, welche kein Staats-
amt bekleiden, ernennt und miltels Handschlags verpflichtet.

Die erschienenen Wähler werden, sobald sie die Stimmzettel abgeben, in der Liste

der Wahlberechtigten als anwesend bezeichnet.
Nach Beendigung der Stimmabgabe werden die Namen Derjenigen, welche Wahl-

stimmen erhalten haben, mit Angabe der Zahl der auf sie gefallenen Stimmen in dem
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Wahlprotokolle verzeichnet. Dieses Protokoll ist von dem Wahldirektor, dem Protokoll-
führer und den Stimmzählern zu unterzeichnen, mittels des Gemeindesiegels zu beglau-
bigen und sofort nach beendigtem Wahlakte unter Beifügung der Wählerlisten an das

Venvaltungsamt einzusenden. Dieses hat die Wahlprotokolle nebst Anlagen aus dem

ganzen Amtsbezirke unverzüglich an die Regierung einzuschicken.

S. 5.
Sobald die Wahlprotokolle aus sämmtlichen Wahlbezirken bei der Fürstlichen

Regierung eingegangen sind, wird das Gesammtresultat der Wahl durch einen von dem

Negierungspräsidio zu ernennenden Commissar unter Zuziehung zweier von dem Stadt-

rathscollegio der Nesidenz Rudolstadt zu diesem Zweck zu wählenden Siadtrathsmit-
Flieder, welche kein Staatsamt bekleiden, und eines Protokollführers zusammengestellt.

Es werden hiebei die Namen Derjenigen verzeichnet welche Wahlstimmen erhalten
haben, und neben den Namen wird die Zahl der auf dieselben gefallenen Stimmen notirt.

Hat sich auf Niemanden eine Mehrheit aller Stimmen aus dem ganzen Lande

vereinigt, so ist von der Fürstl. Regierung unverzüglich eine engere Wahl unter den-

jenigen zwei Wahlcandidaten, welche bei der ersten Wahl die meisten Stimmen erhalten

haben, anzuordnen. Die hierbei auf andere Personen gefallenen Stimmen werden

nicht mitgezöhlt.
S. 6.

Der Tag der vorzunehmenden Wahl wird später bestimmt und durch die Gesetz-

sammlung, sowie durch das Rudolstädter Wochenblatt und das Frankenhäuser Intel-
ligenzblatt bekannt gemacht werden. Die Vorladung zu dem Wahlacte erfolgt durch
die Gemeindevorstände in ortsüblicher Weise. ·

Rudolstadt, den 30. November 1866.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
v. Bertrab.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

Zwanzigstes Stüch vom Jahre 1866.

&amp; XLIII. Ministerial-Bekanntmachung
vom 4. Derember 1866, die den zollvereinsländischen Handelorcisenden in

Frankreich, Belgien und den Niederlauden ertheilte Befugniß zur Mitführung

aufgekaufter Waaren betreffend.

Unter Bezugnahme auf Arlikel 24 alinen 2 des Handels= und Schifffahrts-Ver-

trages mit den Niederlanden vom 31. December 1851 (Ges.-Samml. 1852, S. 71),

§.1lil. b und Beilage C. der Ministerial-Bekanntmachung vom 16. März 1855, die

Uebereinkunft mit Belgien wegen der Handelsreisenden betreffend (Ges.-Samml. 1855,
S. 62 und 65), sowie Artikel 26 des Handelsvertrages mit Frankreich vom 2. August

1862 und Ziffer I. C. nebst Beilage II. des Schlußprotokolles dazu von demselben Tage

(Ges.-Samml. 1865, S. 90, 155 und 159) wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß
gebracht, daß in den Niederlanden, in Belgien und in Frankreich den Handelsreisenden

aus dem Zollvereine die Befugniß ertheilt worden ist, ausgekaufte Waaren behufs

deren Beförderung nach dem Bestimmungsorte mit sich zu führen.

Nudolstadt, den 4. December 1866.

Fürstl. Schwarzb. Ministerinm.
v. Bertrab.

Fürstl. Schw. Nudolst. Gesebsamml. XXVII. 26
Ausgegeben in Rudolstadt den 10. December 1866.
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 XIIV. Ministerial-Bekanntmachung
vom 12. Derember 1866, die Ertheilung von Gewerbe-Legitimations-Karten

für Handelsreisende betr.

Unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom S. Januar 1864 (Ges-S. 1864

S. 15) wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß nach einer Mittheilung
des Königlich Preußischen Finanz-Ministeriums die zollvereinsländischen Handelsrei-
senden, welchen von den hierzu befugten Behörden Gewerbe-Legitimationskarten zum

Aufsuchen von Waarenbestellungen oder zu Waarenankäufen für Rechnung meh-
rerer Häuser nach Maßgabe des beigedruckten Formulars unter A. ertheilt worden

sind, vom 1. Januar 1867 ab im ganzen Umfange der Preußischen Monarchie

abgabenfrei zugelassen werden.

In Folge dessen sollen auch die von Preußischen Behörden für dortige Angehörige
nach dem gedachten Muster ausgefertigten Gewerbe-Legitimationskarten zur Geschästs-
besorgung für mehrere Handlungs= (Fabrik-) Häuser in dem hiesigen Fürstenthume
als gültige Legitimation zu dem darin bezeichueten Zwecke vom 1. Jannar 1867 ab
anerkannt werden.

Nudolstadt, den 12. December 1866.

Fürstl. Schwarzb- Ministerium.v. Ketelhod
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A.)

Gewerbe-Legitimations-Karte,

gültig für das Jahr 1800 sieben und sechzig.
. pe

5 m.Eedes.

Dem N., welcher in N. N. wohnhaft ist und für Rechnung

1) seiner eigenen Drogueriewaaren-Handlung daselbst,
2) der Drogueriewaaren-Handlung N. N. daselbst, bei welcher er als Hand-

lungscommis im Dienste steht,
3) Nachstehender Handlungs-(Fabrik-) Häuser, als:

im Gebiete des Zollvereins Waaren-Bestellungen aufzusuchen und Waaren-Einkäufe

zu machen beabsichtigt, wird hierdurch behufs seiner Gewerbelegitimation bei den

Behörden der übrigen Zollvereinsstaaten bescheinigt, daß für den Gewerbebetrieb

ivorgedachten Veschasto he im hiesigen Lande die gesetzlich bestehenden Steuern

zu entrichtknsind.
Derselbe darf von den Waaren, auf welche er Bestellungen suchen will, nur

Proben, aufgekaufte Waaren aber nur behufs deren Beförderung nach dem Bestim-

mungsorte mit sich führen.

Auch ist ihm verboten, für Rechnung Anderer als nii genannten Geschäfts

Waaren-Bestellungen auszusuchen oder Waaren-Ankäufe zu machen.
Bei dem Aufsuchen von Bestellungen oder bei den Waaren-Ankäufen hat er die

in jedem Vereinsstaate gültigen Vorschriften zu beobachten.

(Ort, Datum, Unterschrift und Stempel der ausstellenden Behörde.)

Personal-Beschreibung und Unterschrift des Reisenden.

hauses
häuser
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